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Ursula Filipič, Annika Schönauer  
SOLIDARITÄT UND PARTIZIPATION – QUO VADIS?
VORWORT 
„Solidarität und Partizipation – quo vadis?“ lautete der Titel einer im Oktober 2019 in der AK 
Wien im Rahmen des Forschungsnetzwerks universitäre und außeruniversitäre Sozialforschung 
(SOZNET) durchgeführten Veranstaltung. Damit wurde eine gemeinsame Veranstaltungsreihe 
fortgesetzt, die 2017 mit dem Thema „Zur Zukunft von Arbeit und Wohlfahrtsstaat“ begonnen 
hatte. Die Kooperation zwischen der Arbeiterkammer Wien und SOZNET zielt darauf ab, den 
Austausch und Dialog zwischen sozialwissenschaftlicher Erkenntnis und gesellschaftspoliti-
scher Praxis zu fördern und zu stärken. 
Die Einladung zu Vorträgen richtete sich auch dieses Mal an (insbesondere junge) Sozialwissen-
schafterInnen, um ihre einschlägigen Forschungsarbeiten einem breiteren Publikum von For-
scherInnen sowie Expertinnen und Experten zu präsentieren und sie mit ihnen zu diskutieren. 
Das Thema war bewusst weit gefasst: Partizipation verweist auf die Einbeziehung von Individu-
en und Kollektiven in Entscheidungs- und Willensbildungsprozesse. Welche Solidaritäten daraus 
entstehen und welche Solidaritäten zur Beteiligung und Mitbestimmung beitragen, zeigen die 
Beiträge dieses Bandes für sehr unterschiedliche Themenfelder auf. 
Benjamin Herr thematisiert Voraussetzungen und Chancen kollektiver Handlungsfähigkeit von 
PlattformarbeiterInnen in der Wiener Essenszustellung. Hoch atypische, oftmals prekäre und 
starker Fluktuation unterworfene Arbeitsplätze stellen Gewerkschaften vor besondere Heraus-
forderungen.
Christine Esterbauer geht Einflussfaktoren und sozialen Räumen für Solidarität unter Bedingun-
gen weitreichender Individualisierung auf den Grund. Sie zeigt dabei u. a., dass Solidarität ge-
lernt werden kann, es dazu aber entsprechender sozialer Räume bedarf.
Hubert Eichmann befasst sich mit der Sicht von Erwerbstätigen aus österreichischen ländlichen 
Regionen auf den Wohlfahrtsstaat, der grundsätzlich sehr positiv bewertet wird. Ausgeprägt ist 
sowohl die Solidarität mit sozial schwachen Gruppen wie auch die Orientierung am Prinzip der 
gegenseitigen Unterstützung. 
Im Zentrum von Daniel Keils Beitrag stehen Strategien rechter Parteien unter Bedingungen der 
Krise der Demokratie. Sie inszenieren sich dabei als soziale Parteien mit einem spezifischen Par-
tizipationsangebot.
Johanna Bröse beschäftigt sich mit Solidarität als Strukturelement politischer Bewegungen und 
geht der Frage nach, wie Solidarität zu einer universal gelebten Wirklichkeit werden kann. 
Berenike Ecker thematisiert erforderliche Faktoren für die Einbindung von marginalisierten jun-
gen Menschen in die (Neu-)Gestaltung von Programmen zur Verbesserung ihrer Beschäfti-
gungsfähigkeit. Sie zeigt auf, dass es notwendig ist, Erfahrungen und Bedürfnisse der Betroffe-
nen in den Dialog mit Politik und Institutionen einzubeziehen. 
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Lukas Franta und Nadine Haufe fokussieren auf Mitbestimmung bei der Stadtplanung und zei-
gen, wie durch die Zusammenarbeit sehr unterschiedlicher AkteurInnen gemeinsame Lösun-
gen für spezifische gesellschaftliche Herausforderungen gefunden werden können. 
Die Beiträge zeigen u. a. auch auf, dass Partizipation und Solidarität einer ständigen Neuaus-
handlung unterworfen sind. 
Seit einigen Monaten sind Länder und Gesellschaften global durch die COVID-19-Pandemie mit 
beträchtlichen Herausforderungen konfrontiert. Dabei stellen sich gerade auch Fragen nach 
Partizipation, Teilhabe und Solidarität in neuer Dringlichkeit und Schärfe: Dies gilt gleicherma-
ßen im Hinblick auf den erforderlichen Schutz und die Stärkung von Sozialstaaten wie auch von 
inklusiven demokratischen Entscheidungsfindungssystemen. Darüber hinaus zeigt sich deut-
lich, dass die Folgen der Pandemie kein individuelles Schicksal sind, sondern strukturelle Proble-
me sichtbar machen, die uns als gesamte Gesellschaft betreffen. 
Partizipative, solidarische Prozesse sind vielfältig und vielfach. Beides führt der aktuelle Band 
eindrücklich vor Augen. 
Wir wünschen eine anregende, spannende Lektüre. 
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Benjamin Herr
MITBESTIMMUNG IN DER GIG-ECONOMY: BETRIEBSRÄTE 
UND PLATTFORMBASIERTE ESSENSZUSTELLUNG
ZUSAMMENFASSUNG
Der vorliegende Beitrag beschreibt Zwischenergebnisse einer laufenden Untersuchung zur Be-
triebsratsarbeit in Plattformunternehmen am Beispiel der Essenszustellung. Jobs in der Platt-
form ökonomie sind in hohem Grade atypisch. Die Beschäftigungssituation lässt sich für einen 
Teil der Beschäftigten als prekär beschreiben, vor allem in Bezug auf das schwankende Ausmaß 
verfügbarer Arbeitszeit und die geringe Vertretungsdichte. Zudem stellt die hohe Fluktuation 
eine gewerkschaftliche Herausforderung dar. Ziel der Untersuchung ist, einen Einblick in die 
Konstitutionsbedingungen und Verlaufsgeschichten der Betriebsräte zu bekommen, um daraus 
gewerkschaftliche Handlungsempfehlungen für vergleichbare Arbeitsfelder abzuleiten.
• Konstitutionsbedingungen: Gewerkschaften sollten selbstorganisierte Prozesse, auch 
wenn sie nicht zwingend in einen Betriebsrat münden, organisatorisch unterstützen.
• Verlaufsgeschichte: Die Gründung eines Betriebsrats ist in diesen Arbeitsfeldern kein 
Selbstläufer, deshalb muss die Nachhaltigkeit abgesichert werden.
• Erst mit einer nachhaltigen Organisierung auch der nicht fix angestellten Belegschaft 
können Interessen durchgesetzt und Machtressourcen aktiviert werden.
ABSTRACT
This paper draws on provisional findings of an ongoing research project into works councils in 
platform-based food delivery businesses. Non-standard forms of employment are typical for the 
platform economy, leading to a large number of precarious workers. This holds especially for the 
available working time and number of shop stewards. High turnover provides an additional 
challenge for unions. The aim of this research is to obtain a clear picture of the conditions that 
led to the establishment of works councils, as well as their later development. This will inform 
policy recommendations for comparable sectors and workplaces.
• Conditions for constitution: Unions should support workers’ self-organization, even if 
it will not necessarily lead to the establishment of a works council.
• Trajectory: The establishment is not a sure-fire success, it therefore is critically impor-
tant to support sustainability afterwards.
• Only when the organization has also penetrated to the freelancers among the workforce, 
works councils are able to enforce workers’ interests and activate power resources.
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1 EINLEITUNG
Plattformunternehmen ziehen sowohl im englisch- als auch im deutschsprachigen Raum medi-
ale und wissenschaftliche Aufmerksamkeit auf sich. Grundsätzlich agieren Plattformunterneh-
men als Intermediäre zwischen Arbeitskräften und Kundinnen und Kunden, wobei sie neue 
Technologien wie Smartphones und Apps einsetzen. Plattformunternehmen in der Essenszu-
stellung vermitteln FahrerInnen, die über eine App administriert Bestellungen von Restaurants 
abholen und diese an die jeweiligen Kundinnen und Kunden ausliefern. Gegenstand sozialpoli-
tischer Debatten ist die Frage, ob die jeweiligen Plattformunternehmen klassische Unterneh-
men sind oder tatsächlich nur eine reine Vermittlungstätigkeit anbieten. Dieser Punkt ist inso-
fern relevant, als ein Großteil der Belegschaft von Plattformunternehmen in Selbstständigkeit 
arbeitet und damit zentrale soziale Absicherungen nicht über diese spezifische Art marktvermit-
telter Arbeit in Anspruch nehmen kann. Aus diesem Grund sind Plattformjobs auch im größeren 
arbeitssoziologischen Topos der prekären Arbeit verortet. Unter prekärer Arbeit versteht man 
Arbeit, die wesentliche existenzschützende Merkmale vermissen lässt, wie beispielsweise ein 
existenzsicherndes Einkommen (ungewollte Teilzeit), zeitliche Stabilität (keine garantierte Ar-
beitszeit) oder betriebliche Mitbestimmung über institutionell verankerte Organe (keine Be-
triebsräte bei Selbstständigen). Der letzte Punkt ist Gegenstand des vorliegenden Textes. Das 
zentrale Erkenntnisinteresse ist von der Frage geprägt, wie sich Betriebsratsarbeit in Platt form-
unternehmen am Beispiel der Essenszustellung darstellt. Im ersten Abschnitt werden die zentra-
len Konzepte beschrieben, um anschließend das Untersuchungsfeld und die methodische Vor-
gangsweise zu skizzieren. Darauf aufbauend werden erste prägnante Ergebnisse präsentiert 
und mit bisherigen Befunden kontextualisiert. Der daran anschließende Abschnitt reflektiert die 
bisherigen Ergebnisse im Rahmen der laufenden Forschung und leitet daraus weitere Schritte 
für das zukünftige Vorgehen ab.
2 ZENTRALE BEGRIFFE
Stanford (2017) definiert die zentralen Aspekte, die plattformbasiertes Arbeiten ausmachen. In 
unterschiedlichen Gewichtungen treffen folgende Punkte auf Plattformjobs zu: Erstens erfolgt 
die Arbeit „on demand“, weshalb auch in dem Zusammenhang gerne von der „on-demand eco-
nomy“ gesprochen wird. On demand heißt, dass die unmittelbare Arbeitsleistung ungeplant 
angefragt wird. Eine Taxifahrt ist selten weit im Voraus geplant, dasselbe gilt für Essensbestellun-
gen. Firmen können die Nachfrage prognostizieren, aber nicht exakt. Aus diesem Grund be-
schäftigen sie ein Arbeitskräftereservoir, das schnell abrufbar ist. Zweitens wird ein Großteil der 
PlattformarbeiterInnen pro erledigtem Auftrag bezahlt, daher auch der Begriff „Gig-Economy“. 
Gleich einem „Gig“ bekommen beispielsweise PaketdienstleisterInnen dann keinen fixen Stun-
denlohn, sondern werden für jedes abgelieferte Paket bezahlt. Risiken werden dadurch von der 
Firma zu den Beschäftigten ausgelagert. Drittens handelt es sich um ein Arbeitsverhältnis, das 
mehrere Parteien inkludiert: die Plattform, die Kundinnen und Kunden sowie die Arbeitskräfte. 
In der Essenszustellung kommt sogar noch eine vierte Partei hinzu, nämlich die Restaurants. 
Viertens bringen die Arbeitskräfte bestimmte Arbeitsmittel unbezahlt in den Arbeitsprozess mit 
ein. Eine zentrale Forderung bei den zahlreichen Protestaktionen von PlattformarbeiterInnen in 
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der Essenszustellung ist daher, für die Nutzung des eigenen Fahrrads, des eigenen mobilen In-
ternetzugangs und des Mobiltelefons auch entschädigt zu werden. Fünftens sind diese Jobs di-
gital vermittelt – und das ist auch der Punkt, der das Neue mit sich bringt. Während die vier vo-
rigen Punkte ebenso auf zahlreiche andere Beschäftigungsverhältnisse zutreffen, stellt die digi-
tale Vermittlung das Neuartige dar. Unter Einsatz von Apps, GPS und Algorithmen wird eine 
feingliedrige Steuerung und Kontrolle des Arbeitsprozesses und der Beschäftigten möglich (vgl. 
Moore 2018). 
Betriebliche Mitbestimmung umfasst ein weites Feld an möglichen Partizipationsformen. Dieser 
Text legt den Fokus explizit auf Betriebsräte. Ein wesentlicher Fortschritt in der industriesoziolo-
gischen Betriebsräteforschung war die Betonung des interaktiven Moments der betrieblichen 
Interessenregulierung. Betriebsrat und Management stehen kommunikativ in einer engen Be-
ziehung miteinander. Dementsprechend „muss der Schwerpunkt der Untersuchung auf der Be-
schreibung und Analyse der Kommunikation zwischen den Partizipationsakteuren liegen“ (Kott-
hoff 1981, 35). Forschungspraktisch heißt das, danach zu fragen, wie sich das kommunikative 
Miteinander von Betriebsrat und Management darstellt: Wie nehmen die im Betriebsrat Aktiven 
ihre Einbindung in betriebliche Entscheidungen wahr? Wie stellt sich das vom Management zur 
Verfügung gestellte Informationsangebot dar? Welche Beziehungsmuster lassen sich in der Zu-
sammenarbeit zwischen Betriebsrat und Management erkennen? Auf welche Nenner kann die 
gelebte Alltagspraxis zwischen Management und Betriebsrat heruntergebrochen werden? Und 
wie stellt sich diese im Zeitverlauf dar?
Im Laufe der 1980er-Jahre hat sich in der deutschsprachigen Industriesoziologie der Arbeitspo-
litikansatz entwickelt. In diesem wird der Betrieb als politische Arena konzeptualisiert, in der die 
verschiedenen Akteurinnen und Akteure ihre Machtressourcen einsetzen (vgl. Jürgens/Na-
schold 1984; Naschold 1985). Die Entwicklung des Machtressourcenansatzes in den späten 
1960er- und beginnenden 1970er-Jahren ist verknüpft mit der Wiederentdeckung von Klasse als 
Kategorie in der Analyse sozialer Zusammenhänge. Die Grundannahme ist, dass Arbeitskräfte 
ihre Interessen durch die kollektive Mobilisierung von Machtressourcen im Rahmen strukturell 
benachteiligender Kapital-Arbeit-Antagonismen durchsetzen können. Strukturelle Machtres-
sourcen gründen in der ökonomischen Stellung von Arbeitskräften, d. h. wie sehr ihre Arbeits-
kraft am Markt nachgefragt und wie zentral sie für die Reproduktion von Kapitalakkumulation 
unmittelbar ist. Organisationsmacht wiederum beschreibt die Art von Machtressource, die dann 
entsteht, wenn sich Arbeitskräfte in Kollektiven zusammenfinden (vgl. Wright 2000; Silver 2003). 
Im Anschluss daran konzeptualisierten verschiedene AutorInnen eine Reihe weiterer Machtres-
sourcen, wie z. B. symbolische Macht (vgl. Fine 2006; Chun 2009) oder logistische Macht (Webster 
et al. 2008, 12–13). Neben strukturellen Machtressourcen und der Organisationsmacht wird vor 
allem das aus dem deutschsprachigen Raum kommende Konzept der institutionellen Macht in 
die Analyse einbezogen (vgl. Dörre et al. 2009; Schmalz/Dörre 2013).
Um nicht nur ein unmittelbares Verständnis der aktuellen Situation der Betriebsräte zu bekom-
men, sondern auch zu einem ganzheitlichen Bild beizusteuern, ist es notwendig, abseits der 
Verlaufsgeschichte auch die Konstitutionsbedingungen zu rekonstruieren. Dafür ist die Mobili-
zation Theory von John Kelly (1998) ein hilfreiches Werkzeug. Die Mobilization Theory identifi-
ziert Rahmenbedingungen, unter denen sich Individuen zusammenfinden und miteinander 
eine kollektive Stimme entwickeln (vgl. Martin 1999, 1213). Dabei steht das Interesse an Dyna-
miken kollektiven Handelns, im Speziellen an der Mobilisierung von Menschen, im Mittelpunkt 
des analytischen Interesses (vgl. Holgate et al. 2018). 
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Im Anschluss an die Mobilization Theory nehmen Holgate et al. (2018) eine Unterscheidung zwi-
schen Mobilisierung und Organisierung vor. Mobilisierung betrifft das Aktivieren von Machtres-
sourcen, die schon da sind. Organisierung wiederum ist eine systematische Strategie, um zu 
notwendigen Machtressourcen zu gelangen. Sie zielt darauf ab, Mitglieder in einem kooperati-
ven Prozess für die Durchsetzung ihrer Anliegen zu aktivieren, mit dem Bestreben, die Selbst-
identifikation als Teil einer Gemeinschaft, die ein gemeinsames Ziel teilt, zu fördern. 
3 FELDBESCHREIBUNG
In der laufenden Untersuchung werden teilstrukturierte Interviews mit (ehemaligen) FahrerIn-
nen im Bereich der plattformbasierten Essenszustellung durchgeführt, die an der jeweiligen Be-
triebsratsgründung beteiligt waren. Die Analyse konzentriert sich auf den Vergleich zwischen 
zwei Unternehmen. Beide Plattformunternehmen gestalten den Arbeitsprozess in Hinblick auf 
die Anwendung von Tracking-Technologien und die Nutzung einer App recht ähnlich. 
Grundsätzlich ist der Arbeitsalltag von EssenszustellerInnen auf Plattformen folgendermaßen 
gestaltet: FahrerInnen sind einer bestimmten Schicht zugeteilt, entweder weil sie fixe Schicht-
pläne haben oder weil sie diese Schicht gebucht haben. Am Beginn der Schicht öffnen sie die 
entsprechende App und aktivieren das GPS. Die App steuert sie dann durch den Arbeitstag, in-
dem sie Restaurants, Adressen der Kundinnen und Kunden und die Bestellungen anzeigt. Die 
verschiedenen Arbeitsschritte müssen bestätigt werden: Auftrag annehmen, Bestellung entge-
gengenommen, Essen ausgeliefert. 
In Bezug auf die Arbeitsorganisation unterscheiden sich die untersuchten Betriebe. Generell 
versteht man unter Arbeitsorganisation die Art und Weise, wie die Nutzung von Arbeitskraft im 
Kontext erwerbsförmiger Beschäftigung gestaltet ist (vgl. Flecker 2017). Das umfasst die Gestal-
tung von Arbeitszeit, die Entlohnung, aber auch die Möglichkeiten betrieblicher Mitbestim-
mung. Während das eine Plattformunternehmen A den Großteil der Belegschaft als freie Dienst-
nehmerInnen beschäftigt, sind im Plattformunternehmen B alle fix angestellt. Sozialpolitische 
Implikationen zeigen sich dabei zum Beispiel in Bezug auf die Anwendbarkeit des Kollektivver-
trags für Fahrradbotinnen und Fahrradboten. Dieser umfasst alle FahrerInnen der Plattform B, 
aber nur einen geringen Anteil der Belegschaft in Firma A. 
4 ERGEBNISSE
In dem folgenden Abschnitt werden erste Schlaglichter aus dem bisher erhobenen Datenmate-
rial präsentiert. Die vorliegenden Befunde konzentrieren sich auf das Plattformunternehmen A. 
In den Schlussfolgerungen werden kursorisch Parallelen mit Plattformunternehmen B gezogen. 
Die Darstellung der Ergebnisse unterteilt sich zum einen in die Bedingungen, die zu der Grün-




Bei der Analyse der Konstitutionsbedingungen steht die Frage im Mittelpunkt, warum sich die 
jeweiligen FahrerInnen zusammengefunden haben, um einen Betriebsrat zu gründen, aber 
auch, welche Faktoren den Organisationsprozess erleichtert oder eventuell erschwert haben. 
In beiden Fällen war die arbeitsrechtliche Basis gegeben, um einen Betriebsrat gründen zu 
können: Während bei Firma A nur eine Minderheit in einem fixen Arbeitsverhältnis stand, wa-
ren die FahrerInnen bei Firma B ausschließlich in einem solchen. Auch wenn bei Firma A ver-
sucht wurde, die freien DienstnehmerInnen in den Organisationsprozess einzubinden, war vor 
allem die Gruppe jener FahrerInnen, die schon länger dabei bzw. in einer Supervisorrolle sind, 
daran beteiligt. Hintergrund ist der, dass es gerade diese Gruppe der FahrerInnen ist, die um-
fassende Restrukturierungsprozesse in der Firma miterlebte. 
Beispielsweise wurde das Dispatching, also das Zuteilen von Aufträgen an die FahrerInnen, 
ausgelagert. Während es früher noch in der Firmenzentrale erledigt wurde und es dement-
sprechend viel mehr direkte Kontakte zwischen DispatcherInnen und FahrerInnen gab, stieg 
die soziale Distanz mit der Auslagerung. Kritisiert wurde daran das Schwinden sozialer Nähe 
innerhalb der Firma, aber auch, dass durch die Auslagerung lokalspezifisches Know-how ver-
loren ging. Eine zunehmende Anonymisierung war ebenso die Folge, als der Aufenthaltsraum 
geschlossen wurde. Wo sich früher noch FahrerInnen treffen konnten, fehlte nun ein sozialer 
Kumulationspunkt. Zudem wurden die Verträge umgestellt, was für angestellte FahrerInnen 
eine Kürzung des Stundenlohns um einen Euro nach sich zog. Diese Verträge sahen auch kein 
13. und 14. Monatsgehalt mehr vor (ein Umstand, der mit der Implementierung des Kollektiv-
vertrags für Fahrradkuriere seit 1. 1. 2020 nicht mehr tragend ist). Die fehlende Transparenz 
und Hierarchisierung in managerialen Entscheidungsprozessen ist ein weiterer Grund, der in 
vielen Interviews als zentral für die Entscheidung, einen Betriebsrat zu gründen, genannt wur-
de. Entscheidungen werden in der Unternehmenszentrale getroffen und an die jeweiligen 
Standorte weitergegeben. Bei Fragen von FahrerInnen wiederum gab es nur selten eine ein-
deutige und verbindliche Antwort. Wo es in der Anfangsphase noch ein reges Interesse des 
lokalen Managements an den Meinungen und Ansichten der FahrerInnen gab, wurden diese 
Partizipationsmöglichkeiten sukzessive rückgebaut. So meint ein Fahrer, der schon lange bei 
dem Plattformunternehmen arbeitet, rückblickend dazu: „Nach einiger Zeit wurde einem klar, 
dass das, wofür man arbeitet, nicht zu einem alle umfassenden Glück führt, sondern dazu, dass es 
den Shareholdern gut geht.“
Der Gründung des Betriebsrates gingen mehrmonatige intensive Diskussionen innerhalb der 
FahrerInnenschaft voraus. Treffen fanden innerhalb einer Gruppe engagierter FahrerInnen 
statt. Die FahrerInnen waren vor allem fix angestellt, meistens in einer Funktion als Supervisor. 
Als Supervisor ist man für 15 bis 20 FahrerInnen die Hauptansprechperson, hat dadurch aber 
auch ein näheres Verhältnis zum lokalen Management und dementsprechend mehr Einblicke 
in Entscheidungsfindungen. Die Idee, einen Betriebsrat zu gründen, entsprang den Diskussio-
nen innerhalb dieser Gruppe. Eine wesentliche Ressource dabei war die Unterstützung durch 
die lokale Dienstleistungsgewerkschaft vida. Ziel des Betriebsrates ist es, die negativen Verän-
derungen innerhalb der Firma zu korrigieren und ein Sprachrohr für die individualisierten Fah-
rerInnen zu sein. So sieht es auch eine bei der Gründung des Betriebsrats beteiligte Fahrerin: 
„Das war ein Raum, um einen positiven Beitrag für die Firma zu leisten.“
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4.2 Verlaufsgeschichte
Die Verlaufsgeschichte umfasst die Stationen, die der Betriebsrat seit seiner Gründung pas-
sierte. Dabei wurde bemängelt, dass der Betriebsrat lediglich den kleineren Teil der ange-
stellten FahrerInnen vertreten kann, nicht aber den größeren Teil der freien DienstnehmerIn-
nen. Sozialpolitische Aushandlungen wie Betriebsvereinbarungen, aber auch die Gültigkeit 
des Kollektivvertrags umfassen lediglich den kleinen Teil der fix angestellten FahrerInnen. 
Die Annahme liegt nahe, dass das einen strukturellen Nachteil für die Organisierung der 
nicht fix angestellten FahrerInnen mit sich bringt. Das liegt zum einen daran, dass diese Grup-
pe nicht unmittelbar von den Verbesserungen materiell profitieren würde. Zum anderen sind 
es die nicht fix angestellten FahrerInnen, die eine höhere Fluktuation aufweisen, d. h. kürzere 
Zeit bei dem Unternehmen bleiben. 
Ein weiterer Faktor, der die Verlaufsgeschichte des Betriebsrats im Fallbeispiel A prägt, ist die 
Organisationskultur. In der Firma finden viele Veränderungen statt, Neues wird ausprobiert 
und auch auf der Führungsebene finden Wechsel statt. Ein Mitglied des Betriebsrates fragt 
sich deshalb im Interview: „Wie soll sich etwas etablieren in einer Firma, in der sich ständig alles 
ändert?“ Diese unkoordiniert scheinende Vorgangsweise des Managements ist ein Hindernis 
für den Betriebsrat, in eine kontinuierliche Arbeit hineinzufinden.
Damit verknüpft ist eine Kommunikationspolitik vonseiten des Managements, die den Ein-
druck erweckt, dass sie auf Verzögerung und Desinformation abzielt. Der neue Geschäftsfüh-
rer beispielsweise sucht, im Gegensatz zu seinem Vorgänger, nur mehr in geringem Maße 
den Dialog mit dem Betriebsrat. Oder wie es eine Interviewpartnerin ausdrückt: „Perhaps you 
don’t know him. Even we don’t see him often.“
In diesem neuen Arbeitsfeld einen Betriebsrat aufzubauen ist ein ressourcenintensiver Pro-
zess. Erstens gibt es arbeitsrechtliche Hürden, wie den hohen Anteil an freien Dienstneh-
merInnen, der den Pool möglicher KandidatInnen für die Betriebsratswahl schon im Vor-
hinein limitiert. Zweitens ist der Job durch eine hohe Fluktuation gekennzeichnet, die dem-
entsprechend höher ausfällt, je weniger die Anstellung sozialpolitisch abgesichert ist. Das 
macht es im vorliegenden Fall auf zwei Ebenen schwierig, eine nachhaltige Betriebsratsarbeit 
aufrechtzuerhalten: Zum einen ist das Interesse am Betriebsrat gerade bei der Gruppe nied-
rig, die von den Verbesserungen materiell nicht profitiert. Zum anderen nimmt aber auch die 
Verbundenheit durch kurze Unternehmenszugehörigkeit ab. Verbesserungen an einem Ar-
beitsplatz durchzusetzen, den man ohnehin bald verlassen wird, ist dann ein untergeordne-
tes Interesse. Drittens erschwert die Mehrfachbelastung eine kontinuierliche Betriebsrats-
arbeit. Eine Freistellung ist aufgrund der geringen MitarbeiterInnenzahl nicht möglich. 
 Zudem haben führende Personen noch einen Zweitjob oder studieren. Aus dieser Gemenge-
lage resultiert ein gewisser Zeitnotstand, den ein Betriebsratsmitglied als „Wir wissen nicht, 
wie uns der Kopf steht“ beschreibt. Viertens ist die Betriebsratsarbeit geprägt von einem Füh-
rungsstil im Unternehmen, der die kollegiale Einbindung des Betriebsrats nur zu einem 
 geringen Maß berücksichtigt. 
Im Gesamten zeigt sich, dass das Handlungsfeld des Betriebsrats äußerst herausfordernd ist. 
Eine Funktionärin der Gewerkschaft fasste das im Interview folgendermaßen zusammen: 
„Viel Arbeit, wenig Lohn.“
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5 ERSTE SCHLUSSFOLGERUNGEN UND AUSBLICK
Basierend auf dem vorliegenden Datenmaterial lassen sich vorsichtig die ersten Eindrücke for-
mulieren. Beim Gründungsprozess der jeweiligen Betriebsräte wurde die Gewerkschaft als hilf-
reiche Unterstützung beschrieben. Ihre Hilfestellung bei der Einhaltung formaler Richtlinien 
und das arbeitsrechtliche Wissen waren für die Gründung der jeweiligen Betriebsräte unver-
zichtbar. Dass es zu der Gründung überhaupt kam, war hingegen ein schwer steuerbarer Pro-
zess. Es zeichnet sich ab, dass es einzelne Personen sind, die aufgrund ihrer aktivistischen Ver-
gangenheit Treiber für die Prozesse waren. Oder wie es eine Gewerkschaftsfunktionärin auf den 
Punkt brachte: „Du brauchst die richtigen Leute.“
In der Verlaufsgeschichte zeigt sich dann aber, dass die alleinige Gründung eines Betriebsrats 
sozialpolitisch nicht zwingend nachhaltig sein muss. Zum einen kann die arbeitsrechtliche 
Struktur der Belegschaft ein Hindernis sein, wie sich bei Plattform A zeigt: Wenn ein Großteil der 
Belegschaft als freie DienstnehmerInnen gar nicht erst aus der Arbeit des Betriebsrats Nutzen 
zieht, erschwert das die betriebliche Legitimität. Zum anderen ist die Gemengelage aus Desin-
formationspolitik des Managements und Zeitnotstand der Betriebsratsmitglieder, die meistens 
einen Zweitjob oder ein Studium haben, eine weitere Barriere für eine starke Betriebsratsarbeit. 
Johnston (2019) argumentiert in Bezug auf lokal gebundene Plattformarbeit, wie z. B. Essenszu-
stellung, dass es für ArbeiterInnen leichter ist, ihre Interessen durchzusetzen, weil der Arbeits-
platz in lokale rechtliche Rahmenbedingungen eingebunden ist und etablierte industrielle Be-
ziehungen diese prägen. Betriebsräte und Kollektivverträge werden dabei als sozialpolitische 
Instrumente angeführt. Kontrastiert man dieses Argument nun mit den vorliegenden Einbli-
cken, drängt sich ein fragender Einwand auf: Wie kann die Langfristigkeit dieser sozialpoliti-
schen Instrumente gesichert werden, angesichts der Barrieren, die sich im Datenmaterial offen-
baren? Theoretisch bedeutet das, einen Schritt wegzugehen von dem beeindruckenden Mo-
ment kurzfristiger Mobilisierung (vgl. Holgate et al. 2018) und sich dem unspektakuläreren, län-
gerfristigen „deep organizing“ (vgl. McAlevey 2016) zuzuwenden. 
Aus diesem Grund muss die Analyse der tatsächlichen Bedingungen in der Betriebsratsarbeit 
vertieft werden. Das inkludiert Aspekte wie die aktuelle Situation des Betriebsrates, die Kommu-
nikation mit dem Management, die Einbindung vonseiten des Managements und die Einschrän-
kungen durch das Betriebsratsrecht. Im Vergleich mit dem zweiten Fallbeispiel werden in der 
Analyse die qualitativen Aspekte kollektiver Handlungsfähigkeit angesichts räumlicher Zer-
streuung von Arbeitskräften, sozialer Fragmentierung und des Einsatzes neuer Technologien 
vertieft (vgl. Chai/Scully 2019; Blyton/Jenkins 2013, 735). 
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Christine Esterbauer 
EINFLUSSFAKTOREN UND SOZIALE RÄUME FÜR SOLIDARITÄT 
IN ZEITEN DER INDIVIDUALISIERUNG
ZUSAMMENFASSUNG
Der vorliegende Beitrag untersucht, wie inklusive Solidarität als zentraler Motor für die Organi-
sationsmacht von Gewerkschaften in Zeiten der Individualisierung aufgebaut werden kann. An-
gelehnt an die Theorie der soziologischen Phänomenologie werden fünf qualitative Interviews 
mit Absolventinnen und Absolventen der Wiener Gewerkschaftsschule hinsichtlich wesentli-
cher Faktoren für Solidarität und der Rolle sozialer Räume dafür ausgewertet. 
Die wesentlichen Ergebnisse sind:
• Solidarität kann in einem Prozess der primären und sekundären Sozialisation gelernt 
werden.
• Solidarität braucht soziale Räume, die den Austausch und die Begegnung ermögli-
chen. Die Gewerkschaftsschule ist ein solcher sozialer Raum, der wesentlich zur Förde-
rung von Solidarität beiträgt.
• Auch in Zeiten der Individualisierung und der Digitalisierung ist es möglich, Solidarität 
auszubauen. Die Faktoren, Räume und Unterstützungsnetzwerke müssen dafür wei-
tergedacht werden. 
SUMMARY
The present study explores how inclusive solidarity, a vital stimulus for the associational power 
of trade unions, can be strengthened in times of individualization. Based on the theory of socio-
logical phenomenology, five qualitative interviews with graduates of the trade union school in 
Vienna are analyzed in terms of key factors for solidarity and the role of suitable social spaces. 
The main results are:
• Solidarity can be learned in a process of primary and secondary socialization.
• Solidarity requires social spaces where exchange and encounter can take place. The 
trade union school is one example of such social spaces, and contributes significantly 
to promoting solidarity.
• Even in times of individualization and digitalization, solidarity can be strengthened. It 




In den jüngeren Diskussionen über die zukünftige Arbeitswelt liegt der Fokus stark auf Fragen der 
Digitalisierung und ihren sozialen Auswirkungen. So gelten die Prekarisierung, Informalisierung 
und Individualisierung als Folgen eben dieses technologischen Wandels. Jedoch sollte auch be-
rücksichtigt werden, dass die Digitalisierung nicht gezwungenermaßen der Hauptgrund für die 
genannten Entwicklungen sein muss. Dieser ist eher in einer seit Jahrzehnten verstärkt deregulier-
ten und globalisierten Arbeitswelt zu finden. Innerhalb dieser Logik verortet, beschleunigt Digitali-
sierung diese Trends. So verwies Birgit Mahnkopf bereits 2003 darauf, dass Prekarisierung eine Herr-
schaftsform ist, die das fordistische System und den damit verbundenen allgemeinen Wohlstand in 
den nördlichen Industrieländern aushöhlt und die Sorge um die existenzielle Sicherheit wieder auf 
die Tagesordnung setzt. Faktoren, die dazu geführt haben, sind u. a. deregulierte Märkte und damit 
ein erhöhter globaler Druck auf die Produktion sowie ein globaler Standortwettbewerb, der Ar-
beitsbedingungen meist über Auslagerung und Informalisierung weltweit nach unten schraubt 
und das Risiko auf die Individuen verlagert. Mahnkopf verweist darauf, dass dieser Druck auf die 
Individuen auf lange Sicht auch politische Konsequenzen hat, denn für funktionierende Demokra-
tien braucht es Menschen, die „selbstverantwortlich handeln können“ – und das ist dann nicht 
mehr möglich, wenn die Angst vor dem sozialen Abstieg vorherrscht und die Sicherung des Über-
lebens im Vordergrund steht (vgl. Mahnkopf 2003, 83 ff.). 
Bei der Fokussierung auf die Frage von Prekarisierung und deren politische Konsequenzen kommt 
der Gewerkschaft unweigerlich eine wichtige demokratiepolitische Rolle zu. Auch wenn sie sich in 
der Vergangenheit teilweise zu wenig mit prekären Beschäftigungsformen auseinandergesetzt ha-
ben mag, hat sie in diesem Bereich eine wichtige politische Aufgabe. Das diesbezügliche Bewusst-
sein ist in den letzten Jahren sehr wohl gestiegen. So initiierte das Europäische Gewerkschaftsinsti-
tut in diesem Zusammenhang ein Buch mit dem Titel „Reconstructing Solidarity“ (2018), in dem v. a. 
europäische Beispiele von Gewerkschaften im Umgang mit Outsourcing gesammelt und positive 
Gegenstrategien aufgezeigt werden. Als die zwei Komponenten, die zu einer wesentlichen Verbes-
serung für ArbeitnehmerInnen führen können, werden einerseits inklusive Institutionen und ande-
rerseits inklusive Solidarität angeführt. Der erste Punkt ist v. a. einer politischen Makroebene zuzu-
ordnen und der zweite einer sozialen Mikroebene (vgl. Doellgast et al. 2018, 10). 
Der Argumentation der AutorInnen folgend, steigern die zwei erwähnten Variablen die Institu-
tions- und die Organisationsmacht von Gewerkschaften. Erstere nimmt Bezug auf die Ausverhand-
lung von Konflikten über institutionelle Wege, was in Österreich mit einer langen Sozialpartner-
schaftskultur besonders stark ausgeprägt ist. Trotz einer starken institutionellen Macht kann diese 
allein zu einem Trugschluss führen, wenn Handlungsoptionen als plausibel erscheinen, die in der 
Realität unter veränderten Kräfteverhältnissen gar nicht mehr gedeckt sind (vgl. Dörre 2008, 3). In 
solchen Fällen ist die Organisationsmacht, die die ursprünglichen Strukturen und Institutionen her-
vorgebracht hat, über die Jahre stark zurückgegangen, sodass die politische Position der Gewerk-
schaften trotz ausdifferenzierter Institutionen geschwächt ist. Genau in solchen Situationen ist ihre 
Stärkung, die sich u. a. ausdrückt über gewerkschaftlichen Organisationsgrad, Engagement und 
Mobilisierungsfähigkeit, umso gefragter. An diesem Punkt ist auch die österreichische Gewerk-
schaftsbewegung angekommen (vgl. Pernicka/Stern 2011). Laut Doellgast et al. (2018) fällt der in-
klusiven Solidarität eine wesentliche Rolle zu, um die Organisationsmacht steigern zu können. 
Genau auf diesen Aspekt möchte ich mich im vorliegenden Beitrag konzentrieren: auf die sozialen 
Mikroprozesse, die inklusive Solidarität hervorbringen können, um so die Organisationsmacht zu 
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stärken. Ein besonderes Augenmerk lege ich dabei auf die gewerkschaftliche Weiterbildung, im 
Konkreten auf die Gewerkschaftsschule, als einen sozialen Raum, in dem Solidarität gelebt und 
gelernt werden kann. 
Inklusive Solidarität verstehe ich so, wie sie von Virginia Doellgast definiert wird: „We define solida-
rity as ‘inclusive’ if it is amenable to redefine to include new groups of workers, particularly those in 
disadvantaged positions in terms of social rights and their position in the production process. Inclu-
sive worker solidarity is grounded in broader forms of collective identifications that involve forming 
common cause across groups holding diverse material interests and identities“ (Doellgast et al. 
2018, 14).
Gestützt auf diesen Zugang, habe ich mich der Thematik mit folgenden Forschungsfragen angenä-
hert: Wie kann inklusive Solidarität1 trotz eines schwierigen Arbeitsumfeldes geschaffen werden? In 
welchen sozialen Räumen wird Solidarität geformt und welche Rolle spielt dabei die Gewerk-
schaftsschule? Dabei gehe ich davon aus, dass Solidarität gelernt werden kann. 
Zur Klärung der Forschungsfrage habe ich qualitative und semistrukturierte Interviews mit fünf 
AbsolventInnen der Gewerkschaftsschule durchgeführt, die in Branchen arbeiten, die oft als prekär 
gelten bzw. starken Digitalisierungstrends unterliegen (mobile Pflege, Bankenwesen, Tourismus, 
Non-Profit-Bereich). Sie alle sind im Betriebsrat aktiv, wobei sie diesen teilweise selbst gegründet 
haben. Einer der Absolventen war zudem Bildungssekretär des ÖGB und Trainer zum Thema „Soli-
darität“ in der Wiener Gewerkschaftsschule. 
2 VON DER KONSTRUKTION DER LEBENSWELT, DER SOZIALEN ORDNUNG 
UND DEREN VERÄNDERUNG
Nun sind Studien über Solidarität nicht neu, was sich jedoch geändert hat, ist ein Arbeitsumfeld, 
das durch die Prekarisierung, Individualisierung und Digitalisierung in einer sehr bestimmten Wei-
se auf die arbeitenden Menschen rückwirkt. Die Individuen werden dabei nicht nur verstärkt unter 
Druck gesetzt, sondern auch in ihrem Denken und Fühlen beeinflusst, was wiederum entschei-
dend dafür ist, ob sie im Arbeitsalltag eine politische und solidarische Haltung einnehmen und 
Handlungen setzen. Außerdem gilt zu beachten, dass Einstellungen auch vom weiteren sozialen 
Umfeld geprägt werden sowie von der gesellschaftlichen Struktur und dem politischen Klima. 
Da es mir besonders wichtig ist, zu analysieren, wie Denkweisen und Handlungsstrategien ge-
schaffen, institutionalisiert, aber auch wieder hinterfragt werden, habe ich für meine Forschung 
den Zugang der soziologischen Phänomenologie von Schütz, Berger und Luckmann (1969, 2003, 
2009) gewählt. 
Ausgangspunkt des Denkens und Handelns der Menschen ist immer ihre Lebenswelt, als der 
Raum, in dem sie miteinander in Beziehung treten. Die kleinste Einheit darin ist der Mensch in 
seiner Körperlichkeit, der sich und andere zunächst in dieser physischen Existenz wahrnimmt, je-
doch nie als bloßes Objekt, sondern immer auch als Lebewesen, das mit einem Bewusstsein aus-
gestattet ist. In dieser Lebenswelt kommunizieren, handeln, schaffen und reinterpretieren wir Be-
1 Ich verwende im Folgenden den Begriff „Solidarität“ in der Definition der inklusiven Solidarität. 
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deutungen. In ihr erleben und gestalten wir Gesellschaft. Obwohl das meiste unhinterfragt über-
nommen wird, ist es dennoch dort, wo wir als Menschen aufeinander einwirken und etwas verän-
dern können. Damit diese Interaktion, die u.  a. über Kommunikation, Rollen und Handlungen 
stattfindet, gelingen kann, bedarf es einer historisch vorgegebenen Sozial- und Kulturwelt, die 
ermöglicht, dass die Dinge der Außenwelt für alle die gleiche Bedeutung haben (vgl. Schütz/Luck-
mann 2003, 29 ff.).
In diese Sozial- und Kulturwelt werden wir über die Sozialisation eingeführt. Wobei zwischen einer 
primären und einer sekundären Sozialisation unterschieden werden muss. Erstere erleben wir v. a. 
über unsere Eltern oder andere uns nahestehende Personen. In ihr erlernen wir die geltenden 
Bedeutungen und Begrifflichkeiten, die uns eine Teilhabe an der Gesellschaft erst ermöglichen. In 
der sekundären Sozialisation werden wir in einen größeren institutionellen Rahmen eingeführt 
(vgl. Berger/Luckmann 1969, 139 f.). Dieses Erlernen des Sozialen findet wiederum über soziale 
Beziehungen statt, d. h. auch, dass wir uns von Beginn an als soziale Wesen erfahren (vgl. Schütz/
Luckmann 2003, 335). 
In der sekundären Sozialisation treten Kinder in einen größeren gesellschaftlichen Rahmen ein. 
Dies passiert zunächst über den Besuch der Schule, der Universität, später über die Arbeit oder 
andere Institutionen. Diese wurden auch in einem langen gesellschaftlich vorgelagerten Prozess 
etabliert, also konstruiert, und sie haben nicht nur das Ziel, Menschen spezielle Bedeutungen mit 
auf den Weg zu geben, sondern sie in eine soziale Ordnung einzuführen. Genau hier wird die 
Macht spürbar, die auf die Individuen wirkt, wenn sie sich einer speziellen Struktur unterzuordnen 
haben, die weit vor ihrer Existenz geschaffen wurde und auch in Zukunft Bestand haben soll. 
Und dennoch sind all diese Elemente in der konkreten Lebenswelt der Menschen immer wieder 
Objekte neuer Interpretationen, aus denen sich auch andere Handlungs- und Sichtweisen erge-
ben können. Beziehungsweise gibt es auch Grenzsituationen, in denen die gelernten und meist 
übernommenen Sinnzusammenhänge nicht mehr funktionieren. Berger und Luckmann (1969) 
sprechen hier von „Krisensituationen“, in denen ein Prozess der Resozialisation angeregt werden 
kann, der durchaus Sinnstrukturen, die in der primären Sozialisation erlernt wurden, hinterfragt: 
„Resozialisation heißt: Man durchschneidet den gordischen Knoten des Zusammenhangpro-
blems, indem man die Suche nach Zusammenhängen aufgibt und die Wirklichkeit neu schafft“ 
(ebd. 173). 
Im Sinne dieser Theorie gibt die primäre Sozialisation auch Aufschluss über grundlegende Bedeu-
tungen und Einstellungen z. B. zu Solidarität, die wir von klein auf mitbekommen haben. Die Ar-
beitswelt oder auch die Gewerkschaft, als Institutionen und Machtgefüge, in denen ebenfalls Be-
deutungen, Erwartungen, Haltungen etc. geformt werden, können wiederum Elemente der se-
kundären Sozialisation sein. 
3 FAKTOREN FÜR SOLIDARITÄT
3.1 Betriebsratstätigkeit als Wille zur Veränderung
Von den vier interviewten Betriebsmitgliedern hatten zwei selbst in ihrem Betrieb einen Be-
triebsrat gegründet, nachdem es zu einigen untragbaren Situationen (BR1: Interview vom 
4. 2. 2019; BR4: Interview vom 19. 2. 2019) gekommen war. Mit der Betriebsratsgründung setz-
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ten sie eine klare Handlung mit einer starken Symbolwirkung für die restliche Belegschaft: Die 
bestehende Situation wird nicht länger hingenommen. Eine Betriebsratsgründung bringt viele 
Strapazen mit sich, weil erst entsprechende Strukturen aufgebaut werden müssen, die von der 
Teamarbeit im Betriebsratsgremium über den Vertrauensaufbau in der Belegschaft bis hin zur 
Anerkennung als gleichwertiger Verhandlungspartner durch die Geschäftsführung reichen. 
Zusätzlich müssen die Schieflagen, die über die Zeit entstanden sind und u. a. auch Auslöser für 
die Betriebsratsgründung waren, bearbeitet werden.
Ein anderer Interviewter war zuvor vier Jahre lang als überlassener Arbeitnehmer in der Firma 
tätig gewesen, bis er schließlich übernommen wurde. In der ursprünglichen Position hatte er 
selbst erfahren, wie es sich anfühlt, Arbeitnehmer zweiter Klasse zu sein, da die Aufgabenfelder 
oft jenen der Kernbelegschaft glichen, die Arbeitsbedingungen und die Bezahlung jedoch weit 
schlechter waren (BR2: Interview vom 5. 2. 2019). Kurz nachdem er eine fixe Anstellung bekom-
men hatte, begann er, durch diese Erfahrung angespornt, sich als Betriebsrat zu engagieren.
Was all diesen Beispielen gemeinsam ist, ist einerseits der Wunsch, die ursprüngliche Lage zu 
verändern, andererseits auch die Überzeugung, mit dem eigenen Handeln etwas bewirken zu 
können, also selbstwirksam zu sein. Ein weiterer Faktor, der bei der bewussten Entscheidung, 
sich als Betriebsrat engagieren zu wollen, mitspielt, ist der Mut, diesen Schritt zu setzen, der 
viele Unannehmlichkeiten mit sich bringen kann. So reicht die Palette der Konsequenzen, die 
die Interviewten erleben mussten, von einer möglichen Nichtbeachtung bei einer Beförderung 
über verschlechternde Versetzungen bis hin zu einer versuchten Entlassung. 
3.2 Einstellungen, die eine solidarische Grundhaltung befördern
Bei der Analyse des Interviewmaterials war es interessant festzustellen, dass bestimmte 
Grundhaltungen von fast allen Befragten geteilt werden. Einer dieser Werte war eine soziale 
und humanistische Grundhaltung. Das Wohlbefinden der Mitmenschen und ein gutes Mit-
einander wurden immer besonders hervorgehoben – also, in anderen Worten, auch das Kol-
lektivinteresse über das eigene gestellt.
Daran anschließend kam oft auch das Thema „Gleichheit aller“ auf, also der grundsätzliche 
Zugang, Menschen als gleichwertig zu betrachten, egal welchen Hintergrund (Ethnie, Spra-
che, Geschlecht etc.) sie mitbringen. Dies ist insofern wichtig, weil die InterviewpartnerInnen 
als Betriebsrätinnen und -räte den gesetzlichen Auftrag haben, ihre Kolleginnen und Kollegen 
gleich zu vertreten. Damit geht meist auch ein klares Unverständnis für Privilegien einher (vgl. 
BR4: Interview vom 19. 2. 2019). Die Frage der Gleichheit wurde zudem oft in Verbindung mit 
dem Verständnis für die Unterschiedlichkeit der Menschen genannt, also der Wichtigkeit der 
Anerkennung von Diversität. Diese beiden letztgenannten Punkte sind auch entscheidend da-
für, ob von einer inklusiven oder exklusiven Solidarität gesprochen werden kann. Bei den in-
terviewten Personen kam dieses Thema oft deshalb zur Sprache, weil sie in der Realität mit 
Menschen unterschiedlicher Herkunft zu tun hatten. Es gab also eine reale Erfahrung mit die-
ser Diversität. 
Ein weiterer Aspekt war jener der Bescheidenheit, also nicht darauf Wert zu legen, besonders 
viel Geld oder eine große Karriere zu machen. Dies ist deshalb wichtig, weil aufgrund der Be-
triebsratstätigkeit mit Karrierenachteilen zu rechnen ist. Die InterviewpartnerInnen geben 
sich damit zufrieden, ein einigermaßen gutes Leben führen zu können (vgl. BR1: Interview 
vom 4. 2. 2019).
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Worin sich alle Interviewten ähnlich sind, ist in ihrem Geschichtsbewusstsein und Wissen darüber, 
dass viele Errungenschaften der Gewerkschaften erst erkämpft werden mussten. Ihre Aufgabe, auf 
die Einhaltung der Arbeitsrechte im eigenen Betrieb zu achten, fassen sie daher als politische An-
gelegenheit auf, mit einer Verantwortung für die Zukunft. Alle haben also ein politisches Sen-
dungsbewusstsein und sehen ihre Aktivität als einen Beitrag für eine Gesellschaft, die sie sich 
meist gerechter wünschen (vgl. BR2: Interview vom 5. 2. 2019).
Oft gaben sich die interviewten Personen sehr kämpferisch, mit einer klaren Einstellung, dass es 
sich lohnt, für etwas einzutreten. Dies zeigte sich v. a. dann, wenn aufgezählt wurde, welche Schrit-
te sie als Betriebsrätinnen und -räte schon gesetzt hatten. Wobei diese Erfahrungen ebenfalls von 
einem starken Pragmatismus und einer realistischen Abwägung geprägt waren, was umgesetzt 
werden kann und was nicht (ebd.). 
3.3 Solidarität selbst erlebt haben
Wir erlernen Werte und Sozialstrukturen über unmittelbare intersubjektive Beziehungen, und bei 
der Solidarität ist dies sehr augenscheinlich (vgl. Winkler: Interview vom 15. 2. 2019). 
Auch die von den interviewten Personen erzählten Beispiele aus der eigenen Geschichte zeigen, 
wie viel Kraft ihnen die Unterstützung anderer Personen in Situationen, in denen sie persönlich 
betroffen waren, gegeben hat. Es sind nicht immer große Gesten, aber in Lagen, in denen die er-
fahrene Ungerechtigkeit persönlich besonders trifft, haben diese eine umso stärkendere Wirkung. 
Der Rückhalt der Gemeinschaft gleicht hier die eigene Schwäche und Verletzlichkeit aus. 
Aus dieser Erfahrung heraus findet eine Sensibilisierung für die Notlage anderer Menschen statt. 
Meist sind es persönliche Erlebnisse, die oft im privaten Bereich gemacht wurden, welche die Hal-
tung stärken, dass die im Betrieb erlebten Ungerechtigkeiten nicht hingenommen werden müs-
sen und man sich gegenseitig unterstützen kann. Die Erfahrungen oszillieren sozusagen mit den 
Menschen zwischen den verschiedenen sozialen Räumen.
3.4 Spontaneität von Solidarität
Ein öfter in den Interviews erwähnter Aspekt sind solidarische Gesten von Menschen, von denen 
diese nicht erwartet wurden (vgl. BR1: Interview vom 4. 2. 2019 und BR2: Interview vom 5. 2. 2019).
Ein Betriebsrat erzählte, dass sich bei einer nicht abwendbaren größeren Kündigung eine beein-
druckende Solidaritätswelle formierte: Solche Menschen gab es auch, die gemeint haben, mein 
Wohl ist mir egal, wir brauchen jetzt etwas Gemeinsames. Da merkt man dann, aha, wenn es wirk-
lich ernst wird, werden die Leute sehr wohl solidarisch. (…) Situationsbedingt passiert das einfach, 
da muss man gar nicht einpeitschen oder irgendwie furchtbar viele Aktionen als Betriebsrat set-
zen, sondern es ergibt sich aus der Thematik heraus (BR4: Interview vom 19. 2. 2019).
Die zuvor erwähnte selbst erfahrene Solidarität kann besonders bei persönlichen Krisen ein Um-
denken bewirken, das zu einer Veränderung im Wertekanon führt. Personen verhalten sich dann 
möglicherweise solidarischer, als sie es früher getan hätten. 
3.5 Faktoren, die Solidarität einschränken
Es ist wichtig, ein klares Bild darüber zu haben, welche Faktoren Solidarität einschränken, um Ver-
besserung erwirken bzw. auch eine realistische Einschätzung treffen zu können, was erreichbar ist.
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Eine Ursache für geringes gewerkschaftliches Engagement ist Angst. Viele fürchten um ihre Stel-
lung oder um ihren Arbeitsplatz. Dies ist auch ein wichtiger Grund, warum Betriebsratsmitglieder 
in Österreich kündigungsgeschützt sind (vgl. BR2: Interview vom 5. 2. 2019).
Ein weiterer Punkt ist Apathie, also ein fehlender Glauben, mit dem eigenen Handeln etwas bewir-
ken zu können. Es herrscht die Vorstellung vor, dass die Gesamtsituation oder das Gegenüber so 
mächtig ist, dass es gar keinen Sinn macht, sich zu engagieren. Oder die Situation stellt sich so dar, 
dass die Anstrengungen, die hinter den gewerkschaftlichen Errungenschaften stehen, nicht mehr 
gesehen werden bzw. ein grundsätzliches politisches Verständnis fehlt, woher bestimmte Absi-
cherungen kommen und wofür sie gebraucht werden (vgl. BR3: Interview vom 7. 2. 2019). 
Besonders problematisch ist es, wenn Betriebsratsmitglieder oder die Gewerkschaft ihre Vorbild-
funktion nicht wahrnehmen und Kolleginnen und Kollegen nicht die Unterstützung geben, die sie 
in einer schwierigen Situation benötigen würden, sich also unsolidarisch verhalten (vgl. BR2: Inter-
view vom 5. 2. 2019). 
Weiters ist bedenklich, wenn sich Betriebsrätinnen und -räte „kaufen“ lassen, also zu unterneh-
menskonform agieren und die Perspektive der Belegschaft aus den Augen verlieren. Sie werden 
als „gelbe“ Betriebsrätinnen und -räte bezeichnet (ebd.). 
Auch unterschiedliche Standards können das Aufkommen von Solidarität auf betrieblicher Ebene 
eindämmen. In den konkreten Fällen handelte es sich um verschiedene Kollektivverträge, die zur 
Benachteiligung einiger Beschäftigter führten und daher zu einer Spaltung in der Belegschaft und 
des Betriebsratsgremiums. Gleiches gilt bei internationalen Unternehmen, wenn der Standort-
wettbewerb zu einer Konkurrenzsituation zwischen den Belegschaften führt.
Die Ressourcenknappheit spielt ebenso eine wichtige Rolle, nämlich dann, wenn die zeitlichen 
Möglichkeiten und die Energie, die Betriebsrätinnen und -räte zur Verfügung haben, zu gering 
sind, um Konflikte austragen zu können. 
3.6 Politische Visionen von Mitbestimmung
Nach ihren Gesellschaftsvisionen befragt, gaben alle Interviewten zu verstehen, dass sie gesell-
schaftliche Mitbestimmung für sehr wichtig erachten. Das Mitwirken bleibt in den Vorstellungen 
aller Befragten nicht nur auf den Betrieb beschränkt, sondern erstreckt sich auch auf die gesell-
schaftliche Ebene. 
Allen gemeinsam war die Ablehnung der sozialpolitischen Maßnahmen der ÖVP-FPÖ-Regierung in 
Österreich und die Ansicht, dass es wichtig ist, an Protestaktionen mitzuwirken. Die meisten sind 
zudem sozial sehr engagiert, indem sie beispielsweise Kleidung für Obdachlose sammeln, als Lai-
enrichter beim Arbeits- und Sozialgericht tätig sind oder in Gremien der Gewerkschaft mitarbeiten.
3.7 Die Rolle der Betriebsrätin/des Betriebsrats leben
Eines der kraftvollsten Mittel für Solidarität ist, selbst als politischer Mensch mit einer solidari-
schen Grundhaltung aufzutreten und damit Vorbildwirkung für andere zu haben (vgl. Winkler: 
Interview vom 15.  2.  2019). Die gesetzlichen Gegebenheiten stecken den Handlungsrahmen 
und die Funktion für Betriebsratsmitglieder ab. Wie diese Aufgaben gelebt werden, ist ein wich-
tiger Lernprozess für die betroffenen Personen. Hier selbstbewusst, integrativ und verantwor-
tungsvoll aufzutreten und somit das eigene Umfeld mitzugestalten, ist entscheidend. 
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Die Rolle des Betriebsrats kann sehr unterschiedlich angelegt sein und spiegelt auch die Logik 
der jeweiligen Branche wider. Im Fall der mobilen Pflege setzte die befragte Person auf die un-
mittelbare Unterstützung der Kolleginnen und Kollegen bei der Pflege von KlientInnen, obwohl 
dies offiziell nicht erlaubt ist. 
Im Hotelgewerbe ging der befragte Betriebsrat sehr serviceorientiert durch den Betrieb, um mit 
der Belegschaft über ihre Anliegen zu sprechen, oder er organisierte soziale Events und schuf 
somit einen sozialen Raum für mehr Austausch. 
Der Betriebsrat im Bankenbereich setzte stark auf rechtliche Strategien, indem er den Konzern 
bei einer Fülle von Vergehen mit Klagen eindeckte und den betroffenen Personen über den 
Zeitraum der Verfahren unterstützend zur Seite stand. Seine Strategie war es, die Gegenmacht 
des Gesetzes und des Gerichts in Spiel zur bringen und so der Autorität der Unternehmensfüh-
rung Einhalt zu gebieten. 
3.8 Die Zusammenarbeit im Betriebsratsgremium
Damit die Betriebsratsarbeit gut funktionieren kann, braucht es ein Gremium, in dem Teamar-
beit gelebt wird. In diesem Gremium, einem nach innen gerichteten sozialen Raum, werden 
gemeinsame Überlegungen angestellt, Strategien beschlossen und Arbeiten aufgeteilt. 
Diese Zusammenarbeit strahlt nach außen Sicherheit aus, d. h., die Wahrscheinlichkeit, dass die 
Belegschaft den Betriebsrat positiv wahrnimmt, steigt – und auch das Vertrauen in ihn. Heraus-
fordernd wird es dann, wenn sich die Mandate auf verschiedene Listen aufteilen und diese sehr 
unterschiedliche Zugänge und kaum gemeinsame Ziele haben. 
Die Frage dabei ist auch, was den Betriebsrat nach innen zusammenhält und wie stärkend sich 
diese Aspekte auf seine Arbeit auswirken. So kann es manchmal die Geschäftsführung als Au-
ßenfeind sein, manchmal sind es übernommene gut funktionierende Strukturen, manchmal 
klar gesteckte Ziele und Strategien, an denen gemeinsam gearbeitet wird. 
3.9 Das soziale Klima im Betrieb 
Betriebe sind Institutionen, die ein bestimmtes Machtgefüge vorgeben, in das sich die Men-
schen zunächst einfügen müssen und das sie je nach Struktur bedingt mitgestalten können. Als 
Institution wirkt der Betrieb im Sinne der sekundären Sozialisation stark auf ArbeitnehmerInnen, 
ihr soziales Miteinander und ihre Denkweise. 
Das soziale Miteinander kommt unter anderem über das im Betrieb vorherrschende soziale Kli-
ma zum Ausdruck. Wesentlich hierfür ist die Frage, wie gut die Geschäftsführung mit der Beleg-
schaft auskommt und ihr Vertrauen entgegenbringt. Dort, wo diese Beziehung prinzipiell funk-
tioniert und eine gute Verhandlungsbasis zwischen Betriebsrat und Geschäftsführung besteht, 
konnten wichtige Verbesserungen und gute Standards für die Belegschaft erwirkt und schließ-
lich auch ein Klima für mehr Solidarität geschaffen werden. Wichtig ist hierbei zudem das sozia-
le Miteinander von Menschen mit unterschiedlicher Herkunft, also die Gleichbehandlung über 
Grenzen von Geschlecht, Sprache, Ethnie etc. hinweg. 
Umgekehrt bringt ein positives soziales Klima im Betrieb auch der Geschäftsführung Vorteile 
und ist dort, wo das Unternehmen mit einem sozialen Image wirbt, ein wichtiger Push-Faktor 
nach außen. Im Fall des Hotels preist das Unternehmen seine Internationalität, Vielsprachigkeit 
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und die Professionalität des Personals an. Ähnlich war es auch bei der internationalen Non-Pro-
fit-Organisation, die sich größtenteils über Spenden finanziert und zu deren Image ein gutes 
Miteinander von Menschen unterschiedlicher Herkunft zählt. 
3.10   Der Umgang mit Digitalisierung
Die Digitalisierung wirkt sich wesentlich auf Arbeitsbedingungen und das Miteinander im Be-
trieb aus und somit darauf, wie und wo Solidarität gelebt werden kann. 
Im Fall der mobilen Pflege führte sie zu einer extremen Verschlechterung der Arbeitsbedin-
gungen. So wurden Teambesprechungen, bei denen ein Austausch über KlientInnen und de-
ren spezielle Bedürfnisse stattfand, durch einen „Personal Digital Assistant“ ersetzt. Dabei han-
delt es sich um ein digitales Endgerät, auf dem alle „abzuarbeitenden“ Personen und die je-
weils zu erledigenden Tätigkeiten aufgelistet sind. Jede Tätigkeit ist zeitlich getaktet, ebenso 
wie die Fahrzeiten zwischen den einzelnen Stationen. Dies führt zu einem enormen Druck auf 
die Pflegekräfte bei gleichzeitiger Individualisierung. Die Taktik des Betriebsrats ist es, die tat-
sächlich benötigten Zeiten aufzulisten, um dem Arbeitgeber die real benötigte Arbeitszeit zu 
zeigen. 
Im Bankenbereich wirkt die Digitalisierung, die mit Desk Sharing und Homeoffice-Formaten 
sehr fortgeschritten ist, enorm entsolidarisierend auf die Belegschaft, da sie eine konstante 
Ersetzbarkeit suggeriert. Hier versucht der Betriebsrat mit persönlichen Begegnungen in der 
Kaffeeküche und, wenn es keine anderen Möglichkeiten gibt, über Skype-Gespräche den Kon-
takt zu halten. 
Auch im Non-Profit-Bereich ist die Digitalisierung sehr fortgeschritten, einerseits, weil der Ver-
ein international arbeitet, andererseits, weil Verwaltungskosten gespart werden müssen. Hier 
berichtete der Betriebsrat v. a. von vermehrten Burn-out-Fällen. Er reagierte darauf mit gut 
ausgearbeiteten Betriebsvereinbarungen zu den Betriebssystemen und Maßnahmen zur 
Burn-out-Prävention. In diesem Fall hatte der interviewte Betriebsrat einen größeren Gestal-
tungsspielraum, da er in seiner normalen beruflichen Tätigkeit genau am Schalthebel zu die-
sen Systemen sitzt, also für deren Implementierung und Anforderungen mitverantwortlich ist 
und somit auch die Perspektive der Belegschaft einfließen lassen kann. 
3.11   Räume schaffen
Es braucht Räume für Begegnungen, wo Bedeutungen konstruiert oder rekonstruiert werden 
und in denen Lernen und Sozialisierung stattfinden können. Diese Räume werden mit der Di-
gitalisierung zusehends verdrängt oder verändert. Es ist also ein ganz bewusster Umgang da-
mit nötig, um Begegnung und Austausch zu ermöglichen. 
In den Betrieben passiert dies beispielsweise über die Organisation von Events oder Ausflü-
gen. Räume schaffen heißt, gerade bei zunehmender Individualisierung aufgrund der Digita-
lisierung, auch den virtuellen Austausch zu fördern. Dies kann eine Beratung via Skype sein 
oder die Implementierung anderer interaktiver Softwareelemente.
Auch Betriebsratsklausuren, als Räume, in denen man sich über zukünftige Strategien und 
Zielsetzungen austauscht, sind Formate, die den Zusammenhalt und die Solidarität im Be-
triebsrat stärken. 
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4 DIE GEWERKSCHAFTSSCHULE ALS SOZIALER RAUM FÜR SOLIDARITÄT
Wie geschildert, braucht Solidarität soziale Räume, in denen sie sich entwickeln kann. Die Ge-
werkschaftsschule ist ein solcher Möglichkeitsraum. Sie ist eine gewerkschaftliche Basisausbil-
dung, deren Ursprünge bereits in der Ersten Republik liegen. Ihr Gründer Richard Wagner ging 
davon aus, dass die existierende Gesellschaftsordnung bürgerlich geprägt war und mit ihr das 
Bildungswesen. Um diese Verhältnisse zu überwinden, war die Bildung der Massen für ihn ein 
wesentliches Instrument (vgl. Wagner 1927, 180). Wagner strebte somit eine völlig neue Gesell-
schaftsordnung an. 
Tatsächlich war die Ausbildung in der Gewerkschaftsschule immer stark politisch geprägt, weil 
sie sich mit den zeitgeschichtlichen Tendenzen auseinandersetzte. So gingen einige ihrer Absol-
ventInnen und Lehrenden in den Jahren des Faschismus in den Widerstand; während der Zeit 
des Wiederaufbaus lag ihr Schwerpunkt auf der Bildung zur Demokratie und in den 70er-Jahren 
wurde sie zu einer für alle Gewerkschaftsmitglieder offenen und breitenwirksamen Ausbildung 
(vgl. Lichtenberger 2017).
Sie ist auch heute noch eine berufsbegleitende Abendschule, die zwei Jahre dauert und Be-
triebsrätinnen und -räte, Vertrauenspersonen und Gewerkschaftsmitglieder verschiedenster 
Branchen die wichtigsten Fähigkeiten für die gewerkschaftliche Arbeit vermittelt, d. h. Arbeits- 
und Sozialrecht, Gewerkschafts-, Gesellschafts- und Wirtschaftskunde, praktische Gewerk-
schaftsarbeit und soziale Kompetenz. In der Didaktik wird besonders Wert gelegt auf eine pra-
xisnahe und an Beispielen orientierte Annäherung an Themen, auf eine kritische Auseinander-
setzung mit gesellschaftspolitischen Inhalten, auf den Praxistransfer und die Handlungsfähig-
keit der Teilnehmenden in ihrem Arbeitsumfeld und auf das Lernen von- und miteinander. Sie 
wird vom Verband Österreichischer Gewerkschaftlicher Bildung (VÖGB) organisiert. 
Die Gewerkschaftsschule steht für weit mehr als Wissens- und Kompetenzvermittlung, denn sie 
versucht Austausch über Haltungen – wie ein verstärktes Bewusstsein für Solidarität – zu för-
dern, indem Raum für Diskussion und Interaktion gegeben wird, kollegiale Fallberatung stattfin-
det, gemeinsame Projekte und Aktionen organisiert werden etc. Sie ist ein sozialer Raum, in dem 
für die gewerkschaftliche Arbeit entscheidende Erfahrungen gemacht werden, die auch in an-
deren Bereichen wirken, wie am Arbeitsplatz oder im Bekanntenkreis, genauso wie umgekehrt. 
Die Erfahrungen oszillieren mit den handelnden Personen zwischen verschiedenen Räumen 
und können Veränderungen herbeiführen.
Ein Punkt, der von den interviewten Personen in Zusammenhang mit der Gewerkschaftsschule 
immer wieder genannt wurde, ist der Zusammenhalt in der Gruppe, speziell dann, wenn es ei-
nem Mitglied nicht gut geht. Das Engagement, das die Teilnehmenden ohnehin schon mitbrin-
gen, potenziert sich, wenn mehr Personen mit der gleichen Einstellung aufeinandertreffen (vgl. 
BR4: Interview vom 19. 2. 2019).
Ein weiterer Erkenntniswert für die Teilnehmenden ist die heterogene Zusammensetzung der 
Gruppe, da die Personen aus den unterschiedlichsten Betrieben kommen, mit ganz eigenen 
Organisations- und Betriebsratskulturen. Viele dieser Menschen würden sich sonst niemals be-
gegnen und über ihre Erfahrungen am Arbeitsplatz sprechen. Es kommt also zu einem Ausbre-
chen aus der sozialen Blase. Die so erlebte Diversität ist ein wichtiger Faktor für die Entwicklung 
von inklusiver Solidarität (vgl. Winkler: Interview vom 15. 2. 2019).
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Auch der Blick darauf, dass die Teilnehmenden als GewerkschafterInnen gemeinsame Ideen und 
Ziele verfolgen, schweißt die Gruppen zusammen und stärkt ihre Identifikation mit der Organi-
sation. Damit lernen sie, eine politischere Haltung einzunehmen und sich selbst in der Gesell-
schaft als politisch denkende und handelnde Menschen wahrzunehmen (vgl. BR4: Interview 
vom 19. 2. 2019).
Die Gewerkschaftsschule wird oft als sehr stärkend erlebt. Einerseits, weil die Teilnehmenden 
mit dem neuen Wissen mehr Sicherheit im Auftreten gewinnen, andererseits, weil sie im ge-
schützten Rahmen viel ausprobieren können und Fehler machen dürfen, die anschließend auf-
gearbeitet werden. Das sind Dinge, die im normalen Leben als Scheitern abgeurteilt werden 
und an denen zu wachsen kaum Platz gelassen wird (vgl. BR1: Interview vom 4. 2. 2019).
Über die Jahre entstehen Freundschaften und für die Gewerkschaftsarbeit wichtige Netzwerke. 
Der Austausch über verschiedene Erfahrungen am Arbeitsplatz hält teilweise noch Jahre später 
an (vgl. BR2: Interview vom 5. 2. 2019).
Die Gewerkschaftsschule versucht über die erwähnten Aspekte, Solidarität bewusst Raum zu 
geben, um sie zu einem realen Erfahrungswert für die Teilnehmenden zu machen. 
5 CONCLUSIO
In diesem Beitrag habe ich aufgezeigt, dass es auch in schwierigen Situationen und Arbeitsfel-
dern möglich ist, Solidarität zu leben. Die aufgezählten Faktoren können auf den gemeinsamen 
Nenner gebracht werden, dass Solidarität wesentlich von engagierten Menschen und betriebli-
chen Mitbestimmungsstrukturen lebt, wobei auch letztere basierend auf dem geltenden Recht 
von tatkräftigen Menschen ins Leben gerufen wurden. Was diese Personen auszeichnet, ist eine 
solidarische Grundhaltung, die sich im Laufe des Lebens noch ausweitet. Dazu gehört auch 
selbst erfahrene Solidarität. 
Solidarität ist im privaten Bereich viel präsenter (vgl. Winkler: Interview vom 15. 2. 2019). Selbst 
wenn sie in der Arbeitswelt weniger gelebt wird, heißt es nicht, dass die arbeitenden Menschen 
keine Vorstellung von Solidarität hätten. Oft sind es die Gegebenheiten am Arbeitsplatz, die ein 
solidarisches Miteinander einschränken. Deshalb sind soziale Räume wichtig, in denen andere, 
positivere Erfahrungen als jene am Arbeitsplatz gemacht werden. Die Gewerkschaftsschule ist 
einer dieser sozialen Räume, in denen Solidarität gelebt und bewusst zum Thema gemacht wird. 
Diese persönlichen Begegnungen können zu einer sekundären Sozialisation führen, da sie stark 
auf die Persönlichkeit der Teilnehmenden wirken.
Schließlich sind es auch bestimmte Anlassfälle, die Menschen dazu bringen, in Aktion zu treten 
und im Betrieb für andere einzustehen. Wenn es Betriebsrätinnen und -räte schaffen, Verbesse-
rungen in der Arbeitswelt zu erreichen, so bekommen sie auch Unterstützung von der Beleg-
schaft. Sie bauen also über solidarisches Verhalten Organisationsmacht auf. 
Meine Ausführungen sollten zeigen, dass Solidarität gelernt werden kann. Jedoch darf nicht der 
Rückschluss gezogen werden, dass dies automatisch passiert. Viele prekäre Arbeitsverhältnisse 
lassen wenig Handlungsspielraum. Genau dort ist die Organisationsmacht und Solidarität von 
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Hubert Eichmann
DER WOHLFAHRTSSTAAT AUS SICHT VON ERWERBSTÄTIGEN 
IN LÄNDLICH GEPRÄGTEN REGIONEN IN ÖSTERREICH1
ZUSAMMENFASSUNG
FORBA und SORA analysierten in einer gemeinsamen Studie die Bewertung von wohlfahrts-
staatlichen Leistungen in Österreich. Im Anschluss an eine Sekundärdatenanalyse aus dem Eu-
ropean Social Survey 2016 wurden in einer qualitativen Studie 40 Beschäftigte aus drei ländli-
chen Regionen an ihrem Arbeitsplatz interviewt. Wie verlaufen Bewertungen des Wohlfahrts-
staates abhängig von der Region, in der die Befragten erwerbstätig sind? Inwiefern hat außer-
dem die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe prägende Wirkungen? 
Wesentliche Ergebnisse sind:
• Bis auf wenige Ausnahmen äußert die große Mehrheit der 40 Interviewten eine ausge-
prägte Zustimmung zum österreichischen Wohlfahrtsstaat. 
• Es dominieren zwei Muster: a) eine hohe Zustimmung inklusive Solidarität für sozial 
schwache Gruppen und b) eine Orientierung am Beitrags- bzw. Reziprozitätsprinzip. 
• Mit dem Grad an „Ländlichkeit“ steigt die Relevanzsetzung des Reziprozitätsprinzips. 
SUMMARY
In a joint study, FORBA and SORA analyzed the assessment of welfare benefits in Austria. Fol-
lowing a secondary data analysis from the European Social Survey 2016, 40 employees in three 
rural regions were interviewed at their workplace. What are the differences in assessments of 
aspects of the welfare state, depending on the region in which respondents are employed? To 
which extent does belonging to a certain professional group have a formative impact?
The main results include:
• With a few exceptions, a vast majority of the 40 respondents express a pronounced 
endorsement of the Austrian welfare state.
• Two patterns are dominant: a) a high level of approval including solidarity for socially 
disadvantaged groups and b) an orientation towards the contributory principle and 
the reciprocity principle.
• The degree of „rurality“ increases the relevance of the reciprocity principle.
1 Der gegenständliche Text ist die Adaption der Zusammenfassung des FORBA-Teils einer gemeinsam mit SORA im Auftrag 
der GPA-djp durchgeführten Studie zu „Wandel der Erwerbsarbeit und Wahrnehmung von Arbeitsmarktpolitik und Wohl-
fahrtsstaat in Österreich“ (vgl. Eichmann et al. 2019).
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1 AUSGANGSPUNKT: LÄNDLICHE REGIONEN ALS RELATIV UNERFORSCHTE 
ARBEITSWELTEN
Vergleichbar mit der Hypothese, dass auch der Arbeitswelt und den dort registrierten Verände-
rungen eine prägende Wirkung für bestimmte Einstellungen und Wertmuster (inkl. Verschie-
bungen im Zeitablauf ) zukommt (vgl. Verwiebe et al. 2018, 194), darf dies für Herkunftsregionen 
ebenfalls angenommen werden. Dieser an sich naheliegende Zusammenhang ist (abseits z. B. 
der Wahlforschung, die nach Gründen für die Stadt-Land-Differenzen in puncto Parteipräferen-
zen fahndet) allerdings weniger gut belegt als die Fülle an Befunden zu Relationen zwischen 
Herkunftsmilieu (Klasse, Schicht, Bildung) und spezifischen Wertausprägungen (vgl. z. B. Bour dieu 
(1982) oder die Sinus-Milieuforschung (Barth et al. 2018)). Die Annahme milieu- und regions-
spezifischer Werte- und Einstellungshorizonte ist im gegenständlichen Forschungszugang eine 
implizite Grundannahme. Doch weshalb wird der Fokus auf ländliche Regionen gelegt? Warum 
werden nicht Arbeits- und Betriebswelten in eher urbanen oder suburbanen Räumen analysiert, 
wo angesichts einer weit vorangeschrittenen Individualisierung und einer dementsprechend 
hohen Arbeitsmarkt- und Wohlfahrtsstaatsabhängigkeit mehr Zustimmung zu staatlich organi-
sierter Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik zu erwarten wäre (die sich zudem u. a. in der Verteilung 
von Parteipräferenzen und im Wahlverhalten niederschlägt)? Eben deshalb liegt das Erkenntnis-
interesse darin, Gruppen von Erwerbstätigen bzw. Betrieben in den tendenziell weniger analy-
sierten ländlichen Regionen zu untersuchen, weil dort ambivalentere Positionierungen gegen-
über dem Sozial- und Wohlfahrtsstaat anzunehmen sind. Dafür liefert die Studie (vgl. Eichmann 
et al. 2019) einige forschungsleitende Hypothesen, die sich im empirischen Material wider-
spiegeln sollten – oder auch nicht. 
Erstens sind hier gesicherte Befunde zu nennen, wonach in ländlicher geprägten Regionen tra-
ditionelle Werthaltungen verbreiteter sind. Abgesehen von viel „anekdotischer Evidenz“ für kon-
servativere Wertmuster in ländlichen gegenüber städtischen Regionen, etwa bedingt durch 
unterschiedliche Bildungsniveaus (vgl. Haller/Müller-Kmet 2018, 65), ergibt z.  B. eine rezente 
Regressionsanalyse mit Repräsentativdaten aus dem Social Survey Österreich (nicht zu ver-
wechseln mit dem European Social Survey), dass mit zunehmender Wohnortgröße der Wert „Be-
wahrung von Ordnung“ an Bedeutung verliert und demgegenüber die „Offenheit gegenüber 
Wandel“ zunimmt. Zugleich steigen mit der Wohnortgröße in der Bevölkerung Werthaltungen 
wie Macht- und Leistungsstreben, aber auch Hedonismus (Haller/Müller-Kmet 2018, 65). Unter 
anderem deshalb zieht es z. B. höher Qualifizierte aus ländlichen Regionen eher in die Städte als 
andere Teile der Bevölkerung.
Zweitens lässt sich die Hypothese anführen, dass weiterhin Stadt-Land-Unterschiede bei Wert-
haltungen für indirekte vs. direkte Formen der Reziprozität bestehen. Indirekte Reziprozität 
steht für den Zuspruch zu Instrumenten der Sozialversicherung bzw. für einen insgesamt gut 
ausgebauten Wohlfahrtsstaat zum Schutz gegen unterschiedliche Lebensrisiken – und dürfte in 
den individualisierten Lebensverhältnissen und eher anonymen Umgangsformen in den Städ-
ten stärker verankert sein als am Land. Im Vergleich dazu hat der (traditionelle) Fortbestand von 
direkter Reziprozität über wechselseitige Hilfe in der Nachbarschaft oder Gemeinde u. a. m. am 
Land weiterhin mehr Bedeutung – das könnte sich auch in Einschätzungen zu Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik niederschlagen. Zwar dürften sich dahingehende Wert- und Verhaltensmuster 
in den vergangenen Jahrzehnten deutlich an jene in urbanen Räumen angenähert haben, sind 
aber dennoch nicht verschwunden bzw. zumindest als „semantischer Kosmos“ weiterhin prä-
sent. Man denke etwa an die anhaltende Bedeutung der Mitgliedschaft in der freiwilligen Feuer-
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wehr, um als Eigenheimbesitzer im Fall von Hochwasser, Brand oder sonstigen Unfällen unbüro-
kratisch und garantiert Hilfe zu erhalten bzw. um die eigene Bereitschaft für Gemeinschaftsakti-
vitäten unter Beweis zu stellen. Im Vergleich dazu ist die Kontaktierung der Haushaltsversiche-
rung bei einem Wasserschaden in der städtischen Wohnung ein ziemlich unpersönlicher 
Vorgang (mit indirekter bzw. marktlich vermittelter Reziprozität).
Drittens und bezogen auf den Erwerbsarbeits- bzw. Betriebskontext lebt insbesondere in vielen 
kleinen Handwerksbetrieben im ländlichen Raum weiterhin das mehr oder weniger patriarchale 
Muster des autoritären Eigentümers mit zugleich ausgedehnten Fürsorgepflichten. Der Chef 
oder die Chefin steht nicht nur in der Verantwortung, die Jobs der Belegschaft zu schützen, son-
dern zugleich sind Institutionen in der Gemeinde zu unterstützen, etwa der örtliche Fußballver-
ein (dies freilich auch zwecks des Marketings, um z. B. geeignete Lehrlinge zu interessieren). Die 
innerbetrieblichen Beziehungen zwischen Vorgesetzten und MitarbeiterInnen sind oft weniger 
über detaillierte schriftliche Vereinbarungen oder gar über einen Betriebsrat geregelt, sondern 
laufen persönlich im direkten Austauschprozess von Geben und Nehmen ab. Gelegentliche 
Mehrarbeit im Installationsbetrieb ist kein Problem, sofern man dafür im Gegenzug den Firmen-
wagen mit den Arbeitsgeräten benützen kann, um z. B. am Wochenende über Schwarzarbeit ein 
Zusatzeinkommen zu erzielen. Dazu kommt besonders in kleinen Betrieben die ausgeprägte 
Aversion gegenüber gesetzlichen oder anderweitigen Regelungen, die bürokratischen Zusatz-
aufwand verursachen. Zu erinnern ist beispielsweise an den Widerstand bei der Einführung der 
Registrierkasse oder an den Applaus gerade von Kleinbetrieben bei der Einführung des Geset-
zes zum 12-Stunden-Tag. Nicht so sehr die unmittelbare Arbeitsmarktpolitik, aber der Wohl-
fahrtsstaat insgesamt wird hier oft mit Bürokratie assoziiert. 
Ein viertes Argument, das in vielen Landgemeinden ambivalente Assoziationen zum Wohl-
fahrtsstaat nahelegt, betrifft Abwanderungs- bzw. Schrumpfungsregionen. Parallel zu anderen 
Infrastrukturen (Geschäfte, Gasthäuser) hat sich der als Gesamtheit verstandene Staat mit sei-
nen Institutionen gleichsam sukzessive aus den kleinen Gemeinden zurückgezogen (Schule, 
Kindergarten, Polizei, Gesundheitsversorgung, öffentlicher Verkehr) und damit die Abwande-
rungstendenz (die der Grund für die Schließung der Volksschule etc. war) noch weiter beschleu-
nigt. Insbesondere Frauen mit qualifizierter Ausbildung für Dienstleistungsjobs auch im öffent-
lichen Sektor (Verwaltung, Krankenhaus etc.) folgen dieser Bewegung und suchen dann eher 
den Weg in die nächste größere Stadt als die gleichaltrigen Männer. Der Rückbau öffentlicher 
Verwaltungsfunktionen ist mitverantwortlich für das Geschäfte- und Wirtshaussterben, das in 
vielen kleinen Gemeinden entleerte Ortskerne zurückgelassen hat. Hauptverantwortlich dafür 
ist freilich der Wettbewerb der Kommunen um Steuereinnahmen, wodurch angesichts der Pkw-
Mobilität die Geschäftszonen an den Ortsrand der Bezirkshauptstädte abgewandert sind und 
die Ortskerne der umliegenden Dörfer veröden. Ohne das Szenario weiter ausschmücken zu 
wollen, sollte nachvollziehbar sein, dass sich in diesem Deutungshorizont der (Wohlfahrts-)Staat 
und mit ihm das „Leben“ aus vielen kleinen Ortschaften verabschiedet hat. Dafür gebührt in der 
Wahrnehmung der Zurückgebliebenen, häufig der Älteren, kein Dank, sondern Kritik.
Ob und inwiefern entlang dieser Argumente belegbar ist, dass unterschiedliche Aspekte im Kon-
text von Wohlfahrts- und Sozialstaat in manchen ländlichen Regionen kritischer wahrgenommen 
werden als in städtischen, ist empirisch zu ermitteln. Die Hypothese lautet, dass die Ambivalenz 
gegenüber dem Gesamtzusammenhang von Wohlfahrts- und Sozialstaat am Land ausgeprägter 
ist als in Städten, aber nicht so sehr auf Aspekte von Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinn gerich-
tet (Arbeitslosenunterstützung, aktive Arbeitsmarktpolitik in Form von Qualifizierungsmaßnah-
men etc.). Zugleich sind diese Materien in der subjektiven Wahrnehmung schwer voneinander zu 
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trennen und werden daher oft als ein zusammenhängendes „Syndrom“ wahrgenommen, mit-
samt den damit kolportierten Bildern von den „typischen“ AkteurInnen (Arbeitslose und/oder 
Wirtschaftsflüchtlinge in der „Hängematte“ etc.). In Form von medialer und politischer „Brandbe-
schleunigung“ ist dieses Themenfeld dann prädestiniert für Schwarz-Weiß-Malerei.
2 HAUPTERGEBNISSE
In dieser qualitativen Studie wurden im Frühjahr 2018 insgesamt 40 leitfadengestützte Interviews 
durchgeführt, die meisten davon in sechs Betrieben (zwei je in den Regionen nördliches Wald-
viertel, Bezirk Liezen, Bezirk St. Pölten), die den Branchen Nahrungsmittelproduktion, Holzverar-
beitung, Einzelhandel, Freizeitwirtschaft, Hotellerie/Gastronomie sowie der mobilen Pflege zuzu-
rechnen sind. Bei der Auswahl der zu Befragenden orientierten sich die StudienautorInnen – ab-
gesehen von Gesprächen mit ManagementvertreterInnen und (soweit vorhanden) Betriebsrat – 
vorrangig an den „typischen“ Beschäftigtengruppen im Unternehmen, d.  h. insgesamt 
mehrheitlich an Personen mit mittleren Qualifikationsabschlüssen wie einer Lehre oder einer 
Fachschule. Aus den vielen Interviewsequenzen wurden typische Konstellationen generiert, die 
ein differenziertes Bild von Gemeinsamkeiten und Unterschieden in puncto beruflicher Zukunfts-
perspektiven, Einschätzungen zu Arbeitsmarktpolitik sowie zum Wohlfahrtsstaat liefern. 
Auf prägnante Hauptaussagen verdichtet lassen sich die Befunde der qualitativen Erhebung wie 
folgt zusammenfassen: 
• Insgesamt überrascht, dass sich vor dem Hintergrund einer sich (dann doch nicht so) ra-
pide verändernden Arbeitswelt, etwa in Richtung Digitalisierung, die Zukunftsunsicher-
heit der Befragten in den analysierten Betrieben in Grenzen hält. Das hat nicht nur, aber 
auch damit zu tun, dass diese GesprächspartnerInnen überwiegend in Unternehmen 
bzw. Branchen tätig sind, die als relativ stabil gelten können, was sich entsprechend in der 
subjektiven Wahrnehmung spiegelt. Die eigene Arbeitsplatzsicherheit ist allerdings kein 
unmittelbarer Prädiktor für eine bestimmte Positionierung gegenüber Arbeitsmarkt- 
oder Wohlfahrtsstaatspolitik.
• Der Informationsstand über verschiedene Instrumente der Arbeitsmarktpolitik sowie die 
mehr oder weniger qualifizierte Bewertung bis hin zu konkreten AMS-Einschätzungen 
fällt heterogen aus und lässt sich in erster Linie entlang der ausgeübten Positionen/Rol-
len im Betrieb sowie anhand eigener Erfahrungen oder solcher im persönlichen Umfeld 
gliedern. Beispielsweise sind die Sichtweisen von Führungskräften vom Thema Personal-
rekrutierung geprägt und inwiefern welche Institutionen dazu beitragen, diese zu verein-
fachen. Je weniger die Befragten mit Arbeitsmarktpolitik in Berührung kommen (z.  B. 
Personen mit viel Jobsicherheit), desto weniger wissen sie darüber. Zudem spielt die (dif-
ferenzierte vs. simplifizierende) Medienrezeption der Befragten eine wichtige Rolle für 
entsprechende Einstellungen. 
• Bis auf wenige Ausnahmen äußert die große Mehrheit eine ausgeprägte Zustimmung 
zum österreichischen Wohlfahrtsstaat. Muster der Akzeptanz lassen sich überraschend 
klar nach zwei Hauptvarianten gruppieren: Einerseits existiert eine hohe Zustimmung in-
klusive Solidarität auch für sozial schwache Gruppen und andererseits eine mittlere Zu-
stimmung, die auf eine ausgewogene Balance von eigenen Beitragsleistungen und der 
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Inanspruchnahme von sozialstaatlichen Leistungen ausgerichtet ist, d. h. überwiegend 
dem Reziprozitätsprinzip folgt. Mit dem Grad an „Ländlichkeit“ steigt die Relevanzset-
zung des Reziprozitätsprinzips. Ein drittes Muster, das von Kritik (aus unterschiedlichen 
Richtungen) am Wohlfahrtsstaat geprägt ist, findet sich nur bei wenigen der Befragten.
• Miteinander vergleichbare Aussagen zu Aspekten des Arbeitsmarktes sowie des Wohl-
fahrtsstaates finden sich vielfach entlang der Zugehörigkeit zu einem bestimmten Betrieb 
bzw. Beruf, die insofern eine gewisse Prägewirkung haben. Beschäftigte in Branchen wie 
Tourismus und Einzelhandel mit viel mehr Kontakten zu Kundinnen und Kunden äußern 
sich z. B. weniger abwertend gegenüber BezieherInnen von Sozialleistungen – dies nicht 
zuletzt aufgrund einer Habitualisierung von Einstellungsmustern auch im Interesse des 
Unternehmens, weil derartige Positionierungen geschäftsschädigend sein könnten. Darü-
ber hinaus sind vergleichsweise einheitliche Positionen am ehesten bei den AbsolventIn-
nen einer mittleren Berufsausbildung wie vor allem der Lehre zu finden. Bei formal höher 
Qualifizierten mit Matura oder mit akademischem Abschluss gehen die Meinungen eben-
so auseinander wie z. B. unter (einigen zusätzlich befragten) arbeitslosen Personen.
• Im Vergleich der drei Untersuchungsregionen (nördliches) Waldviertel, Bezirk Liezen und 
Bezirk St. Pölten zeigen sich durchaus Unterschiede. In den ländlicheren Regionen, und 
hier insbesondere im Waldviertel, überwiegen konservative Ansichten in Bezug auf die 
Inanspruchnahme von sozialstaatlichen Leistungen. Dagegen nehmen die Befragten aus 
dem semi-urbanen Raum St. Pölten diesen als dynamische Arbeitsmarktregion mit einer 
wachsenden Wohnbevölkerung und einem kontinuierlichen Ausbau wichtiger Infra-
strukturen (Wohnen, Verkehr, Bildung, Konsum u. a. m.) wahr. Damit korrespondieren op-
timistischere Einschätzungen sowohl zur eigenen beruflichen Zukunft als auch zu Ar-
beitsmarktpolitik und zum Wohlfahrtsstaat.
3 KENNTNIS UND BEWERTUNG ARBEITSMARKTPOLITISCHER 
 INSTRUMENTE
Ungefähr drei Viertel der 40 in den Monaten April bis Juli 2018 durchgeführten Interviews (mit 22 
Männern und 18 Frauen) fanden in sechs Betrieben statt, die einerseits der Nahrungsmittelpro-
duktion sowie der Holzverarbeitung und andererseits dem Einzelhandel, der Freizeitwirtschaft, 
der Hotellerie/Gastronomie sowie der mobilen Pflege zuzurechnen sind. In drei dieser sechs Un-
ternehmen ist ein Betriebsrat installiert. Allerdings waren BetriebsratsvertreterInnen nur in einer 
Fallstudie präsent bzw. gingen Beschäftigte nur in diesem Unternehmen auf die Betriebsratstä-
tigkeit ein. Die Auswahl der zu Befragenden in den Fallstudienbetrieben orientierte sich, neben 
Gesprächen mit ManagementvertreterInnen und (soweit vorhanden) Betriebsrat, vorrangig an 
den „typischen“ Beschäftigtengruppen im Unternehmen, d. h. insgesamt mehrheitlich an Perso-
nen mit mittleren Qualifikationsabschlüssen wie einer Lehre oder einer Fachschule.2 
2 Neben den 28 Interviews in sechs Fallstudienbetrieben wurden fünf weitere Interviews mit Beschäftigten in anderen Un-
ternehmen in den Untersuchungsregionen und sieben Gespräche mit Personen durchgeführt, die entweder aktuell ar-
beitslos waren oder zumindest einmal in den letzten drei Jahren arbeitslos gewesen sind. In Bezug auf die Verteilung nach 
Beschäftigungsverhältnissen sieht das Sample der insgesamt 40 Befragten wie folgt aus: 34 Personen sind zum Interview-
zeitpunkt unselbstständig beschäftigt, zwei sind selbstständig beschäftigt (jeweils Eigentümer) und vier Personen sind 
aktuell arbeitslos.
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Interessant an der Gegenüberstellung dieser sechs Betriebe ist das variierende Commitment 
zum Arbeitgeberbetrieb. Während die Beschäftigten in einigen Fällen (Nahrungsmittelpro-
duktion, Einzelhandel) von einer affektiv besetzten Zugehörigkeit zur „Betriebsfamilie“ spre-
chen, überwiegt in anderen Fällen eine distanzierte ArbeitnehmerInnenposition (Tourismus, 
Holzverarbeitung). Etwas überraschend spielt für diese Zuordnung zumindest in den hier 
durchgeführten Fallstudien die Betriebsgröße keine besondere Rolle. So wird z. B. das größte 
Unternehmen im Sample, einer der zentralen Akteure im österreichischen Einzelhandel, ins-
besondere von MitarbeiterInnen in den Filialen mit familienähnlichen Attributen charakteri-
siert. Und: Mit steigendem Zugehörigkeitsgefühl steigt zugleich der Zukunftsoptimismus, 
d. h. jene, die sich enger an ein Unternehmen binden (und vermutlich mehr „reinhackeln“), si-
gnalisieren eine höhere Arbeitsplatzsicherheit.
Entgegen der Erwartung, dass vor dem Hintergrund einer sich rasch verändernden Arbeits-
welt, etwa in Richtung Digitalisierung, häufig mit beruflicher Zukunftsunsicherheit zu rechnen 
wäre, ist davon in den Interviews in den Fallstudienbetrieben wenig zu erkennen.3 Das wiede-
rum ist zu einem Gutteil darauf zurückzuführen, dass die StudienautorInnen, ohne bei der 
Auswahl darauf abgezielt zu haben, zumeist bei solchen Betrieben auf offene Türen gestoßen 
sind, die wirtschaftlich gesehen als relativ stabil bis wachsend gelten können, was sich dann 
auch in der subjektiven Wahrnehmung der Interviewten widerspiegelt. Insbesondere ein 
durch Digitalisierung und Automatisierung verursachtes Arbeitsplatzrisiko scheint bei den 
meisten Belegschaftsmitgliedern dieser Betriebe (noch) nicht besonders virulent zu sein, am 
ehesten noch bei Beschäftigten eines holzverarbeitenden Produktionsbetriebes, der sich kon-
tinuierlich in Richtung „Industrie 4.0“ weiterentwickelt. Demgegenüber stufen die Mitarbeite-
rInnen in einem weiteren Produktionsbetrieb sowie in Branchen wie Tourismus, Einzelhandel 
und Pflege ihre Jobs als ziemlich sicher ein. 
Der Informationsstand über verschiedene Instrumente sowie die Bewertung von Facetten der 
Arbeitsmarktpolitik inklusive AMS oder über aktuelle politische Diskurse fällt heterogen aus 
und lässt sich in erster Linie nach den ausgeübten beruflichen Rollen im Betrieb einerseits und 
nach konkreten Erfahrungen andererseits gruppieren. So bringen etwa Führungskräfte vor-
rangig Sichtweisen ein, die in Zusammenhang mit der Personalrekrutierung im Unternehmen 
stehen, und kommen dabei auch auf das AMS zu sprechen, dessen Leistungen kontrovers 
diskutiert werden (von sehr positiv bis überwiegend kritisch). Personen auf der Beschäftigten-
ebene kennen einzelne arbeitsmarkt- oder sozialpolitische Instrumente in Abhängigkeit von 
eigenen Erfahrungen oder solchen aus dem persönlichen Umfeld (von Arbeitslosigkeit, Not-
standshilfe und Mindestsicherung bis zu AMS-finanzierten Umschulungen oder Väterkarenz 
etc.). Die zurückhaltenden Inputs mancher GesprächspartnerInnen lassen sich auf die langjäh-
rige Beschäftigung im Unternehmen und eine dementsprechende Arbeitsplatzsicherheit zu-
rückführen, weshalb wenig Veranlassung besteht, sich im Detail mit arbeitsmarktpolitischen 
Materien auseinanderzusetzen. Ein zum Interviewzeitpunkt in vielen Betrieben diskutiertes 
Thema war das Gesetzesvorhaben zur einfacheren Umsetzung des sogenannten 12-Stunden-
Tages. Hier waren von den Befragten – sofern sie sich dazu äußerten – mehrheitlich ablehnen-
de Statements zu vernehmen. 
Auch die (mehr oder weniger qualifizierte) Medienrezeption der GesprächspartnerInnen 
spielt – ungeachtet konkreter eigener Erfahrungen – bei den jeweiligen Einschätzungen zu 
3 Dass im Vergleich dazu z. B. Befragte mit Erfahrungen von Arbeitslosigkeit die eigene Zukunft nicht so optimistisch be-
schreiben, wird nicht überraschen. 
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arbeitsmarktpolitischen Instrumenten oder der Bewertung von Unterstützungsleistungen für 
Arbeitslose etc. eine gewichtige Rolle. Das zeigt sich etwa dahingehend, inwiefern der im Bou-
levard dominierende Tonfall übernommen wird, wonach z. B. längere Perioden in Arbeitslosig-
keit reflexartig mit „Sozialschmarotzertum“ assoziiert werden oder eben nicht. Darunter lei-
den wiederum einige der interviewten Arbeitslosen, die sich durch solche Diskurse unge-
rechtfertigt diskriminiert fühlen und teilweise mit sozialem Rückzug reagieren. Andere Befrag-
te in den Fallstudienbetrieben lehnen solche Zuschreibungen dezidiert ab und verweisen 
demgegenüber auf die überproportionale Steuer- und Sozialversicherungsbelastung der 
Mittelschicht oder auf die Unverhältnismäßigkeit von Missbrauchsdiskursen: Nicht sozial 
Schwache oder MigrantInnen, sondern Steuerflüchtlinge oder die Finanzwirtschaft (Stichwort 
Bankenrettung) müssten stärker kontrolliert werden.
4 MUSTER DER ZUSTIMMUNG BZW. AKZEPTANZ VON ARBEITSMARKT-
POLITIK UND WOHLFAHRTSSTAAT
Arbeitsmarktpolitische Begriffe, Konzepte, Instrumente, Wirkungen u. a. m. bzw. generell Po-
sitionierungen zu Arbeitsmarkt- und Wohlfahrtspolitik werden von der Mehrzahl der Befrag-
ten als zusammenhängendes Themenfeld wahrgenommen, zu dem man mehr oder weniger 
Zustimmung signalisiert. Zunächst kann festgehalten werden, dass sich bis auf wenige Aus-
nahmen die große Mehrheit durch eine klare Zustimmung zu einem möglichst gut ausge-
bauten österreichischen Wohlfahrtsstaat charakterisieren lässt, ungeachtet des damit teil-
weise einhergehenden „Raunzens“ über etwaige Fehlentwicklungen in puncto Treffsicher-
heit etc.
Beim Versuch einer einfachen Typologisierung der GesprächspartnerInnen in jene mit hoher, 
mittlerer und geringer Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat ergibt sich aus den gesammelten 
Statements, dass nur sehr wenige die Instrumente der Arbeitsmarktpolitik bzw. generell das 
Volumen der wohlfahrtsstaatlichen Leistungen in Österreich grundsätzlich kritisieren oder 
gar dezidiert ablehnen, weil dieses entweder (für sich selbst) als zu niedrig oder umgekehrt 
als insgesamt zu teuer und insofern als nicht (mehr) leistbar eingestuft wird. Letztere Ein-
schätzung erfolgt entlang der ökonomischen Argumentation, wonach zwecks Aufrechterhal-
tung der Wettbewerbsfähigkeit Verteilungspolitik nachrangig sein müsse. Die Argumentati-
onsmuster dahingehender Statements sind heterogen und teilweise diffus. Am ehesten wird 
eine konzise Position von (auch) negativen ökonomischen Wirkungen des Wohlfahrtsstaates 
von zwei Geschäftsführern vorgetragen, allerdings auch von diesen nur dosiert. (Würde man 
hauptsächlich UnternehmerInnen und nicht MitarbeiterInnen in Betrieben befragen, würde 
sich womöglich ein anderes Bild ergeben.) 
32
Abbildung 1: Idealtypen mit hoher vs. mittlerer Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat
„Solidarität“ –  
hohe Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat
„Reziprozität“ –  
mittlere Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat
Redistribution, sozialer Ausgleich, Egalität Reziprozität, Beitragsgerechtigkeit, Versiche-
rungsprinzip
Weitgehend uneingeschränkte Unterstützung 
auch für sozial schwächere Gruppen (Fürsorge)
Unterstützung für sozial Schwache an Bedin-
gungen geknüpft (Geben und Nehmen bzw. 
 Leistungsbereitschaft)
Generalisierte Reziprozität Ausgeglichene Reziprozität
Makroperspektive: v. a. Staat und/oder Arbeit-
nehmerInnenorientierung als Referenzrahmen
Mikroperspektive: z. B. Subsidiarität und/oder 
(Betriebs-)Familie als Referenzrahmen
Risiko: Überbetonung von Gleichheit und Fürsor-
ge (bei Vernachlässigung des Leistungsprinzips); 
Fokus auf Identifikation von potenziell Benach-
teiligten – Tendenz zur Überbetonung von margi-
nalen (gegenüber relevanten) Ungleichheiten
Risiko: Überbetonung von Leistungsgerechtig-
keit (auch dort, wo diese faktisch nicht erbracht 
werden kann); Fokus auf Identifikation von Ab-
weichungen – Tendenz zur Überbetonung von 
Missbrauch 
Analogie zum „moral frame“ der „fürsorglichen 
Mutter“ (nurturant)
Analogie zum „moral frame“ des „strafenden 
Vaters“ (strict)
Abgesehen von den wenigen kritischen Stimmen lassen sich überraschend klar zwei verbrei-
tete Muster einer Akzeptanz des Wohlfahrtsstaates identifizieren, denen die Mehrheit bzw. 
annähernd zwei Drittel der Befragten zugeordnet werden können4: Einerseits handelt es sich 
um eine hohe Zustimmung inklusive weitgehender Solidarität auch für sozial schwache Grup-
pen wie z. B. Arbeitslose, MigrantInnen oder anderweitig Hilfsbedürftige. Andererseits lässt 
sich eine mittlere bzw. an Bedingungen geknüpfte Zustimmung identifizieren, die auf eine 
ausgewogene Balance von Geben und Nehmen nach dem Beitragsgerechtigkeits- oder auch 
Sozialversicherungsprinzip ausgerichtet ist, wonach Einzahlungen ins System und die Inan-
spruchnahme von Sozialleistungen zumindest perspektivisch ausgeglichen sein sollten. Mit 
steigender „Ruralität“ des Betriebsstandortes und/oder des Wohnsitzes der Befragten steigt 
tendenziell die Zustimmung für das Reziprozitätsmuster. Freilich darf bei dieser Gegenüber-
stellung nicht aus dem Blick geraten, dass es sich dabei um Idealtypen handelt, die in der 
Wirklichkeit vielfach vager, ambivalenter bzw. in Bezug auf unterschiedliche Materien diffe-
renzierter vorgetragen werden.
Auffällig beim – in allen Gesellschaftsformen elementaren – Prinzip der Reziprozität bzw. Ge-
genseitigkeit ist mancherorts die Überbetonung von Leistungsgerechtigkeit. Diese macht teil-
weise auch nicht vor jenen Halt, die z. B. die geforderte Leistung (als BeitragszahlerInnen oder 
am Arbeitsplatz) nicht, noch nicht oder nicht mehr erbringen können, etwa alters- oder ge-
sundheitsbedingt oder weil man erst seit Kurzem in Österreich ist. Überhaupt liegt das Risiko 
bei der „Scharfstellung“ auf die Identifikation von Abweichungen von einer Norm darin, dass 
damit eine Tendenz zur Überbetonung von bzw. Argwohn gegenüber (häufig nicht näher spe-
zifiziertem) Missbrauch einhergeht. Es sollte dann nicht verwundern, dass – insbesondere in 
einer medial und/oder politisch aufgeheizten Stimmung – bei etwa der Hälfte dieses Typus 
4 In diese Typologisierung wurden nur die 33 Interviewten aus den drei Untersuchungsregionen aufgenommen, dagegen 
nicht die sieben (ehemaligen) Arbeitslosen, die dazu weniger eingehend befragt wurden. Wenn von annähernd zwei Drit-
teln ausgegangen wird, die sich relativ klar einem der beiden Muster „hohe“ und „mittlere“ Zustimmung zuordnen lassen, 
ist damit gemeint, dass beim verbleibenden Drittel und abgesehen von Einzelfällen mit „geringer“ Zustimmung eine Zu-
ordnung auf Basis der Aussagen im Interview nicht eindeutig möglich ist.
33
(aber keineswegs bei allen) der Weg zur pauschalen Abwertung von einzelnen Personengrup-
pen nicht besonders weit ist, seien dies Arbeitslose, MigrantInnen oder andere Gruppen von 
„MinderleisterInnen“. In einigen Köpfen dürften zudem die Begriffe „MinderleisterIn“ und 
„Missbrauch“ fest assoziativ miteinander verkettet sein, wobei offenbleiben muss, ob nicht da 
und dort der eigene geringe Selbstwert mit der Unterstellung von Missbrauch bei anderen 
kaschiert wird („man wird ja noch sagen dürfen“). 
Beim Wertmuster „Solidarität“ bzw. einer hohen Zustimmung zu wohlfahrtsstaatlichen Prinzi-
pien fällt wiederum auf (in diesem Sample nur sporadisch), dass angesichts hochgehaltener 
Werte wie Umverteilung und sozialer Ausgleich oder generell Gleichheit mancherorts das Dif-
ferenzierungsvermögen etwas leidet. Meint Gleichheit Chancengleichheit oder Ergebnis-
gleichheit? Und soll es z. B. einen freien Zuzug von (sozial schwachen) MigrantInnen nach Ös-
terreich geben oder nur entlang bestimmter Kriterien – und wonach wären diese zu bemes-
sen? Angesichts einer Perspektive, wonach sich der Staat oder Interessenvertretungen um 
Fragen des sozialen Ausgleichs zu kümmern haben, entsteht gelegentlich der Eindruck von 
einem etwas diffusen Kompass im Berufsleben, etwa dann, wenn das Leistungsprinzip (in ei-
ner Erwerbsarbeits- und Leistungsgesellschaft) tendenziell negiert wird. Jenen Personen, die 
dem Typus „Solidarität“ zugeordnet wurden, wird hier keineswegs unterstellt, das Gegensei-
tigkeitsprinzip auf der Mikroebene des Handelns nicht ausreichend zu würdigen. In vielen 
Fällen trifft das Gegenteil zu – und mehrmals sind es diese Befragten, die z. B. über ein eigenes 
ehrenamtliches Engagement berichten. Allerdings öffnet die (Über-)Betonung der Verantwor-
tung des (Wohlfahrts-)Staates auch eine Tür zum Rückzug aus der Verantwortung hin zu indi-
vidualistischen Positionen oder in Richtung identitätspolitischer Konstruktionen, denen zufol-
ge man sich sicherheitshalber als Mitglied einer wodurch auch immer bedrohten Gruppe de-
finiert, der Unterstützung zuteilwerden muss („meine besonderen Rechte als …“). Daraus ent-
springt dann eine gewisse politische Wehrlosigkeit gerade in den formal höher gebildeten 
Milieus, wenn z. B. Akteure vom Schlage eines Donald Trump das vermeintlich unverrückbare 
Prinzip der Political Correctness ganz einfach außer Kraft setzen.
Die in dieser Arbeit empirisch rekonstruierten Wertvorstellungen zum Wohlfahrtsstaat sind 
weder neu noch besonders originell. Auf einer konzeptionellen Ebene lassen sich die Spuren 
zumindest bis zu Karl Polanyi zurückführen, der bereits in den 1940er-Jahren zwischen Redis-
tribution, Reziprozität (Familie) und Markt unterschieden hatte (vgl. Koos/Sachweh 2017). Es 
lässt sich auch auf Gøsta Esping-Anderson (1990) verweisen, der zwischen sozialdemokra-
tisch-skandinavischen, konservativ-mitteleuropäischen und liberal-angelsächsischen Wohl-
fahrtsstaatsmodellen differenzierte. Auf der Ebene der empirischen Wohlfahrtsstaats-Akzep-
tanzforschung finden sich ebenfalls ausreichende Evidenzen (z. B. Adloff/Mau 2005; Leitner/
Lessenich 2003; Mau 2002; Jochem 2018; Nielsen 2018), in denen zwischen unterschiedlichen 
Präferenz- oder Wertemustern unterschieden wird. Wenn in unserer eigenen Studie in dieser 
Hinsicht nur zwei Muster hervorgehoben werden, dann deshalb, weil ein drittes prominentes 
Modell inklusive einschlägigem Wertekatalog, das des liberalen (Nachtwächter-)Staates, zu-
mindest bei den dafür Befragten wenig Anklang findet. Ein weiterer Forschungsstrang, der 
sich im Sinn von „politischem Framing“ ebenfalls mit subjektiven bzw. kollektiven Wertausprä-
gungen befasst, identifiziert zwei vergleichbare und gesellschaftlich tief verankerte Muster, 
nämlich das tendenziell linke „nurturing“ versus das eher rechte „strict“, womit im übertrage-
nen Sinn die „fürsorgliche Mutter“ bzw. der „strenge Vater“ gemeint sind (vgl. Feinberg/Weh-
ling 2018; Haidt 2013; Lakoff/Wehling 2008; Wehling 2016).
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5 UNTERSCHIEDE ZWISCHEN BETRIEBEN/BERUFEN UND REGIONEN
Lässt man Kontextinformationen wie die Region der Fallstudienbetriebe außer Betracht, liegen 
betriebs- bzw. berufsspezifische Unterschiede in Bezug auf die Forschungsfragen (Rezeption 
von Arbeitsmarktpolitik, Wohlfahrtsstaat, Legitimität von LeistungsbezieherInnen) zumindest 
bei den Befragten dieses Samples nicht gerade auf dem Präsentierteller. Dass die Zugehörigkeit 
zu einem Unternehmen bereits ein relevantes Kriterium für eine geteilte Weltsicht ist, lässt sich 
feststellen. Eine längerfristige Sozialisation in einer Erwerbsorganisation schafft eine gemeinsa-
me Geschichte und insofern vergleichbare Ansichten. Ähnliches gilt für die Zugehörigkeit zu 
einer Berufsgruppe, etwa mit Bezug auf Einschätzungen zur Legitimität derer, die Unterstützung 
durch arbeitsmarktpolitische oder wohlfahrtsstaatliche Leistungen erhalten. Im Sinn der soge-
nannten Kontakthypothese vertreten Personen aus Dienstleistungsbranchen wie Tourismus 
und Einzelhandel sowie der Veranstaltungsbranche, die in der Regel deutlich mehr Umgang mit 
heterogenen Kundengruppen haben als Beschäftigte in Produktionsbetrieben, tendenziell offe-
nere Haltungen gegenüber BezieherInnen von Sozialleistungen. Das ist wohl nicht zuletzt des-
halb der Fall, weil sie verinnerlicht haben, z. B. auch Arbeitslose oder MigrantInnen als relevante 
KonsumentInnengruppen anzusprechen, die man nicht ohne Not verprellt. Dazu kommt, dass 
etwa in der Hotellerie in Tourismusregionen der Umgang mit Kolleginnen und Kollegen aus an-
deren Ländern inzwischen zur Alltagspraxis bzw. zum Ortsbild gehört und manche Betriebe 
ohne migrantische Arbeitskräfte schlicht nicht überleben könnten. Darüber hinausgehende 
Aussagen, wonach z. B. die hier analysierten Dienstleistungsbranchen günstigere Arbeitsmärkte 
darstellen als Produktionsbranchen und daher mehr Zukunftsoptimismus vorherrscht, verbie-
ten sich eher, weil letztendlich die tatsächlichen wirtschaftlichen Potenziale eher betriebs- als 
branchenspezifisch verlaufen.
Zwischen dem formalen Qualifikationsniveau der Befragten und den Stellungnahmen zum 
Wohlfahrtsstaat lässt sich insofern ein Zusammenhang herstellen, als Personen mit einer mittle-
ren Berufsausbildung (Lehre, Fachschule) überwiegend dem Typus „Reziprozität“ zuordenbar 
sind. Hier lassen sich am ehesten ähnliche Vorstellungen über Arbeitsmarkt- und Wohlfahrtspo-
litik identifizieren. Bei Höherqualifizierten mit Matura oder einem akademischen Abschluss ge-
hen die Meinungen auseinander (z. B. zwischen Führungskräften und MitarbeiterInnen), wie-
wohl sich die Tendenz zeigt, dass Höherqualifizierte eher dem Muster der uneingeschränkten 
Solidarität zuordenbar sind. Das gilt insbesondere in den sehr ländlichen Regionen wie dem 
nördlichen Waldviertel, wo damit gleichsam eine Minderheitenposition vertreten wird. 
Ebenfalls nur bedingt vergleichbar sind die Positionen von sieben (ehemaligen) Arbeitslosen zu 
den Projektfragestellungen. Offenkundig wünscht sich diese Gruppe mehr Unterstützung bei 
der Reintegration in den Arbeitsmarkt und auch mehr Verständnis für die eigene (missliche) 
Lage und insofern mehr Arbeitsmarktpolitik bzw. jedenfalls keine Kürzung von vorhandenen 
Leistungen. Allerdings: Mit dem Wunsch nach mehr Solidarität für die eigene Situation korres-
pondiert die eigene Solidaritätsbereitschaft für Dritte nicht unbedingt. Das sollte auch nicht 
überraschen, denn gerade aus der Sicht vieler Arbeitsloser sind z. B. ArbeitsmigrantInnen aus 
den osteuropäischen Nachbarstaaten KonkurrentInnen um die noch einigermaßen erreichba-
ren Jobs. Erwähnenswert ist, dass die Mehrheit der hier Analysierten mit Arbeitslosigkeitserfah-
rungen eher bescheidene Kenntnisse über diverse Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
aufweist. Das gilt etwa in Bezug auf AMS-Förderungen zur Lohnsubventionierung in den ersten 
Monaten im Arbeitgeberbetrieb oder in Hinblick auf sonstige Unterstützungsmöglichkeiten 
(Eingliederungsbeihilfe, Arbeitstraining, Arbeitserprobung u.  a.  m.), welche eine Beschäfti-
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gungsaufnahme aus Sicht von ArbeitgeberInnen in manchen Fällen erleichtern würden. Außer-
dem schildern mehrere Befragte ausgesprochen ambivalente AMS-Erfahrungen und bewerten 
das AMS als relativ „hilflosen Helfer“ mit freundlichen BeraterInnen, denen das Bemühen nicht 
abgesprochen wird, die jedoch oft nur wenig bewirken könnten.
Der Umstand, dass die infrastrukturellen Voraussetzungen z. B. im Vergleich zwischen dem nörd-
lichen Waldviertel und dem Raum St.  Pölten ziemlich unterschiedlich sind, wird in den Inter-
views zumeist beiläufig erwähnt, als Handlungsrahmen, mit dem man zurechtkommen muss. 
Entweder wird „viel gebaut“ und der Arbeitsplatz ist auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut 
erreichbar, oder man muss längere Wegstrecken grundsätzlich mit dem Auto zurücklegen (weil 
es keinen „tragfähigen“ öffentlichen Verkehr gibt oder z. B. in der mobilen Pflege ohnehin täglich 
hundert oder mehr Kilometer im Fahrzeug abzuspulen sind). In prosperierenden Regionen hat 
man es zugleich mit einer dynamischen Arbeitsmarktregion zu tun, in der potenzielle Jobwech-
sel ein überschaubares Risiko darstellen. In Abwanderungsregionen setzt man demgegenüber 
alles daran, die (privilegierte) Situation eines halbwegs stabilen Jobs tunlichst nicht zu gefähr-
den. Mit solchen Ausgangsbedingungen korrespondieren optimistischere/offenere vs. pessi-
mistischere/weniger aufgeschlossene Positionierungen sowohl zu Arbeitsmarktpolitik und 
Wohlfahrtsstaat als auch gegenüber Fremden. 
Im nördlichen Waldviertel überwiegen konservative Ansichten in Bezug auf die legitime Inan-
spruchnahme von sozialstaatlichen Leistungen und die generelle Zustimmung zum Wohlfahrts-
staat fällt verhaltener aus als in den Vergleichsregionen. Ein Gutteil der dort Befragten ist relativ 
bedenkenlos mit Begriffen wie „Sozialschmarotzer“ zur Hand, womit insbesondere längere Zeit 
Arbeitslose und MigrantInnen gemeint sind. Mit Letzteren hat man allerdings kaum persönliche 
Erfahrungen, weil in dieser Region der Anteil mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft so 
niedrig ist wie nirgendwo sonst in Österreich. Erwähnenswert ist, dass das Meinungsspektrum 
gegenüber AusländerInnen nicht nur im suburbanen Raum rund um St. Pölten, sondern auch in 
der Obersteiermark deutlich „milder“ ausfällt als im nördlichen Waldviertel. Obwohl sowohl das 
Waldviertel als auch die Obersteiermark ländlich geprägt sind, macht es einen Unterschied, ob 
man in einer Tourismusregion lebt (und arbeitet) und insofern regelmäßig in Kontakt mit Frem-
den kommt oder demgegenüber in einer eher peripheren Region, in der außerdem der Frem-
denverkehr keine wesentliche Rolle spielt. Dass bei einer relativen Abgeschiedenheit Fremdheit 
mangels eigener Erfahrung unspezifisch mit Bedrohungslagen assoziiert wird, ist zumindest 
nachvollziehbar. Im Vergleich dazu nehmen die Befragten in der Region St. Pölten das Wachsen 
der Wohnbevölkerung samt damit einhergehender Infrastrukturen (Wohnen, Verkehr, Bildung, 
Konsum u. a. m.) durchwegs positiv wahr und können vielleicht auch deshalb mehr Großzügig-
keit und Solidarität für sozial schwächere Personengruppen aufbringen. 
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Daniel Keil
RECHTE STRATEGIEN IN DER KRISE DER DEMOKRATIE: 
 KRISENPERPETUIERUNG UND PSEUDOPARTIZIPATION
ZUSAMMENFASSUNG
Der Erfolg rechter Parteien wird häufig mit ökonomischen Krisen in Verbindung gebracht, wie 
auch mit der Inszenierung der sozialen Frage durch diese. Der Artikel widerspricht der Annah-
me, dass rechte Parteien tatsächlich eine soziale Agenda hätten, und argumentiert dafür, das 
rechte Angebot als spezifische Strategie in der Krise der Demokratie zu verstehen. Rechte Partei-
en und Bewegungen arbeiten an einer weitergehenden autoritären Transformation mit einem 
spezifischen Partizipationsversprechen: der unmittelbaren Teilhabe an gesellschaftlicher Ge-
walt. Die Strategie besteht im Umdeuten des Demokratiebegriffs und der Behauptung eines 
mythischen Verhältnisses des „Volkswillens“ zur Macht. 
• Rechte Parteien inszenieren sich als soziale Parteien, als einzig wahre Antwort auf öko-
nomische Krisen.
• Ihr Erfolg ist aber nicht allein auf ökonomische Krisenprozesse zurückzuführen.
• Sie machen stattdessen ein spezielles Partizipationsangebot: Sie versprechen die Teil-
habe an gesellschaftlicher Gewaltausübung gegen die erklärten Feinde.
ABSTRACT
The rise of far-right parties is often related to economic crises, as well as such parties stage-ma-
naging the social question. This article argues against the assumption that far-right parties actu-
ally have a social agenda; on the contrary, their propaganda is understood as a strategy to over-
come the crisis of democracy. Far-Right parties and movements are working for an authoritarian 
transformation which includes the cutback of possibilities of participation factually, while they 
are promising a specific form of participation. This strategy consists in reframing the concept of 
democracy and thus asserting a mythic relation of the “will of the people” [Volkswillen] to power. 
• Far-right parties present themselves as social parties, as the only true answer to econo-
mic crises.
• Their success can nevertheless not be attributed to economic crises alone.




In den letzten Jahren wurde viel über Sozialpolitik diskutiert, allerdings nicht darüber, wie eine 
Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen erreicht werden kann, sondern darüber, 
warum rechte Parteien in weiten Teilen Europas so erfolgreich sind. Dies wird häufig als Folge eines 
Versagens linker Parteien verstanden, das darin bestünde, die soziale Frage zugunsten sogenann-
ter Identitätspolitik aufgegeben und „die“ ArbeiterInnen vergessen zu haben.1 Dadurch sei eine 
Lücke entstanden, die nun von rechten Parteien gefüllt werden könne. Ähnliche Debatten zu den 
Ursachen der Wahlerfolge der AfD in Deutschland werden sehr ausführlich geführt, vor allem über 
die Frage, wer die AfD aus welchen Gründen wählt. In der Regel kann man drei Erklärungsansätze 
dabei unterscheiden: erstens einen politökonomischen, zweitens einen kulturellen und drittens 
einen politischen. Alle drei Ansätze gehen jeweils von zentralen theoretischen Annahmen aus, die 
alle ihre Probleme haben. Während die politökonomischen Ansätze sich häufig um die Moderni-
sierungsverliererInnen-These drehen, die davon ausgeht, dass die Wahl rechter Parteien oder auch 
die Annahme rechter Einstellungen mit der ökonomischen Deprivation der Einzelnen zusammen-
hängt, stützt sich die kulturelle Erklärung vor allem auf die Cleavage-Theorie, die von einer neuen 
gesellschaftlichen Spaltungslinie zwischen kosmopolitischen GlobalisierungsbefürworterInnen 
und national orientierten KommunitaristInnen ausgeht. Der politische Ansatz stellt im Anschluss 
an die Postdemokratie-These von Crouch insbesondere die schwindenden Einflussmöglichkeiten 
auf politische Entscheidungen und die daraus folgende Politikverdrossenheit in den Mittelpunkt. 
Allen drei Ansätzen ist gemein, dass sie sich in irgendeiner Form mit der Frage des Einflusses der 
„Globalisierung“ auf die noch immer nationalstaatlich verfassten Gesellschaften beschäftigen. 
Auch wenn diese Darstellung sehr schematisch ist und es auch Kritiken an der Trennung von öko-
nomischen und kulturellen Erklärungen gibt (siehe z. B. Biskamp 2019), so lässt sich daran den-
noch ein Problem festmachen: Auf der Suche nach einem „rationalen Kern“2, der in der Wahl rech-
ter Parteien zu finden sein soll, werden die Verhältnisse wiederum der Kritik entzogen, da das Set-
ting eines scheinbaren Dualismus von „global“ und „national“ a priori als wahr anerkannt wird. So 
wird die Wahlentscheidung zugunsten der AfD „zielbewusst und rational motiviert“, weil die Wäh-
lerInnen „die Sorge um den Verlust der kulturellen Identität umtreibt“ (Lengfeld 2018, 308, Fußno-
te 9). In Bezug auf die ökonomische These hieße das, der rationale Kern bestünde darin, mit der 
Wahl einer rechten Partei der transnationalen Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt begegnen zu 
wollen, und die politische These würde dann eine Wiederherstellung der Partizipation an politi-
schen Entscheidungen bedeuten. Das Problem, das dabei untergeht, hat Adorno so formuliert: 
„Zwangsläufig sind die Menschen so irrational wie die Welt, in der sie leben“ (Adorno 1948 [2019], 
46). D. h., eine kritische Analyse muss die irrationale Verfasstheit der gegenwärtigen Gesellschaf-
ten selbst und nicht nur bestimmte Reaktionen auf deren innere Dynamiken und Krisen aufneh-
men, die dann wiederum unter den spezifischen Bedingungen als rational erscheinen könnten. 
Die Frage ist nicht, ob Reaktionen auf solche Weise rational sind, sondern welche Konsequenzen 
daraus folgen. Vor diesem Hintergrund – und in Hinblick auf die politischen Konsequenzen – müs-
sen zudem die Strategien von politischen AkteurInnen, namentlich der (neuen) Rechten, analy-
siert werden, um die Gefahren, die von diesen Denkweisen und Politiken ausgehen, zu benennen. 
1 Zur Übersicht und Kritik dieser These siehe Dowling/van Dyk/Graefe 2017.
2 So Enno Stahl unter Bezugnahme auf Stuart Hall. Das Problem dabei: Dieser „rationale Kern“ wird auf die ökonomischen Si-
cherungsbedürfnisse bezogen, darauf, dass Menschen ihren Arbeitsplatz behalten und behaupten wollen. Wenn das Beste-
hen in der Konkurrenz des Weltmarkts als rationaler Kern bestimmt wird, dann wird allerdings die irrationale Form der 
(Re-)Produktion dethematisiert. Zudem findet sich bei Hall, sollte ich es nicht überlesen haben, nur die Formulierung „phi-
losophischer Kern“ (Hall 1989), ein Gramsci-Zitat, das darauf verweist, dass Anschauungen des Alltagsverstands, auch ohne 
das selbst zu wissen, auf einen größeren Weltanschauungszusammenhang verweisen. Von Rationalität ist hier keine Rede.
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Im Folgenden werde ich daher die Frage bearbeiten, wie genau die Reaktion rechter AkteurIn-
nen auf die gegenwärtige multiple Krise aussieht. Ausgangspunkt ist dabei eine größere 
Skepsis gegenüber der Annahme, rechte Parteien hätten ein politökonomisches Programm, 
das gravierende soziale Verbesserung mit sich bringen würde. Das heißt aber nicht, dass sie 
nicht Krisensymptome wahrnehmen, deuten und schließlich auch in gewissem Sinne umdeu-
ten. Grundlegend verfolgt der Beitrag vor dem Hintergrund dieser Frage, dass die Rezeption 
der gegenwärtigen Krise als Ergebnis einer neuen Spaltungslinie ihr Fundament in der Verhin-
derung von Partizipation, insbesondere der Subalternen, an politischen Entscheidungen 
durch „Immunisierung“ (Lüggert 2017) der politischen Institutionen gegen alternative Politi-
ken hat. Gegen diesen politisch-institutionellen Partizipationsausschluss bieten rechte Partei-
en ein höchst spezifisches Partizipationsversprechen, mit dem Partizipation autoritär umge-
deutet wird. Es ist ein antidemokratisches Versprechen, das vor allem die Teilhabe an staatlich 
ausgeübter Gewalt verspricht. Um diese These zu diskutieren, werde ich zunächst Elemente 
einer Krise der Demokratie – als Teil der multiplen Krise – skizzieren, um im Anschluss an ei-
nem Beispiel das antidemokratische Versprechen und sein Anknüpfen an die Krise herauszu-
arbeiten.
2 KRISE DER DEMOKRATIE – KRISE DER PARTIZIPATION
Zunächst einmal sollte schon deutlich geworden sein, dass die Krise eine tiefere Dimension 
beinhaltet und mithin eine „organische Krise“ ist, die die gesamte Gesellschaft in ihren Grund-
lagen erschüttert. Die Krise der Demokratie ist ein Teil dieser Krisenkonstellation und nicht ein-
fach als Zerfall der Demokratie zu begreifen. Stephan Lessenich warnt zu Recht vor einer „retro-
spektiven Überhöhung, wenn nicht gar Idealisierung der politisch-sozialen Verhältnisse im 
›golden age‹ des Fordismus“ (Lessenich 2019, 122).3 Es muss also vielmehr darum gehen, De-
mokratie als immer prekär zu begreifen. Aus historisch-materialistischer Perspektive bedeutet 
das, die politisch-institutionelle Ausgestaltung der Gesellschaft in ihrer spezifischen Form aus 
dem Stand gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse zu analysieren, bei gleichzeitiger Kritik ihres 
strukturellen Fundaments. Das bedeutet, die politische Form nicht affirmativ als Ausgangs-
punkt zu nehmen, sondern selbst zu hinterfragen (vgl. Buckel/Martin 2019). So wird kein starrer 
Ausgangspunkt eines Niedergangs festgelegt, sondern vielmehr die gesellschaftliche Dynamik 
inklusive ihrer antidemokratischen Tendenzen in den Blick genommen, wobei die gesellschaft-
lichen Verhältnisse nicht rationalisiert werden. Daher kann das Erstarken rechter Parteien und 
Bewegungen nicht als isoliertes Ereignis, sondern als „Teil des Dramas“ (Hürtgen 2019, 101) 
analysiert werden. Stellt man die Frage, warum bestimmte Teile der Bevölkerung bei Wahlen 
eine rechte Partei wählen, dann muss die gesellschaftliche Bewegung zwischen der autoritären 
Dynamik der Institutionen und dem autoritären Syndrom der Subjekte (vgl. Decker 2018) er-
fasst werden.
Um die Krise der Demokratie adäquat zu erfassen, muss daher das Analyseinstrumentarium tie-
fer ansetzen. Ein Merkmal der politischen Form des Kapitalismus ist die relative Trennung der 
3 Vielmehr kann man die Prekarität der Demokratie an der Geschichte der Auseinandersetzung mit ihren Krisen und Gefähr-
dungen betrachten: Schon Marx’ 18. Brumaire ist eine Auseinandersetzung mit einer existenziellen Demokratiekrise (vgl. 
Marx 1852). Und in der Hochzeit des Fordismus wurde von Johannes Agnoli die „Involution“ der Demokratie kritisiert (vgl. 
Agnoli 1990). 
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Politik von der Ökonomie, d. h. zunächst, dass die ökonomischen EigentümerInnen der Produk-
tionsmittel nicht unmittelbar auch die politische Herrschaft ausüben, sondern diese sich als 
Staat relativ autonom gegenüber allen Klassenfraktionen etabliert. Grundlegend wird der Staat 
verstanden als „materielle Verdichtung eines Kräfteverhältnisses zwischen Klassen und Klassen-
fraktionen“ (ebd., 159), wobei der Staat „eine eigene Dichte und Widerstandskraft“ (ebd., 162) 
hat. Daraus folgt, dass der Staat und staatliche Politik eine relative – oder relationale – Autono-
mie gegenüber der Ökonomie bzw. gegenüber den Klassen und Klassenfraktionen aufweist. Da 
der Staat eine relativ eigenständige Verdichtung von Kräfteverhältnisses ist, ist er auch nicht als 
monolithischer Block zu verstehen, sondern als ein Ensemble aus Apparaten, deren innere Ko-
härenz sich aus der Etablierung und Durchsetzung eines Staatsprojekts ergibt (vgl. Wissel 2015). 
Das heißt, dass sich die diversen gesellschaftlichen Kräfte in aggregierter Form – als Hegemonie-
projekte (vgl. Buckel et al. 2014) – gegenübertreten bzw. in gesellschaftlichen Auseinanderset-
zungen herauskristallisieren und, im Erfolgsfall, zu einer hegemonialen Konstellation emergie-
ren.4 Diese zeichnet sich dadurch aus, ein „instabiles Kompromissgleichgewicht“ zu sein (Gram-
sci) in der das hegemoniale Projekt auch andere unterlegene Interessen selektiv miteinbezieht 
und dadurch einen Konsens erzeugt, der weit genug reicht, um die Konstellation abzusichern. 
Wie und auf welche Art und Weise welche Interessen sich in solchen Konstellationen artikulieren 
und aggregieren, hängt wiederum von der vorgefundenen Materialität der Apparate und den 
konkreten gesellschaftlichen Auseinandersetzungen ab. Daraus folgt, dass die Bearbeitung ei-
ner ökonomischen Krise stets auch eine von den Kräfteverhältnissen und der inneren Kohärenz 
und dem inneren Aufbau und Verhältnis der Apparate abhängige eigenständige Dynamik auf-
weisen kann – und dass auch diese komplexe Struktur ohne ökonomische Krise in eine eigene 
Krise geraten kann.
Ein zentrales Element der gegenwärtigen Krise der Demokratie ist, dass das instabile Kompro-
missgleichgewicht aus der Balance geraten ist. Es vermehren sich die Risse im Block an der 
Macht, was sich nicht zuletzt darin ausdrückt, dass vormals in Bündnissen agierende Klassen-
fraktionen und Parteien auseinanderbrechen (vgl. z. B. Kannankulam 2019). Durch die „Überkon-
stitutionalisierung“ (Grimm 2015), d. h. die verfassungsmäßige Festschreibung politischer Ent-
scheidungen auf die Austeritätspolitik, haben sich die Spielräume für die Erzeugung eines Kon-
senses auch im Block an der Macht so stark verringert, dass eine autoritäre Dynamik in den In sti-
tutionen entstanden ist, die in der politischen Arena zu einer tiefgreifenden Neuordnung 
politischer AkteurInnen führte. Daher verstellt die Frage, ob denn die Fokussierung auf den Riss 
im Block an der Macht die Bedeutung der autoritär revoltierenden ArbeiterInnen vernachlässige 
oder umgekehrt, den Blick auf das, was passiert: die Formierung eines Projekts, in dem sich ver-
schiedene, vorher getrennte gesellschaftliche Gruppen neu verbinden. Vorläufig ist dieses Pro-
jekt nicht als Hegemonieprojekt zu bezeichnen, da es darauf hinausläuft, die Hegemoniekrise 
nicht zu beenden, indem wieder ein Zustand relativ funktionierender Hegemonie hergestellt 
wird, sondern indem die politische Form so verändert wird, dass Hegemonie gar kein Ziel der 
politisch konkurrierenden Gruppen sein kann. Rechte AkteurInnen nutzen die autoritäre Dyna-
mik, die sie im Prinzip auf die Spitze treiben wollen. Die rechten Parteien sind im Grunde dabei 
Ausdruck dieser Formierungen, die sich auch im Niedergang des Systems der „Volksparteien“ 
und nicht zuletzt im Fall der Sozialdemokratien in Europa zeigen.
4 Insofern gehen hegemonietheoretische, an Gramsci anschließende Argumentationen auch nicht, wie Klaus Dörre schreibt, 
von einem „rationalen Kapitalismus“ (Dörre 2019, 32) aus. Vielmehr ist Hegemonie die Form, in der sich Herrschaft unter 
Bedingungen grundsätzlich irrationaler und ungeplanter Prozesse konstituiert, verselbstständigt und damit Ausdruck ei-
ner sozialen Form ist, in der gesellschaftliche Widersprüche prozessieren, aber nicht aufgehoben werden. 
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3 RECHTES AGIEREN IN DER KRISE: KAPITALISMUS UND SOZIALES?
Teile der (neu)rechten Bewegungen und Parteien in Europa, so auch Teile der AfD, greifen einer-
seits offensiv die Schwäche der Linken auf und formulieren daran anschließend eine spezifische 
Interpretation der Krise der Demokratie. Hierbei rekurrieren sie direkt auf Formen der Partizipa-
tion und propagieren scheinbar die Wiedererlangung von Handlungsfähigkeit. Parolen wie „Take 
back Control“ in der Auseinandersetzung um den Brexit greifen direkt die Krise der Demokratie 
auf und suggerieren, durch eine Stärkung des Nationalstaats könne „Kontrolle“ zurückgewon-
nen werden. Rechte AkteurInnen interpretieren die Krise dabei als Souveränitätsverlust, der 
durch die globale Ökonomie, die Europäische Union sowie deren Eliten vorangetrieben würde. 
Der interpretatorische Dualismus zwischen global und national rechter AkteurInnen – scheinbar 
eine Bestätigung der Cleavage-Theorie – deutet daher die durchgesetzte Politik als ‚Fremdbe-
stimmung‘ durch ‚abgehobene Eliten‘. Die Setzung des Nationalismus als einzig wahre Oppositi-
on gegen die Globalisierung ist ein Topos, den rechte Parteien quer durch Europa propagieren 
(vgl. Worth 2019, 81–108). Vor dem Hintergrund dieses Topos erscheinen dann manche Akteu-
rInnen der Rechten als VertreterInnen einer Antiausteritätspolitik (vgl. Cooper 2020), die ein so-
ziales Programm vertreten würden. Insbesondere die beklagten Kontrollverluste werden als 
verantwortlich für den ausgemachten sozialen und kulturellen Niedergang gezeichnet. Die drei-
fache Frage besteht also darin, ob die rechte Interpretation der gegenwärtigen Krise ein soziales 
Programm beinhaltet, wie es die breiten Auseinandersetzungen um die eingangs angesproche-
nen Debatten über das Verhältnis von ArbeiterInnen zu rechten Parteien suggerieren, aus wel-
cher Form von Kapitalismusverständnis sich dieses speist und was die Konsequenzen aus einem 
solchen Programm sind. 
In den letzten Jahren sind zahlreiche Versuche vor allem in (neu)rechten Thinktanks festzustel-
len, rechte Formen der „Kapitalismuskritik“ zu entwickeln und sich hierbei einerseits bestimmte 
linke Versatzstücke anzueignen (vgl. Gebhardt 2017) und andererseits sich selbst als die „wah-
ren“ VertreterInnen der „kleinen Leute“ und der sozialen Frage zu präsentieren. Beispielsweise 
forderte Björn Höcke von der AfD 2018 auf dem Kyffhäusertreffen des völkischen Flügels Fol-
gendes: „Die Linke hat die Arbeiter, die Angestellten und die kleinen Leute verraten, indem sie 
die soziale Frage verraten hat. [...] Die soziale Frage war das Kronjuwel der Linken, ihre Existenz-
garantie. [...] Wenn wir als AfD glaubwürdig bleiben und entschlossen bleiben, dann können wir 
der Linken dieses Kronjuwel jetzt abjagen5. Und das sollten wir tun“ (Höcke 2018a).
Um dies umzusetzen, entwickelt Höcke das Konzept des „solidarischen Patriotismus“ (Höcke 
2017 u. 2018c, 246), der gegen die „Folgen einer falsch angelegten Globalisierung“ (Höcke 2017) 
in Stellung gebracht wird. Der Neoliberalismus habe „Staaten zu Wurmfortsätzen global agieren-
der Konzerne gemacht“ (ebd.). Diese Interpretation fügt sich ein in die Aussage, dass die „neue 
deutsche soziale Frage“ in der Frage nach „der Verteilung des Volksvermögens von innen nach 
außen“ (Höcke 2016) bestehe. An anderer Stelle wird Höcke noch deutlicher, was seiner Ansicht 
nach das Problem der Globalisierung ist: „Der internationale Geld-Macht-Komplex, der heute zu 
Recht auch schon des Öfteren erwähnt worden ist, der internationale Geld-Macht-Komplex mit 
seiner krakenhaften Machtstruktur formte quasi die bis dahin transatlantisch geprägten europä-
ischen Eliten zu antinationalen Globalisten um“ (Höcke 2018b). Weiter heißt es in der Rede: „Und 
dieses Weltestablishment müssen wir als unseren politischen Hauptgegner begreifen und be-
5 Es ist kein Zufall, dass Götz Kubitschek, eine der zentralen Figuren der (neu)rechten Szene in Deutschland, wenige Tage vor 
dem Kyffhäusertreffen genau die gleiche Formulierung verwendete: „Die soziale Frage ist ein Kronjuwel der Linken, und es 
könnte ihr durch eine glaubwürdige und entschlossene AfD abgejagt werden“ (Kubitschek 2018).
43
kämpfen“ (ebd.). Kaum noch verklausuliert zeigt sich hier das angeblich Soziale, die scheinbare 
Kapitalismuskritik, als ein alter antisemitischer Topos („krakenhaft“). Durch die Verknüpfung von 
Geld mit einem die Macht ausübenden „Weltestablishment“ wird gleichzeitig das Völkisch-Nati-
onale als Ort des Widerstands und zugleich als das Soziale gesetzt, das durch diese globale Geld-
Macht-Elite zerstört werde. In dieser Innen-außen-Konstruktion der Globalisierung verknüpfen 
sich weitere zentrale rechte Topoi. Insbesondere Migrationsbewegungen werden so mit der 
Globalisierung verknüpft, dass sie einerseits als Angriff auf das soziale Gemeinwesen interpre-
tiert werden können und zugleich als von der globalen Elite verursacht und gesteuert begriffen 
werden. Der Topos des „Großen Austauschs“ (Camus 2017), der zu einer „Auflösung der Zivilisa-
tion“ führe, zu einem „Eroberungskampf um Ressourcen und Lebensraum“ (ebd., 105), ist zu ei-
nem zentralen Bestandteil (neu)rechter Ideologie geworden.
4 GEGEN DIE KRISE DER DEMOKRATIE: PSEUDOPARTIZIPATION UND 
 KRISENPERPETUIERUNG
Vor diesem Hintergrund kann weiter herausgearbeitet werden, was dem scheinbar sozialen Pro-
gramm (neu)rechter AkteurInnen zugrunde liegt und welche Konsequenzen sich aus ihrem 
Denken ergeben. Aus dem Dualismus global vs. national und der Verschiebung der sozialen 
Frage auf ein Innen-außen-Verhältnis wird ein Gegenbild entworfen, das eine Vorstellung von 
Partizipation enthält, die grundlegend für die rechte Vorstellung von sozialer Politik ist. Aus der 
Interpretation der Herrschaft der „Globalisten“ über die Nationalstaaten ergibt sich, dass die na-
tionalen Regierungen als VertreterInnen der globalen Interessen gesehen werden, die sich vom 
‚eigenen Volk‘ entfremdet hätten und dieses nicht mehr vertreten würden. Dadurch habe der 
‚Volkswille‘ keine Chance mehr, sich in staatliche Politik zu übersetzen. Das Zentrum besteht in 
der mythischen Interpretation des Volkswillens. Im Folgenden zeichne ich dies exemplarisch an 
einem Vortrag über „Volk, Volkssouveränität, Verfassung“ des MdEP Maximilian Krah (Afd) nach, 
den er Anfang 2019 bei einer sogenannten Winterakademie des neurechten Thinktanks Institut 
für Staatspolitik gehalten hat. Das ist auch deshalb erhellend, da sich hier die Strategie der Um-
deutung von Begriffen mittels semantischer Verwirrspiele anhand des Begriffs der Demokratie 
zeigen lässt, über dessen semantische Bearbeitung antidemokratische Vorstellungen in öffentli-
che Diskurse transportiert werden.
Ausgangspunkt bei Krah ist die Volkssouveränität, die als Wesensmerkmal der Demokratie aus-
gemacht wird und die den Kern dessen bezeichnet, was als Partizipation verstanden werden 
kann. Krah nimmt die Einordnung von Teilen der AfD als Prüffall durch den Verfassungsschutz 
zum Anlass, einen ethnischen Volksbegriff aus dem Grundgesetz zu konstruieren. Aus Art. 116 GG 
entnimmt er den Begriff der „Volkszugehörigkeit“, der neben dem der „Staatsangehörigkeit“ 
steht, und schließt daraus, dass es etwas anderes als den Staat bzw. die Staatsangehörigkeit 
geben müsse, das die Zugehörigkeit zum Volk bzw. zur Nation bestimmt. Dieses andere findet er 
in der Kultur, die auch nur in sehr geringem Maße durch Bekenntnis erlernt werden könne (vgl. 
Krah 2019). Damit wird das Volk als vorpolitisch existent, d. h. der politischen Organisation vor-
gängig, bestimmt. Die kulturelle Homogenität des Volkes wird als Voraussetzung der Artikulati-
on eines einheitlichen politischen Willens bestimmt: „Die Deutschen sagen, oder die Mitteleuro-
päer, das muss kulturell homogen sein, weil das ist die Voraussetzung für den einheitlichen po-
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litischen Willen“ (ebd.).6 Der einheitliche politische Wille ist dabei wiederum Voraussetzung des 
Staates. „Das heißt also, aus einem Staat als Ausdruck eines kollektiven Willens, der von einem 
Kollektiv her gedacht wird, wird eine Welt, die nur noch Regierungsbezirke kennt, aber im Kern 
einem einheitlichen Reglement unterworfen ist. Und damit kommen wir also wieder weg aus 
dem Pluriversum der Nationalstaaten mit ihrer Trennung von innen und außen und dem Staat 
als der politischen Erscheinungsform eines in territorialer Geschlossenheit siedelnden Volkes zu 
einem gedachten Globalimperium, das nur noch pragmatisch ist, das versucht, Dinge zu regeln, 
die da sind, aber ansonsten im Anything-goes des freien Individuums unterworfen ist“ (ebd.).
Die zentralen Bestimmungen aus diesen Absätzen lassen sich so zusammenfassen: Ein vorpoli-
tisch existierendes und kulturell homogenes Volk ist Voraussetzung für einen einheitlichen poli-
tischen Willen (den Volkswillen). Dieser Volkswille drückt sich im Staat aus, der territorial ge-
schlossen ist – international drückt sich dies in einem „Pluriversum“7 von Staaten/Völkern aus. 
Ergänzt wird dies durch die Behauptung einer quasinatürlichen Unterscheidung in „Bürger und 
Fremde“, die eine „elementare“ sei, eine „grundlegende, die einfach da ist“ (ebd.). Es ist also keine 
Frage des Rechts, über die Institution der Staatsbürgerschaft, wer zu einem Staat gezählt wer-
den kann, sondern eine der vorstaatlichen, kulturellen Volkszugehörigkeit. Als Gegenbild wird 
damit politisch das „Globalimperium“, rechtlich das universalistische Recht sowie der liberale 
Individualismus gezeichnet. Hier zeigt sich deutlich eine völkische Demokratievorstellung,8 und 
es lässt sich herausarbeiten, was in diesem Sinne Partizipation bedeutet und welche Interpreta-
tion der Krise der Demokratie dem zugrunde liegt. Partizipation heißt demnach, dass sich ein 
einheitlicher Volkswille bilden und im Staat ausdrücken kann. Im Gegensatz zur pluralen Demo-
kratie, in der sich ein verallgemeinerter Wille über Kompromisse herstellt, gibt es hier keine Aus-
handlung und keine Pluralität. Vielmehr ist Homogenität Voraussetzung für den einheitlichen 
Volkswillen – Volk und Volkswille werde so zu „metaphysische[n] Größen“ (Kellershohn 2019, 
203), die empirisch nicht ermittelbar sind. Björn Höcke formuliert es folgendermaßen: „Wir sind 
als Volk bereits stark fragmentiert und bringen im Grunde keinen einheitlichen Volkswillen mehr 
hervor, sondern eher eine dissonante Kakophonie“ (Höcke 2018c, 235). Und weiter heißt es: 
„Auch bei einer wiederhergestellten inneren Einheit muß er [der verantwortungsvolle Politiker, 
Anm. D. K.] ein Sensorium für die »volonté generale« besitzen und notfalls auch gegen die aktu-
ellen öffentlichen Befindlichkeiten und für das Volk die richtigen Entscheidungen treffen – also 
nicht selbstherrlich-autokratisch, sondern im dienenden Sinne“ (ebd., 235 f.). In diesem Sinne 
bestimmt Krah dann auch Volkssouveränität: „Souveränität heißt die Macht – kein Gesetz – kei-
nen Beschränkungen unterliegt – unterworfen ist – und die frei – also eine unbegrenzte ominö-
se Allmacht – unbeschränkt – die sich frei entfalten kann“9 (Krah 2019). 
6 Die Aussagen sind dem Vortrag entnommen, der auf YouTube zu sehen ist. Bis auf kleine Bereinigungen („ähs“ oder 
 Ähnliches wurde herausgenommen), die keine Auswirkungen auf den Inhalt haben, wurden die Sätze wortwörtlich über-
nommen. 
7 Der Begriff „Pluriversum“ geht auf den Vordenker der Nouvelle Droite, Alain de Benoist, zurück: „Der Hauptfeind in diesem 
Pluriversum autozentrierter Großgebilde ist kulturell wie wirtschaftlich jede Zivilisation, die sich als universal behauptet, 
mit einer erlösenden Mission betraut zu sein glaubt und allen anderen ihr Modell aufzwingen will. Europa als kontinentale 
Realität und der Westen als zunehmend ungeographischer Begriff sind in dieser Sicht ausausweichlich zur Scheidung 
verurteilt“ (Benoist 2003, 39).
8 Im Prinzip ist dies auch nichts als eine Aktualisierung von Carl Schmitts völkischer Demokratiebestimmung: „Jede wirkliche 
Demokratie beruht darauf, daß nicht nur Gleiches gleich, sondern, mit unvermeidlicher Konsequenz, das Nichtgleiche 
nicht gleich behandelt wird“ (Schmitt 2017, 13).
9 Auffällig stark kommt Krah an dieser Stelle ins Schlingern. Dieser Satz ist in seiner Unverständlichkeit originalgetreu wie-
dergegeben. Die eingefügten Gedankenstriche sollen hierbei helfen, die verschiedenen fragmentarischen Formulierun-
gen zu verdeutlichen. Dieses Schlingern an einer entscheidenden Stelle wäre tiefenhermeneutisch zu analysieren, wozu 
hier leider der Platz fehlt. Es ist aber nicht unwahrscheinlich, dass es daher rührt, dass an dieser Stelle offen eine diktatori-
sche Willkürherrschaft mit dem Begriff der Souveränität legitimiert wird und diese Offenheit in (neu)rechten Kreisen mitt-
lerweile eher selten anzutreffen ist. Eine solche Offenheit widerspricht der Strategie, unverdächtige Begriffe semantisch 
umzudeuten und anschlussfähig zu machen.
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Kurz zusammengefasst ergibt sich folgende Kausalkette: Ein homogenes Volk ist die Vorausset-
zung für einen einheitlichen politischen Volkswillen, der sich im Staat ausdrückt, empirisch aber 
nicht ermittelbar ist (durch Wahlen beispielsweise), sondern von einem Führer erfühlt werden 
muss. Dieser Führer ist dann als Verkörperung des Volkswillens und der Volkssouveränität kei-
nem Gesetz mehr unterworfen, sondern kann allmächtig entscheiden. Was folgt daraus für die 
Vorstellung des Sozialen oder von Partizipation? Höcke verwendet die Formulierung des „solida-
rischen Patriotismus“ (Höcke 2018c, 346) ganz in diesem Sinne als die Herstellung der Einheit 
des Volkes gegen außen – Globalisierung und Migration – und innen – ‚antinationale Eliten‘. 
Partizipation kann in diesem Sinne nichts anderes heißen als die Homogenität des Volkes wie-
derherzustellen, um den einheitlichen Willen zu erzeugen. Eine solche Homogenität herstellen 
zu wollen bedeutet nichts anderes als den Einsatz von Gewalt. Höcke spricht hier – Sloterdijk 
zitierend – von „wohltemperierter Grausamkeit“, ohne die „ein großangelegtes Remigrationspro-
jekt“ (ebd., 254) nicht vonstattengehen könne. „Die deutsche Unbedingtheit wird der Garant 
dafür sein, dass wir die Sache gründlich und grundsätzlich anpacken werden. Wenn einmal die 
Wendezeit gekommen ist, dann machen wir Deutschen keine halben Sachen“ (ebd., 257 f.). Das 
Versprechen, das hier gegeben wird, ist eines der Partizipation an Gewalt. Als nichts anderes 
lassen sich vor diesem Hintergrund die Phrasen eines „solidarischen Patriotismus“ verstehen. 
Der Begriff der Solidarität wird hier aus seiner linken Geschichte des Zusammenstehens Unter-
drückter und Benachteiligter herausgerissen und zu einer Formierung der Mehrheitsgesell-
schaft gegen „die anderen“ umgedeutet. Ebenso wird der Begriff der Demokratie über diese 
Konstruktion der Volkssouveränität antidemokratisch gewendet, da in dieser Form des unbe-
dingten Volkswillens die rechtsstaatliche Trennung zwischen „verfassungsgebender Gewalt“ 
und der durch die Verfassung gegebenen Gewalt (Staatsgewalt) im einheitlichen politischen 
Willen des homogenen Volkes aufgehoben wird, was nichts anderes als die Grundlage eines fa-
schistischen Maßnahmenstaates ist. Partizipation bedeutet hier also nichts anderes als ein Ein-
fügen in die Volksgemeinschaft. So werden Begriffe, die demokratisch und durchaus auch 
emanzipatorisch bestimmt waren, semantisch so umgedeutet, dass sie den Wunsch nach einem 
autoritären Staat ausdrücken.
5 FAZIT
In der Krise der Demokratie knüpfen rechte AkteurInnen an Elementen dieser Krise an und bau-
en ein eigenes Deutungsmuster, das sich in Begriffen wie „Volkssouveränität“ und „solidarischer 
Patriotismus“ ausdrückt. Insbesondere die Immunisierung der politischen Institutionen sowie 
den Abbau der Möglichkeiten der Partizipation an politischen Entscheidungen deuten rechte 
AkteurInnen als Bruch zwischen Volk und Staat, der dadurch zustande kommt, dass das Volk 
durch Migration so fragmentiert sei, dass es keinen einheitlichen politischen Willen mehr entwi-
ckelt, der sich dann auch nicht mehr im Staat ausdrücken könne. Die Forderung ist nicht ein 
Mehr an Partizipation, sondern vielmehr eine Pseudopartizipation, die die Teilhabe an politi-
schen Entscheidungen durch die Teilhabe an staatlich legitimierter Gewalt ersetzt. Dieses Ver-
sprechen, an der Gewalt gegen als „anders“ Markierte teilzuhaben, ist der Kern des sogenannten 
sozialen Programms rechter AkteurInnen und die Negation jeglichen demokratischen Partizipa-
tionsversprechens. Eine solche Politik bearbeitet die Krise der Demokratie nicht, sondern will sie 
einzig und allein eskalieren. 
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Alle reden von Solidarität. Was macht Solidarität aus, wenn sie über die konkrete Hilfestellung in 
Alltagssituationen hinausweisen soll – hin zu einer universalen, in Kämpfen erfahrene und ge-
lebte Wirklichkeit? 
• Erinnern als solidarische Praxis: Mit dem Bezug auf vergangene Erfahrungen wird ein 
solidarisches Rüstzeug für heutige Kämpfe entwickelt.
• Solidarität als kollektive Bearbeitung von sozialen Ungleichheiten stärkt eine spezifi-
sche klassenbewusste Solidarität nach innen, zwischen den Marginalisierten.
• Solidarität schließt ein, Beziehungen zwischen Subjekten herzustellen, die sich gar 
nicht persönlich kennen, die zeitlich oder räumlich voneinander getrennt sind.
ABSTRACT
Everyone is talking about solidarity. But what is solidarity if it is to go beyond tangible assistance 
in everyday situations – towards universal solidarity as something one learns and experiences in 
daily struggles and concrete reality? 
• Remembrance as a solidarity practice: The reference to past experiences allows us to 
develop an armor of solidarity for current struggles.
• Solidarity in the sense of collectively addressing social inequalities strengthens a spe-
cific class-conscious solidarity between marginalized people. 
• Solidarity also involves establishing relationships between subjects who do not know 
each other personally, who are separated in time or space.
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Die Solidarität der Menschen gründet in der Bewegung der Revolte … 
Ich empöre mich, also sind wir. 
(Albert Camus 1953, 31)
Solidarität ist niemals unmittelbar oder tatsächlich gegeben, 
sondern entsteht mühsam und absichtsvoll als 
Antwort auf konkrete Probleme und Kämpfe.
(Peter D. Thomas 2010)
ich würde aber gerne mal hören was an praktischen 
politischen ansätzen gerade so funktioniert. 
wenn du was weißt, nur zu! freue mich. 
kann nur diese solidaritätsblablachancenutzengeschwurbel 
nicht mehr lesen dass auch nur die eigene hilflosigkeit verdeckt. 
(@nin_sch, Twitter 2020)
1 EINLEITUNG
Seit Anfang des Jahres erleben wir weltweit eine sehr konkrete Veränderung grundlegender 
politischer, gesellschaftlicher und damit einhergehend auch aktivistischer Strukturen. Das neue 
Coronavirus (SARS-CoV-2) trifft die Welt der politischen und wirtschaftlichen Machtstrukturen 
und wirbelt diese Welt der Abläufe, Strategien und Ideologien auf, „e[s] zwingt ihr einen wissen-
schaftlich abgesicherten Pragmatismus und gleichzeitig eine radikale Gegenwärtigkeit auf“ 
(Neumann/Pichl 2020). Wie ist es also um unsere gesellschaftliche Verfasstheit und die soziale 
Infrastruktur bestellt, wenn ein neuartiges Virus derartige Ausnahmezustände in den kapitalisti-
schen Zentren verursachen und unzählige Menschen in nur wenigen Tagen in gravierende Exis-
tenznöte bringen kann? Nach Rosa Luxemburg sind Krisen kein Naturereignis, sondern werden 
von gesellschaftlichen Verhältnissen hervorgebracht: „Wir finden in den Umständen, welche die 
modernen Krisen ausmachen, nicht ein einziges Element, das außerhalb des menschlichen Tuns 
liegen würde“ (Luxemburg 1990 [1925], 572 f.). Das bedeutet, dass auch der Blick auf darin ein-
gebettete Solidaritätsnetzwerke im Kontext dieser Umwälzungen ein notwendig anderer oder 
aktualisierter sein muss. Wie üben AktivistInnen in sozialen Bewegungen miteinander Solidari-
tät in Zeiten von Corona? Oder zunächst einmal: Wie kann eine neue Erzählung von Solidarität 
überhaupt aussehen, auf welche Erfahrungen greift sie zurück, und welche Perspektiven wer-
den in ihr artikuliert?
2 EIN BEGRIFF IM WANDEL
Als ich vor einiger Zeit mit der Arbeit über Solidaritätsstrukturen begann, war der Begriff der 
Solidarität nach Jahren, bedingt durch den „Sommer der Migration“ 2015, wieder ins Licht der 
breiten Öffentlichkeit gerückt. Zuvor war er in weiten Teilen der öffentlichen Debatten als ein 
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„linker Kampfbegriff“ besetzt; ihn umwehte die Aura antiquierter gewerkschaftlicher Flugblätter 
oder internationalistischer Solidaritätsgruppen (vgl. Altreiter et al. 2019). In den Betrieben tauch-
te er hier und da auf, ebenso kehrte der Begriff in politischen Diskussionen um europäische 
„Solidarität“ im Kontext der letzten kapitalistischen Krisen zumeist dann zurück, wenn es darum 
ging, den Zusammenhalt einer Bevölkerung in Bezug auf die Bearbeitung von Krisenfolgen zu 
beschwören (vgl. Billmann/Held 2013). Solidarität als Krisenbearbeitung also. Ähnliches kann 
man auch jetzt beobachten, im Frühling des Jahres 2020. In den letzten Wochen ist auf der Dis-
kursbühne kaum ein Wort öfter gefallen als „Solidarität“. In Zeiten der physischen Distanz und 
der Kontakteinschränkungen aufgrund der COVID-19-Pandemie scheint es ein Allheilmittel zu 
geben: solidarisch sein. Das passiert zum einen im Kontext des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens: Zahllose Menschen engagieren sich in solidarischen Nachbarschaftsnetzwerken, gehen 
füreinander einkaufen, nähen Masken oder schmieren täglich Dutzende Brote für Menschen, 
denen der Zugang zu anderen Orten der Unterstützung (Suppenküchen, Tafelangebote usw.) 
nicht mehr möglich ist. 
Gleichzeitig werden seitens der staatlichen Institutionen Maßnahmen umgesetzt, die ebenfalls 
mit dem Label der „Solidarität“ versehen sind; in politischen Diskussionen wird Solidarität gefor-
dert, erklärt oder erwartet. Solidarische Fonds für Firmen werden beschlossen, ebenso Verpflich-
tungen zu Überstunden bzw. Arbeitszeiterhöhung der ArbeiterInnen in „systemrelevanten“ Ge-
sundheits-, Pflege-, Betreuungs- und Grundversorgungssektoren im Sinne des solidarischen 
Zusammenhalts der Nation. Die aktuell hegemoniale Erzählung der Solidarität beinhaltet damit 
eine weitere Botschaft: Unsere Solidarität hat Grenzen. Mit anderen EU-Ländern vereinbart man 
zwar, irgendwie, vielerorts auch mit Anlaufschwierigkeiten, solidarisch zu sein; die Geflüchteten 
in den hiesigen Aufnahmelagern und in der Peripherie Europas sind in dieser Solidarität aller-
dings nicht inkludiert. Es ist das Dilemma staatlich erwünschter Solidarität: Das Mantra des „Seid 
solidarisch!“ umfasst augenscheinlich nicht alle. 
Auch deshalb meinen viele Menschen zwischenzeitlich, der Begriff habe sich völlig entleert. 
Mich erreichte jüngst eine Mail meines Forschungsgruppenkollegen Josef Held, der selbst viele 
Jahre lang zu Voraussetzungen solidarischer Praxis forschte (vgl. Billmann/Held 2013). Er kam in 
dieser Mail bedauernd zu folgendem Befund: „Deinem Thema Solidarität wurde von Corona die 
politische Bedeutung geraubt. Solidarität ist jetzt nur noch Hilfe für Betroffene.“ Ist es wirklich so 
weit? Solidarität einzig als diffuse und zeitlich begrenzte Nächstenliebe, die dem Begriff das po-
litische und kämpferische Potenzial raubt? Tritt an ihre Stelle jetzt vielmehr die Nachbarschafts-
hilfe, die, gut gemeint, vielfach nur die Löcher im sozioökonomischen Gewebe der Gesellschaft 
eine Weile lang hier und da flickt (vgl. Bröse/Friedrich 2015), ohne wirkliche Reparatur – will 
heißen, ohne diesem macht- und herrschaftsdurchwobenen Geflecht überhaupt eine General-
überholung verpassen zu wollen?
Dem gegenüber stehen AktivistInnen unterschiedlicher dezidiert linker (Stadtteil-)Organisie-
rungen, die in den Kämpfen gegen Corona und seine Auswirkungen zum ersten Mal seit gefühl-
ter Ewigkeit eine Art gleichen Gegner für alle Prekarisierten wahrnehmen, ein einigendes 
Kampfmoment. „Solidarität ist mehr als Händewaschen!“, heißt es etwa bei dem Bündnis jetzter-
strecht.org. Man könnte es so lesen: Im Händewaschen – dem Schutz vor den Auswirkungen des 
Virus, aber auch der Krise insgesamt – fallen die Interessen von Jung und Alt, Armen und Ärme-
ren, Lohnabhängigen oder prekär Selbstständigen zusammen. Und damit, so die Hoffnung, gibt 
es auch ein Potenzial, bisher fragmentierte Kämpfe zusammenzuführen, die altbekannte Misere 
fortschrittlicher Kräfte – die Zersplitterung – zu überwinden.
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Was nun? Zunächst gilt es zu prüfen, ob für diese Kämpfe der Begriff der Solidarität überhaupt 
passend ist bzw. wie es gelingen kann, ihn auf den aktuellen Boden der Diskussion zu stellen. 
Mit Begriffen wie „Solidarität“ verhält es sich nämlich wie mit einem großen Heißluftballon, der, 
betrachtet und kommentiert von vielen, oftmals nur weithin strahlend außerhalb unserer Reich-
weite schwebt und im Laufe der Zeit Leuchtkraft, Treibstoff und Größe einbüßt. Im Folgenden 
also ein Versuch der Suchbewegung nach den vergangenen, aktualisierten und neuen Bewe-
gungen der Solidarität. Welche Geschichte hat sie, wen bezieht sie ein, wie kann ihre Struktur, ihr 
Potenzial beschrieben werden? 
3 „UND NICHT VERGESSEN: DIE SO-LI-DA-RI-TÄT!“
Der Begriff und die unterschiedlichen Konzepte der Solidarität reichen weit zurück. Zahlreiche 
TheoretikerInnen und ebenso aktivistische Strukturen beschäftigten sich schon mit der Frage 
nach der Verfasstheit dieses pathosbeladenen gesellschaftlichen Klebstoffs; sie antworteten da-
rauf moralphilosophisch, politisch oder auch konkret im Handeln.
3.1 Suchbewegung: die ArbeiterInnensolidarität
Zunächst war Solidarität geschichtlich nicht per se eine „Tugend“ der ArbeiterInnenschaft oder 
der internationalistisch ausgerichteten MarxistInnen, wie er heute oft verstanden wird. Vielmehr 
wurde der Begriff oft verwendet, um eine spezifische strategische Beziehung zwischen Men-
schen oder Gruppen von Menschen darzustellen. Solidarität ist also zunächst gar nicht zwangs-
läufig emanzipatorisch besetzt. Der italienische marxistische Intellektuelle Antonio Gramsci 
nutzte den Begriff der „Interessenssolidarität“ etwa, um das Bewusstsein eines gemeinsamen 
Interesses aller Mitglieder einer gesellschaftlichen Gruppe auf ökonomischem Gebiet zu be-
schreiben (vgl. Gramsci 1991–2002, 101  f.). Gleichzeitig verwendete er ihn aber auch als Be-
schreibung der Selbstorganisation von Teilen der arbeitenden Klasse in Italien: Ihnen gelänge 
„die Bereitschaft zur Organisation des Assoziationsgeistes, die Solidarität“ (zit. n. Kebir 1997). Die 
Solidarität (unter sämtlichen ArbeiterInnen aller Länder) war schon bei Karl Marx primär kein 
reines ‚Gefühl‘, sondern vielmehr eine rational durchdachte politische Strategie; ein Mittel, um 
die Vision einer Gesellschaft ohne Ausbeutung der Arbeit zu verwirklichen. (Internationale) Soli-
darität wird von Marx wie von Gramsci nach ihm als Assoziation, als Zusammenhalt aller Arbei-
terInnen begriffen. Sie ist eine aus den ökonomischen Beziehungen und der Klassenlage resul-
tierende Notwendigkeit. Kapitalismustheoretisch fungiert die Arbeit als Mittel zur Produktion 
und Reproduktion der mittelbaren und unmittelbaren Bedingungen menschlichen Lebens. Um 
diese ausführen zu können, gehen Menschen gesellschaftliche und zugleich gemeinschaftliche 
Beziehungen zueinander ein. Diese Beziehungen sind als Produkt und Ergebnis von Arbeit zu 
verstehen: „Lebendige Arbeit meint nämlich nicht nur Lohnarbeit, sondern Arbeit wird als ‚ge-
sellschaftliche Arbeit‘ verstanden, als materielle und immaterielle und schließlich auch affektive 
Produktion sozialer Beziehungen, die teils ökonomisch verwertet werden, teils sich aber eher als 
Randbedingungen der ökonomischen Produktion darstellen“ (Karakayalı 2013). 
Solidarität kommt vor allem als Strukturelement vor, als einende Klammer für die proletarischen 
Kämpfe gegen ihre Ausbeutung im Produktionsprozess. Gleichzeitig ist sie Grundlage politi-
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scher Aushandlungsprozesse und ökonomischer Austauschbeziehungen: So muss Solidarisie-
rung im Marx’schen Sinne auch einen Hebel im Staat finden, solange die Lohnabhängigen die 
Führung der Gesellschaft nicht selbst in die Hand nehmen können. Solidarität ist somit für die 
ArbeiterInnenbewegung sowohl Vorbedingung als auch Resultat gemeinsamen kämpferischen 
Handelns. 
3.2 Suchbewegung: die universalistische Solidarität
„Solidarität ist die eigentliche ‚materielle Verfassung‘ der modernen Arbeiterbewegung und ih-
res Bündnisses mit anderen ausgebeuteten und unterdrückten gesellschaftlichen Gruppen, die 
Form, in der Perspektiven und Praxen einer möglichen Selbst-Regierung des unreduzierbar Ver-
schiedenartigen erarbeitet werden“ (Thomas 2010). Mit dieser Kontextualisierung leistet Peter 
D. Thomas eine weitere Schärfung eines Solidaritätsbegriffs, der über unmittelbares Eigeninter-
esse und soziale Nähe hinausweist: Solidarisches Handeln ist demnach ein Resultat von Wider-
ständen und gelebter Wirklichkeit der unterdrückten Klassen. 
Ergänzend behandelt Serhat Karakayalı in einem Essay Inhalt und Form einer „kosmopolitischen 
Solidarität“. Über Solidarität, so Karakayalı, läge oft die Meinung vor, man könne sie in der Regel 
nur für eine überschaubare Gruppe aufbringen. Er fragt sich: „Wie sollen wir dann aber den Ein-
satz und das Engagement so vieler erklären, die sich für so etwas wie internationale Solidarität, 
für die Rechte und die Kämpfe von Minderheiten und anderen eingesetzt und dies nicht unbe-
dingt auf der Grundlage einer solidarischen Primärgemeinschaft getan haben?“ (Karakayalı 
2013). Um die Solidarität mit „den Anderen“ weiter zu untersuchen, nutzt Karakayalı den Begriff 
der „Fernstenliebe“ nach Nietzsche. Er legt dar, dass damit nicht nur die geografische Entfernung 
gemeint sei, „sondern sich in Beziehung zu bestimmten Elementen der kollektiven Existenz zu 
setzen, die minoritär sind und sich damit dem Moment der rechtlichen, staatlichen und herr-
schaftlichen Fixierung des Kollektivs entziehen“ (ebd.).
Auch Kien Nghi Ha verweist auf Solidarität unter Marginalisierten, die sich „oft auch spontan und 
vollkommen unvermutet“ (Ha 2009a) einstellt – dabei, so Ha, sei es aufgrund der Machtverhält-
nisse insgesamt schwer, diese Solidarität absichtsvoll herzustellen. Für seine weitere Differenzie-
rung hebt Ha hervor: „Nur bei gefährdeten Subjekten kann die Politisierung ihrer kollektiven 
Identität zum Aufbau einer progressiven Solidarität führen, die einem Ausbrechen aus der ver-
ordneten oder anerzogenen Isolierung gleichkomm[t]“ (Ha 2009b). Die Politisierung der eige-
nen Lage, der Position im Klassenverhältnis, der Erfahrung von rassistischer Abwertung und 
Unterdrückung usw., als eine kollektive, auch verbindende Erfahrung führt zu einer Solidarität, 
die aus einer reinen Binnenperspektive hinausweist. Solidarität also als ein Eigeninteresse, das 
gleichzeitig auch Gemeininteresse der Subalternen ist – kollektive Eigenliebe also, eine Form 
von Verbundenheit auf allen möglichen Ebenen. 
4 ÜBER DAS HERSTELLEN VON SOLIDARITÄT 
Im englischsprachigen Raum gibt es eine sehr geeignete Nuancierung, um Prozesse zu beschrei-
ben: Etwas ist in making (Herausbildung, Weiterbildung), in unmaking (Zersetzung) aber auch 
remaking (Neubildung), alles in einem Prozess. Dies erlaubt den Blick auf Gleichzeitigkeiten; 
53
auch sehr fluide und ambivalente Prozesse können damit erfasst werden.1 Auch für Form und 
Inhalt von Solidarität ist diese Mehrdeutigkeit ein wichtiges Analyseinstrument. Im Folgenden 
wird mit zwei weiteren Suchbewegungen auf zwei weitere Bezugspunkte für das Making (und 
Doing, also die praktische Ausformung, das Handeln) von Solidarität eingegangen.
4.1 Erinnern als solidarische Praxis
Im Laufe meiner Forschung habe ich bemerkt, wie viele Verknüpfungspunkte Solidaritätsstruk-
turen mit Erinnerungen haben, insbesondere an vergangene, oft verlorene Kämpfe. Meine The-
se formte sich dahin gehend, dass es eine Stärkung und politische Formung von Solidarität 
durch die Erfahrung des gemeinsam geführten Kampfes gibt. In fast jeder Erinnerung der Men-
schen, mit denen ich bislang zu diesem Thema sprach, die selbst nach Jahren noch aktiv sind, 
gibt es diese Momente der Solidarität, welche die weitere politische Arbeit oder das Engage-
ment prägten: Die übergreifende Solidarität der Protestierenden im Gezi-Park in Istanbul, die 
Bildungsstreiks der „Bologna“-Generation, Arbeitsniederlegungen und Streiks in Betrieben und 
vieles mehr. Eine Erkenntnis ist, dass viele dieser Bewegungen letztlich nicht erfolgreich waren, 
aber eben auch dadurch eine gemeinsame Erfahrung von Emotion, geteilter Traurigkeit, weiter-
hin aktiver Solidarität in sich tragen. In einem Interview mit einer Gewerkschafterin in Ost-
deutschland wird dies sehr deutlich: „Diese große Verlusterfahrung, den Kahlschlag mitzuerle-
ben, der da passiert ist – die konnte man nicht aufhalten. Es ist also nicht so, dass die Arbeiter*innen 
sich kollektiv nicht gewehrt haben. Die Frage ist vielmehr, ob man Erfolg damit hatte. […] 
Gleichzeitig haben viele diese Kampferfahrung, die sie eint, und diese Erinnerung ist oft auch 
sehr positiv. […] Man kann aber nicht per se sagen, dass nun alle verdrossen sind und nicht mehr 
für ihre Interessen kämpfen. Sie wissen im Gegenteil ziemlich genau um diese Interessen. Oft ist 
das sehr lehrreich, auch für die Kolleg*innen“ (Katja Barthold in Bröse 2020).
Es gibt also eine Spezifik von Solidarität, die aus Erinnerung entwächst: Aus geteilten Erfahrun-
gen, auch denen des Scheiterns. In den 1980er-Jahren setzte sich die Popular Memory Group am 
Centre for Contemporary Cultural Studies (CCCS) in Birmingham mit dem Thema auseinander. 
Ihr Anliegen: Über Geschichte schreiben und dabei „historians of the present, too“ (Popular Me-
mory Group 1982), also auch GeschichtsschreiberInnen der Gegenwart, werden. Ihre Methodik 
grenzte sich von sonstigem historischem Vorgehen dieser Zeit ab, insbesondere, was den Einbe-
zug sozialistischer und feministischer Themen anging. Den Mitgliedern ging es um die Erfor-
schung und „Anerkennung eines größeren gesellschaftlichen Prozesses, in dem ‚wir selbst von 
der Vergangenheit geformt werden‘, aber auch die Vergangenheit, die uns formt, ständig neu 
bearbeitet wird“2 (ebd.). Wie wird allerdings soziale und vor allem revolutionäre Erinnerung pro-
duziert? Welche Praktiken sind hierfür relevant? Wer ist das „Wir“, das da Geschichte neu bildet?  
Die Erforschung der popularen Erinnerung ist notwendigerweise relational, sie stellt Beziehun-
gen her zwischen den dominanten historischen Repräsentationen und den Bemühungen, die 
dahinterliegenden marginalisierten oder privaten Erfahrungen zu verstärken. Diese zwei Seiten 
1 Ich beziehe mich hier auf die Unterscheidungen, die Beverly Silver (2016) etwa mit Blick auf die Kämpfe der ArbeiterIn-
nenklasse vornimmt: „[I]f we work from the premise that the world’s working classes and workers’ movements are 
recurrently made, unmade and remade, then we have a powerful antidote against the tendency to prematurely 
pronounce the death of the working class every time a historically specific working class is unmade. […] By focusing on 
the making, unmaking and remaking of working classes, we are primed to be on the lookout for the outbreak of fresh 
struggles, both by new working-classes-in-formation and by old working classes being unmade; that is, struggles by 
those experiencing both the creative and destructive sides of the process of capital accumulation, respectively.“
2 „The recognition of a larger social process in which ‚we ourselves are shaped by the past‘ but are also continually 
re-working the past which shapes us“ (Übersetzung JB).
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sind untrennbar. „Erinnerungen an die Vergangenheit sind, wie alle Formen des gesunden Men-
schenverstandes, seltsam zusammengesetzte Konstruktionen, die selbst einer Art Geologie äh-
neln, der selektiven Sedimentation von Spuren der Vergangenheit“3 (ebd.). Erinnerungen fun-
gieren als Lektion, die als Ressourcen für aktuelle Kämpfe gesehen werden. Daraus wird eine Art 
solidarisches Rüstwerk für populare demokratische Kämpfe abgeleitet: „Die Wiederaneignung 
der popularen Kämpfe zeigt uns, dass trotz Rückzügen und Niederlagen ‚das Volk‘, ‚die Arbeiter-
klasse‘ oder das weibliche Geschlecht selbst unter den Bedingungen der Unterdrückung oder 
Ausbeutung ‚Geschichte schreiben‘“4 (ebd.). 
Der Blick zurück erlaubt eine grundlegende Einordnung und Infragestellung der Lebensverhält-
nisse heute. Zum einen besteht damit die Möglichkeit, aktuelle Krisen besser einzuordnen, weil 
sie in Beziehung zu dem Erbe vergangener Kämpfe gesetzt werden können. Ein Teil der solidari-
schen Aufgabe, die im Erinnern zutage tritt, ist es zum anderen, sich in Beziehung zu setzen mit 
den Geschlagenen, Geschundenen, Gedemütigten, sich daran zu erinnern, wofür sie kämpften, 
wofür sie verloren – nicht, um sie mythisch zu verherrlichen und zu verklären, sondern um in 
eine Auseinandersetzung mit vergangenen Kämpfen zu treten, die verloren gegangen und ver-
gessen, aber unabgeschlossen sind. 
Mit Walter Benjamin gesprochen gibt uns die Auseinandersetzung mit der Geschichte die Mög-
lichkeit, „blitzhaft zu einer Konstellation zusammenzutreten“ (Benjamin 2010 [1940], 576), eine 
Verknüpfung zwischen zwei Erfahrungen herzustellen – eine Solidarität über die Zeit hinweg. 
„Es muss im Bewusstsein der Niederlagen der Kampf angetreten werden, im schärfsten Blick auf 
die Entstellungen, die bisherige Revolutionäre sich antaten, um ein Jahr oder fünf Jahre oder gar 
zehn weitermachen zu können. Gerade nicht im fahlen Schein der guten Vorsätze, wir würden 
im Neujahrs-Schnee anders an die Sache herangehen. Nein, in der Gewissheit, dass unsere Züge 
nicht weniger entstellt, unsere Hände nicht weniger schmutzig sein werden als die jener, die uns 
vorausgegangen. Aber mit dem kleinen Unterschied, dass wir aufeinander achten wollen, auf-
passen, wann es mit uns soweit ist, dann die Narben und Wunden nicht verstecken und zude-
cken, sondern offen ins Licht halten“ (Güde 2017, 28).
Die heutige kapitalistische Totalität hat nichts Fixiertes, Starres und Unveränderliches an sich. 
Vielmehr formt der Kapitalismus ein dynamisches und offenes Ganzes, das stets im Wandel be-
griffen und von tiefen Ungleichheiten, Differenzen und Widersprüchen durchzogen ist. Es ist eine 
Totalität, der wir uns nur immer wieder und aus möglichst verschiedenen Blickwinkeln annähern 
können. Es wird damit auch das „strategische Erinnern“ an vergangene Kämpfe benötigt, um im 
Jetzt vielfältige Beziehungsweisen aufzubauen. Ausgehend von Solidarität, als einer der zentra-
len politischen Fähigkeiten von Linken und sozialen Bewegungen und der von ihnen geschaffe-
nen Beziehungen, kann damit an viele unterschiedliche Geschichten angeknüpft werden.
4.2 Solidarität als kollektive Bearbeitung von sozialen Ungleichheiten
Wie also kann es gelingen, Solidarität als gesellschaftliches Strukturelement jenseits von Natio-
nalzugehörigkeit, Identitätspolitiken und weiteren exkludierenden Praktiken zu etablieren? Vor 
dem Hintergrund der unterschiedlichen Ausprägungen von rechten Politiken und autoritärer 
3 „Memories of the past are, like all common-sense forms, strangely composite constructions, resembling themselves a 
kind of geology, the selective sedimentation of past traces“ (Übersetzung JB).
4 „The recreation of popular struggles shows us that despite retreats and defeats, ‚the people‘, ‚the working class‘ or the 
female sex do ‚make history‘ even under conditions of oppression or exploitation“ (Übersetzung JB).
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Herrschaft richte ich den Blick auf Strukturen, die diesen autoritären Zugriffen entgegengesetzt 
werden. Ich gehe davon aus, dass kollektive solidarische Handlungsstrategien auch auf Basis 
von spezifischen sozialen und ökonomischen Lagen entstehen, und untersuche diese These mit 
Blick auf Deutschland und die Türkei. 
Bei einer Feldforschung in Hatay (im Südosten der Türkei) habe ich Frauen einer feministischen 
Organisation getroffen. Für die Struktur waren, wie für so viele andere auch, die Gezi-Proteste 
2013 Ausgangspunkt ihrer Organisierung. Der dortige Widerstand ermöglichte die Reartikulati-
on der Frauenbewegung, bereits organisierte Frauen begannen, sich danach immer besser zu 
vernetzen. Türkeiweite Bündnisse entstanden, auch in Hatay fingen die Frauen an, sich in den 
Stadtteilen zu vernetzen. Seit 2014 haben sie dort auch ein eigenes selbst organisiertes Zentrum 
in einem der ärmeren und widerständigen Stadtteile. Zum Zeitpunkt des Gesprächs im August 
2019 sprachen die Frauen von rund 100 Mitgliedern und zahlreichen regelmäßigen Gästen in 
ihrem Zentrum. Ein Großteil der Beteiligten sind arabisch-alawitische Frauen, aber auch andere 
Frauen, die in der Region leben. Von niedrigschwelligen Angeboten bis zu politischen Interven-
tionen gibt es alle möglichen Aktionsformen der Gruppe: Workshops, um Geschichten der Frau-
en in der Region anders aufzuschreiben, feministische Kundgebungen, Hausbesuche bei Fällen 
häuslicher Gewalt, Stadtteilorganisierung und die Thematisierung ökonomischer Fragen. Letz-
tere nimmt eine zentrale Rolle im Gespräch ein: 
Es gibt einfach grundlegend kaum Geld. Hier gibt es viele Probleme, aber viele sind ökono-
misch. Auch Diskriminierung und Rassismus rühren davon her, durch die unsere Kämpfe frag-
mentiert werden. 
Die prekäre ökonomische Lage wird also auch als Hindernis für Solidarisierungsprozesse gese-
hen, da die Frauen hier eine Ursache für (rassistische) Ausgrenzung verorten.
Für die Frauen ist der Begriff der Solidarität zentral, ihre Gruppe trägt ihn auch im Namen:
Die Solidarität in unserem Namen ist das Vertrauen untereinander, dass wir uns füreinander 
einsetzen und auch immer wieder neue Verbindungen eingehen. Wenn wir uns hier [in ihrem 
Zentrum, Anm. JB] treffen, begreifen wir auch, warum es diesen Ort braucht, in dieser Zeit. Wir 
tanken hier Kraft, aber es ist auch Widerstand, der hier wächst. Wir arbeiten hier zusammen 
[sie stellen eigene Handwerke her, die verkauft und geteilt werden], aber wir protestieren auch 
für andere Arbeitsbedingungen. […] Die Solidarität der Frauen untereinander bietet Schutz 
für uns. Aber wir machen es nicht nur zusammen, weil es einfacher ist, sondern weil es eine 
besondere Form der politischen Kollektivität ist.
Solidarität braucht eine spezifische Solidarität nach innen, zwischen den Marginalisierten: so-
lidarische Strukturen der Menschen untereinander, die der Vereinzelung entgegenwirken und 
in ihrer Breite gleichzeitig die kapitalistische Struktur der Gesellschaft insgesamt infrage stel-
len. Gleichzeitig können/sollten diese Strukturen auch Wegweiser für eine andere Gesellschaft 
sein. Solidarität strukturiert Zugehörigkeiten, Exklusionen, politische Haltungen und vieles 
mehr. Sie gibt einer losen Versammlung, die sich auf ein gemeinsames Ziel verständigt, Halt. 
Sie benennt das Dazwischen, die Beziehungen unter den Menschen. Diese Form der Solidari-
tät findet überall Ausdrucksformen, allerdings oft in kleineren, regionalen oder stadtteilba-
sierten sozialen Gruppen, mit denen das persönliche, affektive Erleben von solidarischem 
Handeln an Bedeutung gewinnt. Derzeit gewinnt auch die eigene räumliche Position an Be-
deutung: Wenn durch die Einschränkungen von Mobilität konkret Bewegungen von Men-
schen als solche heruntergefahren werden, kann man die Zeit nutzen, um zu prüfen, in wel-
chem Kontext man sich eigentlich normalerweise bewegt. Für die Frage der Solidarität, die im 
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Nahraum an Bedeutung gewinnt, heißt das auch, darauf zu blicken, wem man in diesem Raum 
begegnet, wer davon ausgeschlossen ist – und auch, wie man neue Räume und Strukturen 
erschließen und aufbauen kann.
4.3 Solidarität als das „Dazwischen“
„Diese Beziehungen, die oft unsichtbar bleiben, sind die Bedingung dafür, dass eine andere 
Gesellschaft aufgebaut werden kann; dafür, dass Zusammensein nicht länger heißen muss, 
den gleichen Pass zu besitzen oder dieselbe Sprache zu sprechen. Die Betonung von sozialen 
Beziehungen unter Ungleichen ist kein Hippiescheiß“ (Duman/Kubazcek 2020).
Solidarisches Handeln bedeutet, soziale Beziehungen so herzustellen, dass mit ihnen jedes 
statische Verständnis von Gruppen und Kollektiven infrage gestellt wird. Solidarität ist also 
das Dazwischen. Es macht einen wichtigen Bestandteil von Solidarität aus, immer wieder 
auch die Ambivalenzen zu bearbeiten und Widersprüche zentral zu setzen, die in den Such-
bewegungen auftauchen. Solidarität entwickelt sich notwendig in Spannungsfeldern, nicht 
nur in Gegenbewegung zu einem äußeren Antagonisten, sondern auch innerhalb von Be-
wegungen. 
Solidarität mutet zudem auf den ersten Blick oft weniger kämpferisch an, als mancherorts 
beschworen und erhofft wird: Sie besteht aus einem Füreinander-da-Sein und Einander- 
Zuhören, aus gemeinsamen Erfahrungen – dem kollektiven Erinnern von Erfolgen und Schei-
tern – und dem „Sich-verwundbar-Zeigen“. Denn gerade aus diesen kollektiven Prozessen 
kann eine politische Haltung entstehen, die tiefgehend und damit auch langfristig angelegt 
ist. Ähnliches diskutiert etwa Enzo Traverso in seinen Überlegungen zu linker Melancholie 
(vgl. Traverso 2019). Auch über marxistische Theoriezirkel hinaus wird diese Überlegung zu-
mindest in Ansätzen diskutiert: „Über den Schmerz hinaus haben Traurigkeit, Trauer und Leid 
auch einen weiteren Sinn – es sind Emotionen, die aus Empathie und Solidarität entstehen“5 
(Solnit 2020).
In Beziehungsweise Revolution formuliert Bini Adamczak eine Synthese, ausgehend von einer 
recht einfachen Erkenntnis: Während die Novemberrevolution 1917 in Russland auf den Staat 
fokussierte, zielte die „Revolution“ von 1968 (knapp 50 Jahre später) insbesondere auf das 
Individuum. Der Ruf an die revolutionären Subjekte war: Alles verändert sich, wenn du dich 
veränderst. Adamczak lenkt den Blick auf das „Dazwischen“: ein „Verständnis der Solidarität 
[als] ein Denken jenes zwischen, das den eigentlichen Lebensraum der Beziehungsweise bil-
det“ (Adamzcak 2017, 227). In Zukunft, so schreibt sie, müsse es darum gehen, die Bezie-
hungsweisen zwischen den Menschen in den Blick zu nehmen. Damit gehe es, wie sie in ei-
nem Interview sagt, „weder um die Totalität noch um die einzelnen Subjekte, sondern um die 
Verhältnisse zwischen Menschen, zwischen Subjekten, zwischen Lebewesen oder zwischen 
Institutionen. Es geht um das Relationale, also die Beziehungen selbst, die überhaupt erst das 
konstituieren, was wir Gesellschaft nennen“ (Adamzcak in kritisch-lesen.de 2019). 
Mit Adamczak gesprochen gelingt es uns besser, umfassende gesellschaftliche Veränderun-
gen zu denken und zu realisieren, wenn wir merken, dass es darum geht, die Beziehungen zu 
verändern (vgl. ebd.). Der Begriff der Beziehungsweise erlaubt es, auch die Beziehungen zwi-
schen Subjekten in den Blick zu nehmen, die sich gar nicht persönlich kennen – etwa, weil 
5 „There is meaning as well as pain in sadness, mourning and grief, the emotions born of empathy and solidarity“ 
(Übersetzung JB).
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zwischen ihnen ganze Leben (zeitlich) oder Kontinente (räumlich) liegen. Denn, und das ist 
meine These, es existiert Solidarität auch zwischen Subjekten und Strukturen der unter-
schiedlichen Epochen. Der Blick zurück ist damit auch mehr als eine Erinnerung, sondern, 
erneut mit Walter Benjamin gesprochen, ein Eingedenken (vgl. Benjamin 2010 [1940]): ein 
Begreifen der Vergangenheit als unabgeschlossen, unabgegolten. Das Vergangene ist nicht 
vergangen, vorbei, sondern vorausgegangen. Solidarisch sein heißt also auch erinnern an 
diese Verantwortung. 
5 SOLIDARISCHE PERSPEKTIVEN 
Solidarität ist also als Ausgangspunkt von Kämpfen zu sehen – und als Ziel, sowohl als auch. 
Solidarität geht schon lange über die Solidarität unter vermeintlich Gleichen hinaus. Solidarität 
strukturiert Zugehörigkeiten, Exklusionen, politische Haltungen usw. Sie gibt einer losen Ver-
sammlung, die sich auf ein gemeinsames Ziel verständigt, Halt. Der Staat greift derzeit in Wirt-
schaft und Demokratie gleichzeitig ein – in einem Ausmaß, wie wir es bislang noch nicht erlebt 
haben. Die Solidaritätsstrukturen, die wir jetzt aufbauen oder stärken, werden die Grundlage 
sein für die Kämpfe, die nach Corona auszufechten sein werden. Die Gefahren dieser Neuord-
nung werden allerorts diskutiert: Kann die globale Dimension der Krise ebenfalls global beant-
wortet werden, durch ein Geflecht unterschiedlicher transnationaler Solidaritätsstrukturen? 
Oder werden in der Beantwortung der aufgeworfenen Fragen (allen voran der sozialen) nationa-
listisches Regierungshandeln und wohlstandschauvinistische Politiken stärker werden? Es sind 
seit jeher auch die Krisenzeiten, in denen die größten Chancen bestehen, Hegemonien zu bre-
chen und neue zu schaffen. Oder die Dynamiken verschieben sich dahin gehend, dass alte 
Macht restauriert wird. Derzeit manifestieren sich zwei der letztgenannten Tendenzen: die der 
autoritären Zuspitzung und die der neoliberalen Restauration, also einer Konsolidierung der 
derzeitig brüchig werdenden neoliberalen Ordnung. 
Die Frage der Solidarität unter „unreduzierbar Verschiedenartigen“ – also der Nichtgleichen – 
scheint sich damit zu einer der zentralen Fragen zu entwickeln, die uns im Widerstand gegen diese 
Bestrebungen begleitet. Dabei ist wichtig, dass es bei Solidarität nur selten um eine Identifikation 
mit den Anderen im Sinne einer reinen Projektionsfläche geht, sondern vielmehr um die Konstruk-
tion von Verbindungen und tragfähigen Strukturen, die sich antagonistisch zur kapitalistischen 
Vereinzelungslogik bewegen. Zugleich stellt der Aufbau dieser Strukturen selbst einen produkti-
ven und kreativen Prozess dar, der unterschiedliche Bewegungen in ihrem politischen Handeln 
und in ihrem theoretischen Austausch verbindet. Diese vielfältigen Verbindungen – oder auch 
Beziehungsweisen – sind ein integraler Teil der Praxen und Erfahrungen von anhaltender Solidari-
tät. In der aktuellen umfassenden Krise kommt diesem Prozess eine wichtige Bedeutung zu. Der 
Aufbau von solidarischen Strukturen kann als affektive Arbeit an alternativen Formen des Gemein-
schaftlichen, eines Denkens und Agierens des „Dazwischen“, gesehen werden – nicht als Erneue-
rung tradierter Modelle dieser Gemeinschaftlichkeit, sondern als materielle Bedingung, die Sub-
jekten die Teilnahme an der gesellschaftlichen Realität als solche ermöglicht.
Ein weiterer Punkt muss aktuell neu überdacht werden: Viele der bisherigen Studien zu Solidari-
tät in der Krise, insbesondere unter ArbeiterInnen, verwiesen auf eine „seltsame Unberührtheit 
des Privaten“ (Menz et al. 2013, 43). Konstatiert wurde ein Auseinanderfallen von ökonomischer 
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und individuell empfundener Krisenhaftigkeit, eben dadurch, dass die Sphäre des Privaten da-
von nicht im selben Maße betroffen wurde wie etwa der Arbeitsplatz oder dass dort eigene 
Handlungsmöglichkeiten größer schienen. Abgesehen davon, dass diese Forschung offene Fra-
gen bezüglich geschlechtsspezifischer Krisenbewältigung im Privaten aufwirft, wird nun auch 
diese Prämisse in weit größerem Maße nicht mehr gegeben sein: Alle Bereiche des Lebens sind 
von der Krise betroffen. Die Umgangsweisen mit den Auswirkungen, die bis in die Wohnungen 
und alltäglichen Lebensroutinen ihre Spuren hinterlassen, sind dabei – ebenso wie die Kämpfe 
in den Arbeitsstätten selbst – zutiefst geschlechts- und klassenspezifisch. Um diesen Einschnit-
ten entgegenwirken zu können, braucht es einen feministischen, klassenbewussten und damit 
einhergehend historisch-materialistischen Blick auf Solidarität.
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Berenike Ecker
EINBINDUNG VON AUSGEGRENZTEN BZW. AUSGRENZUNGS-
GEFÄHRDETEN ZIELGRUPPEN IN ENTSCHEIDUNGSPROZESSE
ERFAHRUNGEN VON „EQUITY, PARTICIPATION, DECISION MAKING LABS – 
EP-DEM LABS“
ZUSAMMENFASSUNG
Das zentrale Projektziel von „Equity, Participation, Decision Making Labs – EP-DeM Labs“ lag in 
der Einbeziehung von marginalisierten Jugendlichen und jungen Erwachsenen in die (Neu-)Ge-
staltung von Maßnahmen und Projekten, die auf die Verbesserung ihres Bildungsniveaus und 
ihrer Beschäftigungsfähigkeit abzielten. Die Erfahrungen und Bedürfnisse der Zielgruppe soll-
ten direkt in den Dialog mit Politik und Institutionen eingespielt werden, um lokale Arbeits-
markt- und Inklusionspolitiken weiterzuentwickeln. Dazu wurden in den Jahren 2016 und 2017 
„Labs of dialogue“ in fünf europäischen Städten durchgeführt.  
Die drei wichtigsten Erkenntnisse:
• Erst die Einbindung von an der Schnittstelle zu marginalisierten Jungen agierenden 
Professionals ermöglichte eine Zusammenarbeit mit dieser schwierig erreichbaren 
Zielgruppe.
• „One-Stop-Shop-Strukturen“ von Organisationen erhöhen die Chancen, dass junge 
Menschen eine Ausbildung abschließen bzw. einen Job finden.
• Transdisziplinäre Kooperationen erscheinen essenziell für nachhaltige Erfolge.
ABSTRACT
The key goal of the project “Equity, Participation, Decision Making Labs – EP-DeM Labs” was to 
involve marginalized teenagers and young adults in the (re)design of measures and projects 
 aimed at improving their level of education and increasing their employability. It aimed to result 
in their experiences and needs being shared with politicians and institutions in order to further 
develop local labor market and inclusion policies. For this purpose, “Labs of dialogue” were 
 implemented in five European cities in 2016 and 2017.
Its key findings were:
• Only the integration of professionals working at the interface with marginalized young 
people made it possible to work with this extremely vulnerable target group.
• “One-stop shop structures” of organizations increase the chances of young people 
completing an apprenticeship/finding a job.
• Transdisciplinary collaborations seem essential for sustainable results.
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1 EINLEITUNG
„Equity, Participation, Decision Making Labs – EP-DeM Labs“ war ein EU-kofinanziertes For-
schungsprojekt (Programm Erasmus+), das zwischen 2016 und 2018 unter Einbindung von 
neun Partnern in sechs EU-Staaten umgesetzt wurde. 
Das zentrale Projektziel von EP-DeM Labs lag in der Einbeziehung von marginalisierten Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen in die (Neu-)Gestaltung von Maßnahmen und Projekten, die auf 
die Verbesserung ihres Bildungsniveaus und ihrer Beschäftigungsfähigkeit abzielten. Die Erfah-
rungen und Bedürfnisse der Jugendlichen und jungen Erwachsenen sollten direkt in den Dialog 
mit Politik und Institutionen eingespielt werden, um lokale Arbeitsmarkt- und Inklusionspoliti-
ken weiterzuentwickeln.
Insgesamt wurden zwischen Oktober 2016 und November 2017 36 sogenannte „Labs of dia-
logue“ (Dialoglaboratorien) in fünf Städten (Bologna, Cagliari, Dublin, London und Rom) durch-
geführt. Siehe auch unten folgende Tabelle 1. Diese „Labs of dialogue“ waren auf die Bedürfnisse 
unterschiedlicher Zielgruppen zugeschnitten:
• „Youth Labs“ für marginalisierte Jugendliche und junge Erwachsene,
• „Institutional Labs“ für RespräsentantInnen von mit der Betreuung von marginali-
sierten Jungen befassten (zum Teil öffentlichen) Serviceeinrichtungen sowie für politi-
sche EntscheidungsträgerInnen,
• „Mixed Labs“ für marginalisierte Jugendliche und junge Erwachsene, für Repräsen-
tantInnen von Serviceeinrichtungen und für politische EntscheidungsträgerInnen,
• „European Labs“ für RepräsentantInnen von Serviceeinrichtungen und für politische 
EntscheidungsträgerInnen auf EU-Ebene.
Tabelle 1: Überblick über die durchgeführten „Labs of dialogue“. 
Bologna Cagliari Dublin London Rom
Youth Labs 3 3 5 3
Institutional Labs 3 3 3 3
Mixed Labs 2 2 2 2
European Labs 1 1
Quelle: Ecker 2018, 21
2 ZIELE UND ZIELGRUPPEN DES EP-DEM-LABS-PROJEKTES
Am Ende des Projektes soll die Zielgruppe der Jugendlichen und jungen Erwachsenen
• von eigenen Handlungsmöglichkeiten und -kompetenzen überzeugt(er) sein (= Erhö-
hung der Selbstwirksamkeit),
• in ihrem Denken reflektiert(er) sein – z. B. (selbst)kritsches Hinterfragen (eigener) ver-
festigter Denk- und Handlungsmuster, erhöhte Toleranz gegenüber anderen Perspek-
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tiven bzw. aktives In-Betracht-Ziehen anderer Perspektiven bei Entscheidungen und/
oder Bewertungen,
• Fortschritte in ihren Lern- und ggf. auch Beschäftigungspfaden gemacht haben.
Politische EntscheidungsträgerInnen sollen näher an die Lebenswelten von marginalisierten 
Jungen herangeführt worden sein und dadurch ein erweitertes Verständnis für zielgruppenge-
rechte und inklusionsfördernde Politikgestaltung generiert haben.
RepräsentantInnen von mit der Betreuung von marginalisierten Jungen befassten (zum Teil 
öffentlichen) Serviceeinrichtungen sollen durch die transnationale Austausch- und Reflexions-
möglichkeit sowie durch das Kennenlernen neuer Problembearbeitungsstrategien ihre Aufga-
ben im Spannungsfeld marginalisierte Junge gestärkt und motiviert(er) bewältigen können.
3 ZENTRALE SÄULEN DES EP-DEM-LABS-PROJEKTES
• Arbeit entlang eines sektorübergreifenden Ansatzes: Durch den gezielten Fokus auf 
junge Menschen in Übergangsphasen (von der Schul- zur Berufsausbildung) stand die 
Miteinbeziehung von an diesen Schnittstellen agierenden institutionellen und politi-
schen StakeholderInnen außer Frage. 
• Die „Passung“ der gegenwärtigen Aus- und Weiterbildungsprogramme und -projekte 
für marginalisierte Junge stellte den zentralen Dreh- und Angelpunkt der „Labs of dia-
logue“ dar: 
-  Sind diese Programme und Projekte in einer Form gestaltet, dass marginalisierten 
Jungen Zugang/Anschluss sowie eine dauerhafte Einbindung ermöglicht werden 
können?
-  In welcher Form sollten Programme und Projekte adaptiert bzw. verbessert werden, 
sodass die Passung für marginalisierte Junge erhöht wird?
• Alle drei in das Projekt eingebundenen Zielgruppen (marginalisierte Junge, Repräsen-
tantInnen von Serviceeinrichtungen und politische EntscheidungsträgerInnen) wur-
den von den „Lab-Facilitators“ (die die Labs leiteten und moderierten) dabei unter-
stützt, über die eigenen Denk- und Handlungsmuster ins Nachdenken zu kommen 
und diese zu hinterfragen. Ziel war es, durch den Austausch in den Labs nicht nur tole-
ranter gegenüber anderen Perspektiven und Kompetenzen zu werden, sondern diese 
auch bei Entscheidungsfindungsprozessen aktiv miteinzubeziehen.
Die „Zentrum für Soziale Innovation GmbH“, eine der neun Projektpartnerorganisationen, war 
damit beauftragt, in einer Evaluierung festzustellen, ob (unter anderem) diese eben geschilder-
ten Ziele auf Ebene der drei Zielgruppen (siehe Abschnitt 1.1) erreicht wurden. Ebenfalls in die 
Evaluierung miteinbezogen wurden die „Lab-Facilitators“ (die die Labs leiteten und moderier-
ten). Sämtliche Ausführungen im vorliegenden Beitrag fußen auf dem Anfang 2018 fertigge-
stellten Projektevaluierungsbericht. Im nachfolgenden Kapitel 2 wird das Design der Evaluie-
rung zusammenfassend beschrieben. 
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4 PROJEKTEVALUIERUNG: METHODIK UND DATENSAMMLUNG 
Die Evaluierung des Projektes erfolgte im Herbst/Winter 2017/2018, nach Abschluss der 36 „Labs 
of dialogue“, an denen insgesamt 89 marginalisierte Junge in allen fünf Städten teilnahmen (vgl. 
Ecker 2018, 18 u. 21). 
Methodisch wurde ein kombinierter Ansatz gewählt:
• Quantitativ: Online-Umfrage entlang eines standardisierten Fragebogens.   
Zielgruppe: ausschließlich marginalisierte Junge. Der Fragebogen findet sich im 
 Anhang.
• Qualitativ: Interviews, Fokusgruppen und eine Round-Table-Diskussion.  
Zielgruppen: marginalisierte Junge, RepräsentantInnen von Serviceeinrichtungen und 
politische EntscheidungsträgerInnen. Die Interview-Guidelines finden sich im Anhang.
Insgesamt wurden 17 Antworten aus einer Online-Umfrage, Informationen aus 15 Interviews, 
zwei Fokusgruppen und einer Round-Table-Diskussion analysiert. Siehe auch die folgende 
 Tabelle 2.
Tabelle 2: Übersicht Datensammlung 
Zielgruppen Methode der Datenerhebung
TeilnehmerInnenanzahl  
in folgenden vier Städten1 Total
Bologna Cagliari Dublin London
Marginalisierte 
Junge
Online-Fragebogen 6 9 2 0 17
Interview 0 0 0 2 2
Fokusgruppe 2 2 6 0 10
Round table       1 1
Facilitators
Interview 1 1 1 12 4
Round table 1 1 1   3
Repr. von Service-
einrichtungen
Interview 1 1 1 2 5
Round table 1     1 2
Entscheidungs-
trägerInnen
Interview 1 1 1 1 4
Round table 1 1     2
Total 14 16 12 8 50
Quelle: Ecker 2018, 17
1 Beim „Abschluss-Lab“ in Rom wurden ebenfalls Daten für die Evaluierung gesammelt – durch die Dokumentation der dort 
erteilten Inputs und Beiträge. Allerdings wurden keine Interviews, Fokusgruppen oder Round-Table-Diskussionen geführt. 
2 Mit einem „Lab-Facilitator“ wurden ein persönliches Gespräch und ein Telefoninterview geführt.
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5 WAS ZEIGT DER BLICK IN DIE PRAXIS? 
In Bezug auf die inhaltliche Ebene zeigten die Evaluierungsergebnisse, dass vier Themen/The-
menfelder in allen fünf Städten relevant waren. Ein Auszug der Ergebnisse entlang der vier The-
men findet sich in folgender Tabelle 3.
Tabelle 3: Auszug aus den zentralen Themen und Ergebnissen in den fünf Städten 
Thema Ergebnisse
Zugang zu schwierig 
erreichbaren margi-
nalisierten Jungen 
– vor allem NEETs
•  Eintrittsbarrieren für „NEETs“ (die auch in „EP-DeM Labs“ identifiziert 
wurden) in Programme und Maßnahmen sind zumeist zu hoch. 
Zum Teil fehlen zwischen unterschiedlichen Politikfeldern (v. a. 
Bildungs-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik) abgestimmte nieder-
schwellige  Zugänge.
•  Beratungsstrukturen und -systeme treffen mitunter nur partiell die 
realen Bedürfnisse der jungen Marginalisierten. Jugendzentren 
verfügen keineswegs durchgängig über einen Konnex zu Aus bil-
dungs zentren/-stellen oder vermittelnden Stellen.
•  Zum Teil sind kaum Angebote/Informationen für junge Marginali-
sierte in sozialen Medien ersichtlich. Zudem sind zum Teil wenig 
entsprechende Services in Jugendzentren gegeben (nicht alle 




•  Lokale Dienstleister verfügen zum Teil nicht über die Handlungs-
möglichkeiten, die es braucht, um auf die Bedürfnisse marginali-
sierter Junger adäquater und wirksamer eingehen zu können.
•  Beratungen basieren zum Teil nicht auf das gesamte Lebensumfeld 
miteinbeziehenden Ansätzen. Problemfelder betreffen zumeist 
nicht nur Ausbildung und Jobperspektiven, sondern auch Folgen 
von Armut und Deprivation im familiären Umfeld: physische und 
psychische Probleme, unklare Wohnsituationen, Mangel an Gütern 
des täglichen Bedarfs (Nahrung, Kleidung etc.). Marginalisierte 
Junge ohne gemeldete Beschäftigung sind häufig in tragender 
Verantwortung für die Sicherung des täglichen Lebensunterhaltes 
ihrer Familien.
•  Bestehende Kompetenzen (oftmals wenig beachtete Soft Skills), 
Interessen und Fähigkeiten der jungen Marginalisierten werden in 





•  Komplementäre und integrierte Zusammenarbeit verschiedener 
Organisationen an der Schnittstelle zwischen Schule und Arbeits-
markt/Weiterbildung ist nicht durchgängig gegeben. 
Quelle: Ecker 2018, 22
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In Bezug auf die prozessuale Ebene zeigte sich, dass die Erreichbarkeit und kontinuierliche Ein-
bindung der besonders marginalisierten Jungen (z. B. NEETs) durchgehend eine schwierige He-
rausforderung blieb: So konnten etwa manche TeilnehmerInnen nicht auf eigene Kosten zum 
Lab-Veranstaltungsort kommen. Zudem wirkte manch gewähltes Setting (z. B. Räumlichkeiten 
von Public-Employment-Service-Einrichtungen) einschüchternd. Und schließlich stellte das For-
mat weitreichende sozioemotionale Anforderungen an die „Lab-Facilitators“. Essenziell war auch 
die Ermöglichung der Begleitung der jungen Menschen durch ihnen bekannte SozialarbeiterIn-
nen/SozialpädagogInnen („youth workers“). Diese erfüllten die Rolle von Vertrauenspersonen 
und „übersetzten“ die mitunter für die TeilnehmerInnen nur schwer verständlichen Aufgaben in 
eine zugänglichere Form. Auch bei der Evaluierung stellte sich die Erreichbarkeit der jungen 
Menschen als eine Herausforderung dar. Wie aus obiger Tabelle 2 ersichtlich wird, gelang es in 
den beiden Städten London und Dublin kaum bis gar nicht, die Zielgruppe der marginalisierten 
Jungen mit dem Online-Fragebogen zu erreichen. Um dennoch ihre Beiträge für die Evaluie-
rung zu erhalten, wurden alternativ Interviews und Fokusgruppen organisiert.
Zentrale Erkenntnisse in Bezug auf die Zielgruppe marginalisierte Junge: 
• Die Einbindung von für die marginalisierten Jungen relevanten StakeholderInnen und 
Professionals (z. B. „youth workers“) sollte in der Arbeit mit ihnen durchgängig sicher-
gestellt werden. Diese sind oftmals die einzigen AkteurInnen, die über gute Kontakte 
zur Zielgruppe verfügen. Deren aktives Engagement bildet die Grundlage für eine 
 Hinführung und kontinuierliche Teilnahme von jungen Menschen an den „Labs of 
 dialogue“. 
• „One-Stop-Shop-Strukturen“ von Organisationen scheinen sich zu bewähren: Jugend- 
und Ausbildungszentren mit Kontakt zu Job-Vermittlern unter einem Dach erhöhen 
die Chancen, nicht nur in Kontakt mit der Zielgruppe zu bleiben, sondern sie letztend-
lich auch erfolgreich auf dem Weg zu einem Schul-/Ausbildungsabschluss und in eine 
Arbeit zu begleiten.
• Je marginalisierter die Zielgruppe, umso besser qualifiziertes Personal wird benötigt! 
Transdisziplinäre Kooperationen (Sozialarbeit, Sozialpädagogik, Psychotherapie etc.) 
erscheinen lohnend für nachhaltige Erfolge.
• Eine qualitativ hochwertige begleitende Forschung erfordert eine kontinuierliche Vor-
Ort-Präsenz. In Bezug auf die Methodik haben sich vor allem Beobachtungen (Beob-
achtungsprotokoll/Tagebuch) bewährt. Interviews und Befragungen sind ergänzend 
bedeutend.
BIBLIOGRAFIE
Ecker, Berenike (2018), EP-DeM Labs – Equity, Participation, Decision Making Labs: Impact & Sca-
lability Evaluation Report, ZSI, Wien.
66
ANHANG
a)   Standardisierter Online-Fragebogen für die Zielgruppe marginalisierte Junge (englisch)
First question block: introduction
Question [1] How did you come to take part in EP-DeM Labs?
Answer 
options 
Received a personal invitation (e.g. by youth workers)
Read an announcement
Received information about the labs from others (family, friends, job center, 
teachers, etc.)
Other (room for explanations)
No answer
Second question block: After the attendance of the lab/s....
Statement/
title
[2] …I am more interested in things happening besides my day to day 
activities (e.g. I am interested in daily news).
[3] …it is easier for me to get along with teachers, employers, other actors in 
a school and/or professional environment, etc.
[4] …I believe that my views are not just heard but also have an impact on 
people around me. 
[5] …I know more about the employment needs, opportunities and pro-
grammes targeting young people.
[6] …I am more aware of my talents and know how I can use them.
[7] …I think that I have a fair chance to gain work, training and employment.
[8] …I am ready to take action and move forward with my plans.
Third question block: Personal environment
[9] I told family and friends about the lab.
[10] I received positive feedback about the labs from my family and/or 
friends.
[11] I met new people as a result of taking part in the labs.
[12] I know where to go when I need somebody to speak with (outside the 
family and friends).
[13] Is there anything else you would like to add, share, comment with 








b)   Interview-Guidelines für die Zielgruppen: marginalisierte Junge, RepräsentantInnen  
von Serviceeinrichtungen und politische EntscheidungsträgerInnen (englisch)
Guidelines für marginalisierte Junge
Questions
The EP-DeM Labs project is almost over now. When you look back on the last year, what 
comes in your mind immediately?
Why did you want to get involved in the project?
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Which lab did you like the most and why?
Did you attend projects with similar topics and aims? If so, how is EP-DeM Labs different from 
this/these project/s?
Has the project resulted in any personal changes? Has it opened up any opportunities for you?
Guidelines für RepräsentantInnen von Serviceeinrichtungen und politische  
EntscheidungsträgerInnen
First block: Opening questions
[1] How was “your journey” to the EP-DeM Labs project? Why did you cooperate? 
Second block: Description of the own role 
[2] Initiation to explain briefly the concrete service/facilitator roles and functions in the 
context of EP-DeM Labs. 
Third block: Focus on possible outcomes and impacts:
[3] Did the actions/methods provided in the labs, widen your knowledge with respect to the 
lab participants (primary focus on young people, but also including service providers and/or 
decision makers)? 
[4] Communication, cooperation and mutual learning have been characterised as methodo-
logically relevant aspects in the context of the labs.
How did you experience the labs in this regard?
[5] As well as self-reflection, awareness raising (e.g. in terms of the needs of the target group) 
and mindfulness have been characterised as methodologically relevant aspects in the 
context of the labs.
How did you experience the labs in this regard? 
[6] Do you think that the lab concept and methods are suitable mechanisms for the inclusion 
and strengthening of the target groups – especially disadvantaged young people?
If so, do you see chances for the scaling and/or mainstreaming of the labs – e.g. for additional 
target groups, in the context of labour market and/or social inclusion programmes, other EU/
national/regional/local strategies, etc.?
Do you have concrete plans and/or possibilities (e.g. to reserve budget) to influence such 
processes?3
If yes, are some scaling and/or mainstreaming activities already planned/put into practice? If 
so, please describe them more detailed.4
[7] Are you still in contact with lab participants?5
[8] Do you know, whether the “lab community” and or the “extended stakeholder network” 
are interested in the labs? 
If they are interested, do you know why respectively what is explicitly relevant for them?
[9] Do you actively promote the EP-DeM Lab project respectively its results within your 
communities and beyond, on different policy making levels, etc.? 
If so, what exactly do you do/have you already done? 
3  Frage wurde nur EntscheidungsträgerInnen gestellt.
4  Frage wurde nur EntscheidungsträgerInnen gestellt.
5  Frage wurde nur RepräsentantInnen von Serviceeinrichtungen gestellt. 
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CO-CREATION IN DER STADTPLANUNG:  
SOLIDARITÄT UND PARTIZIPATION 2.0?  
ERFAHRUNGEN AUS DEM HORIZON-2020-PROJEKT SUNRISE1
ZUSAMMENFASSUNG
Dieser Beitrag beschäftigt sich am Beispiel des Horizon-2020-Projekts SUNRISE mit der Frage, 
inwieweit Co-Creation als solidarischer Planungsprozess gelten kann. Heterogene AkteurInnen 
wirken bei Co-Creation kollaborativ zusammen, um neue Lösungen für gesellschaftliche 
 Herausforderungen zu entwickeln. In SUNRISE ist Co-Creation das Schlüsselkonzept für die Ent-
wicklung, Umsetzung und Bewertung von nachhaltigen Mobilitätslösungen auf der Quartiers-
ebene. Als partizipatives, inklusives Konzept kann Co-Creation auch als solidarischer Planungs-
prozess verstanden werden.
• Co-Creation ist eine solidarische Praxis, weil sie Beziehungen zwischen AkteurInnen 
neu herstellt oder bestehende verbessert.
• Co-Creation entwickelt neue Ideen und Konzepte und setzt diese kollaborativ um; sie 
schließt damit an den generativen Aspekt von Solidarität an.
• Die Einbindung aller relevanten AkteurInnen in einen Co-Creation-Prozess ist nicht 
möglich, sodass Aspekte von Inklusion und Exklusion auftreten.
ABSTRACT
This contribution addresses the question of the extent to which co-creation can be considered 
a solidary planning process based on the Horizon 2020- project SUNRISE. Co-creation refers to a 
participatory planning process in which heterogeneous actors collaborate to develop new solu-
tions for societal challenges. In SUNRISE, co-creation is the key concept to develop, implement 
and evaluate sustainable urban mobility solutions on the neighborhood level. As a participatory 
and inclusive concept, co-creation can be understood as a solidary planning process.
• Co-creation is a solidary practice as relations between actors are newly created or in-
tensified.
• Co-creation develops and implements new ideas and concepts collaboratively, thus 
connecting to the generative aspect of solidarity.
• The involvement of all relevant actors in a co-creation process is hardly possible, and 
thus it generates aspects of inclusion and exclusion.
1 Die dem Artikel zugrunde liegenden Daten wurden im Rahmen des Projekts SUNRISE erarbeitet, das durch das EU-Pro-
gramm „Horizon 2020 – Research and Innovation“ unter dem Fördervertrag Nr. 635998 gefördert wurde.
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1 EINLEITUNG
Der Begriff Solidarität ist derzeit in aller Munde. In aktuellen Debatten werden die empathische 
Fundierung und die moralische Ökonomie von Solidarität betont, die sich in gegenseitiger Un-
terstützung äußert (z. B. durch das Klatschen für das medizinische Personal in Zeiten der Corona-
Pandemie oder über finanzielle Unterstützung für unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen; 
vgl. Bude 2019). Solidarität ist jedoch ebenso mit Grenzziehungen verbunden, da das „rätselhaf-
te soziale Band“ (vgl. Bude 2019, 34) nicht beliebig geknüpft werden kann. Solidarisches Han-
deln ist hierbei auch immer raumgebunden und raumkonstitutiv (vgl. Agustín/Jørgensen 2019). 
Solidarität als Orientierung räumlicher Planung bedeutet, dass Strategien und Instrumente zur 
Entwicklung eines Gebiets das Ziel verfolgen, eine soziale Verbindung zu fördern und dadurch 
gemeinschaftsstiftend zu wirken. Ein solidarischer Planungsprozess lässt sich durch partizipati-
ve und inklusive Verfahren gestalten (solidarisches Planen, vgl. Güntner 2019). Co-Creation2, ein 
partizipatives Konzept, bei dem heterogene AkteurInnen prozessual zusammenwirken, um 
neue Lösungen für gesellschaftliche Herausforderungen zu entwickeln (vgl. Haufe/Franta 2019, 
55), ist hierbei ein viel diskutierter Ansatz in der Stadtplanung. Denn sie ist nicht nur dazu geeig-
net, nachhaltige Veränderungen im Raum zu gestalten, sondern auch kollektive Identitäten so-
wie gegenseitige Unterstützung und das Verantwortungsgefühl im lokalen Kontext zu fördern.
Im Horizon-2020-Projekt SUNRISE3 (Laufzeit 2017–2021) ist Co-Creation das Schlüsselkonzept 
für die Entwicklung, Umsetzung und Bewertung von nachhaltigen Mobilitätslösungen auf der 
Stadtteilebene. In einzelnen Quartieren in Bremen, Budapest, Jerusalem, Malmö, Southend-on-
Sea und Thessaloniki wurden ko-kreative Prozesse initiiert, um Problemlagen der Mobilität in 
den Quartieren zu identifizieren und darauf aufbauend Lösungsvorschläge partizipativ konsen-
sual von einem breiten Spektrum an AkteurInnen erarbeiten und umsetzen zu lassen. Mittels 
Co-Creation sollen in SUNRISE hierbei neue Wege der Entwicklung und Integration nachhaltiger 
Mobilitätslösungen im Quartier ermöglicht werden.
Inwieweit Co-Creation als solidarischer Planungsprozess gelten kann, soll in diesem Beitrag am 
Beispiel des Horizon-2020-Projekts diskutiert werden. Dazu fokussiert der Beitrag zunächst auf 
das derzeitige Verständnis von Co-Creation in der Stadtplanung und den Zusammenhang von 
Co-Creation und Solidarität. Daran anschließend wird anhand der Aspekte Kollaboration, Inklu-
sion und Entwicklung von Lösungen der Frage nachgegangen, inwiefern Co-Creation als solida-
rische Praxis des Planens verstanden werden kann.
2 CO-CREATION IN DER STADTPLANUNG
Ursprünglich aus dem privatwirtschaftlichen Sektor stammend, wo Unternehmen in den 1990er-
Jahren begannen, KonsumentInnen sowie Unternehmen in den Entwicklungsprozess von Pro-
dukten einzubinden (vgl. Hermansen/Schuff 2016, 1), experimentieren heute auch Entschei-
dungsträgerInnen und BürgerInnen im Rahmen der Stadtentwicklung mit dem Konzept der Co-
2 Eine einheitliche Schreibweise des englischen Begriffs „Co-Creation“ gibt es in der deutschen Fachsprache noch nicht. 
Daher wird in diesem Artikel bei substantivischer Verwendung die englische Schreibweise verwendet, sonst die einge-
deutschte Form „ko-kreativ“.
3 Mehr Informationen finden sich auf der SUNRISE-Homepage https://civitas-sunrise.eu.
70
Creation, um städtische Probleme und Herausforderungen anzugehen (vgl. Puerari et al. 2018, 1). 
Ein gemeinsames Verständnis des Begriffes Co-Creation existiert derzeit jedoch noch nicht (vgl. 
Leading Cities 2014, 3; Lund 2017, 32; Puerari et al. 2018, 4). So definiert die Europäische Kommis-
sion in der Ausschreibung „ERA-NET Cofund Smart Urban Futures“ Co-Creation als „eine Methode, 
bei der heterogene AkteurInnen zusammenarbeiten mit dem Ziel, Wissen, Instrumente, Techno-
logien, Artefakte, Policies und Kompetenz zu schaffen“ (JPI Urban Europe 2016, 52; Übers. d. Au-
torInnen). Die Forschungsgruppe Leading Cities definiert Co-Creation als aktiven Informations- 
und Ideenfluss zwischen fünf Bereichen der Gesellschaft (Regierung, Wissenschaft, Marktwirt-
schaft, gemeinnützige Organisationen und BürgerInnen), welcher die Teilnahme, die Einbindung 
in und die Stärkung von Politik, die Erstellung von Programmen, die Verbesserung von Diensten 
und die Bewältigung des systemischen Wandels mit jeder Dimension der Gesellschaft von An-
fang an ermöglicht (vgl. Leading Cities 2014, 3). Für Schneidemesser et al. (2019, 3) ist der Begriff 
Co-Creation vor allem durch spezifische soziale, materielle und zeitlich-räumliche Aspekte ge-
kennzeichnet: Der soziale Aspekt der Co-Creation umfasst hierbei die Zusammenarbeit, die auf 
reziprokem Austausch zwischen heterogenen AkteurInnen beruht. Durch das Zusammenwirken 
von verschiedenen, teils widersprüchlichen Perspektiven wird mit Co-Creation etwas Unerwarte-
tes, Neues generiert, das die beteiligten AkteurInnen gestalten und im Ergebnis nutzen können 
(materieller Aspekt von Co-Creation). Der zeitlich-räumliche Aspekt von Co-Creation umfasst 
nach Schneidemesser et al. (2019, 3) die Prozesse, die zwischen relativ autonomen Organisatio-
nen oder gesellschaftlichen Handlungsfeldern einen wechselseitigen Austausch oder die Schaf-
fung von kollektiven Zielen ermöglichen. Trotz ihrer Unterschiede haben diese Definitionen ge-
mein, dass Co-Creation sich dadurch auszeichnet, dass heterogene Akteurskonstellationen in ei-
nem generativen Prozess mobilisiert und auf strategische Weise verbunden werden, um etwas zu 
(er)schaffen. Der Schwerpunkt liegt auf der Aushandlung eines Konsenses, der für die Beteiligten 
eine bestmögliche Lösung darstellt (vgl. Streich 2005). Co-Creation kann dabei auch als kollabo-
rativer Prozess verstanden werden, der die Artikulation unterschiedlicher Interessen, das kritische 
Hinterfragen von Meinungen, die Einigung über relevante Themen und Inhalte, die Meinungsbil-
dung und eine endgültige Entscheidung umfasst (vgl. Innes 1996). Ein zentraler Aspekt der ko-
kreativen Planung besteht darin, dass die Verantwortung für die Planung direkt an beteiligte Ak-
teurInnen delegiert wird (vgl. Gunton/Dey 2003, 6). Im Bereich der Stadtplanung kann Co-Crea-
tion somit verstanden werden „als die Gesamtheit von aufeinander einwirkenden Vorgängen, bei 
denen sich AkteurInnen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Handlungsfeldern wechselsei-
tig austauschen und Zusammenwirken mit dem Ziel Antworten für urbane Herausforderungen 
zu entwickeln“ (Haufe/Franta 2019, 55). Co-Creation ist dabei nicht nur ein Konzept zur Erzielung 
von Produkt-, Dienstleistungs- oder Prozessinnovationen, sondern auch eine Methode zur Schaf-
fung sozialer Innovationen, also von Werten und Wissensbeständen, die zwischen den Beteilig-
ten geteilt werden (vgl. Puerari et al. 2018, 3 f.). Als kollaborative Form der Zusammenarbeit, bei 
der Relationen zwischen AkteurInnen hergestellt, neue Ideen und Konzepte entwickelt und aus-
probiert werden, kann Co-Creation auch als solidaritätsförderndes Konzept verstanden werden.
3 SOLIDARITÄT UND CO-CREATION
Solidarität ist ein facettenreiches Konzept (vgl. Agustín/Jørgensen 2019). Das Verständnis von 
Solidarität reicht von allgemeiner Zusammengehörigkeit (vgl. bpb 2020) über den inneren Zu-
sammenhalt einer Gruppe, Gemeinschaft oder Gesellschaft bis zum Eintreten füreinander und 
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Unterstützen als gemeinschaftsfördernde Praktik (vgl. Boshammer 2008). Sozialwissenschaftlich 
wurde der Begriff erstmals im ausgehenden 19. Jahrhundert von Émile Durkheim behandelt. Er 
definierte Solidarität als Haltung und unterschied mechanische und organische Solidarität von-
einander. Mechanische Solidarität bezeichnete er als die Verbundenheit, die sich durch ein von 
allen geteiltes Kollektivbewusstsein auszeichnet (vgl. Boshammer 2008). Organische Solidarität 
beschreibt Durkheim demgegenüber als die Verbundenheit zwischen Individuen in einer ar-
beitsteilig differenzierten Gesellschaft, wie sie unter anderem von der ArbeiterInnenbewegung 
praktiziert wird (vgl. Durkheim 1992). Im aktuellen Diskurs wird darauf verwiesen, dass Solidari-
tät nicht nur als Haltung, sondern auch als Praxis, die sich im Alltag manifestiert, verstanden 
werden muss. Nach Agustín und Jørgensen (2019, 25) ist Solidarität als Praxis folgendermaßen 
gekennzeichnet:
• als relationale Praktik, weil solidarisches Handeln Kollaborationen zwischen heteroge-
nen AkteurInnen neu herstellt oder bestehende verbessert;
• als generative Praktik, da neue Ideen und Konzepte von Gesellschaft und Zusammen-
leben generiert und gelebt werden sowie kollektive Identitäten und politische Subjek-
te neu entstehen;
• als inklusive und exklusive Praktik, weil solidarisches Handeln durch Prozesse der Ge-
meinschafts- und Identitätsbildung in der Regel nur gegenüber einem bestimmten 
Teil der Gesellschaft erfolgt (vgl. Altreiter et al. 2019; Banting/Kymlicka 2017). 
Diese Praktiken der Solidarität spielen auch für die partizipative Planung eine bedeutende Rolle. 
Partizipation, d. h. die Beteiligung von verschiedenen AkteurInnen an Planungsprozessen, gilt 
heute als wichtiges Element der nachhaltigen Stadtplanung (vgl. Magistrat der Stadt Wien – MA 
18, 2012). Bei der partizipativen Planung werden BürgerInnen und andere Interessengruppen 
eingeladen, an Planungs- oder Entscheidungsprozessen teilzunehmen, mit der Idee, dass die 
Partizipation den Inhalt der Planung beeinflussen kann (vgl. Healey 1997; Innes 1998; Innes/
Booher 1999). Die Einbeziehung von unterschiedlichen BürgerInnen und anderen AkteurInnen 
wird hierbei als vielversprechend angesehen, um beispielsweise bessere Ergebnisse zu erzielen 
oder in Bezug auf Nachhaltigkeit die Anpassungsfähigkeit sozial-ökologischer Systeme zu ver-
bessern (vgl. Faehnle/Tyrväinen 2013, 332). Insbesondere durch inklusive partizipative Prozesse 
lässt sich Solidarität in der Planungspraxis als „solidarisches Planen“ umsetzen (vgl. Güntner 
2019). Dabei spielen die Einbindung und das Ermächtigen von sozialen Gruppen, die ihre Inter-
essen sonst nur schwer einbringen können, eine zentrale Rolle. Da Prozesse der Gemeinschafts- 
und Identitätsbildung in der Regel nur einen bestimmten Teil der Gesellschaft mit einbeziehen, 
ist Solidarität somit auch eine umkämpfte Praktik, da Inklusion und Exklusion gesellschaftlich 
verhandelt werden müssen.
Eng verbunden ist die „solidarische Planung“ auch mit den Raumstrukturen. Kollaborationen 
zwischen heterogenen AkteurInnen und neue Ideen bzw. Konzepte von Gesellschaft verändern 
räumliche Bezüge. Darüber hinaus erfolgt solidarisches Handeln durch Prozesse der Gemein-
schafts- und Identitätsbildung in der Regel in einem räumlich abgegrenzten Gebiet (z.  B. im 
Quartier, in der Stadt, im Nationalstaat, transnational). Als solidarische Praxis wirken partizipati-
ve Konzepte wie Co-Creation somit auf (Stadt-)Räume, weil Solidarität nicht nur in Räumen ge-
lebt wird, sondern diese auch produziert (vgl. Agustín/Jørgensen 2019).
In der Stadtplanung haben partizipative Konzepte wie Co-Creation das Ziel, Verbindungen zwi-
schen AkteurInnen zu fördern und Stadt kooperativ zu produzieren (vgl. Selle 2013). Im Idealfall 
kommunizieren und debattieren AkteurInnen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Hand-
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lungsfeldern in ko-kreativen Planungsprozessen, um gemeinsam Handlungsmöglichkeiten fest-
zulegen und umzusetzen (vgl. Puerari et al. 2018). Als kooperative Form der Zusammenarbeit 
zwischen heterogenen AkteurInnen schließt Co-Creation dabei an den relationalen Aspekt von 
Solidarität an.
Ziel ko-kreativer Ansätze ist es, AkteurInnen aus verschiedenen Handlungsfeldern der Gesell-
schaft im gesamten Prozessverlauf einzubinden, um eigene Problemwahrnehmungen zu defi-
nieren, eigene Entscheidungen zu treffen und Lösungen neu zu entwickeln. Im besten Fall kön-
nen so neue Ideen geschaffen, Konzepte von Gesellschaft und Zusammenleben generiert und 
gelebt sowie das Entstehen kollektiver Identitäten und politischer Subjekte gefördert werden, 
sodass Co-Creation auch an den generativen Aspekt von Solidarität anknüpft.
Ko-kreative Prozesse können aber auch Inklusion und Exklusion verstärken. Durch Gemein-
schafts- und Identitätsbildung kann Co-Creation vielfältige AkteurInnen und deren Interessen 
gezielt einbinden und so „solidarisches Planen“ gewährleisten. Gleichzeitig haben Co-Creation-
Prozesse, wie partizipative Prozesse allgemein, in der Stadtplanung aber auch exklusive Tenden-
zen, da beispielsweise durch ziel- oder ressourcenabhängige Rahmenbedingungen Gemein-
schafts- und Identitätsbildung – und damit Solidarität – nach außen sozial oder räumlich be-
grenzt wird. Die Begrenzung erlaubt jedoch auch die gezielte Ansprache und Einbindung von 
AkteurInnen oder die Fokussierung auf räumlich begrenzte Gebiete (wie im SUNRISE-Projekt 
das Quartier).
Anhand der Aspekte Kollaboration, Inklusion und Entwicklung von Lösungen soll im Folgenden 
am Beispiel des Projekts SUNRISE der Frage nachgegangen werden, inwiefern Co-Creation als 
solidarische Praxis des Planens verstanden werden kann.
4 CO-CREATION ALS SOLIDARISCHE PRAXIS AM BEISPIEL  
DES HORIZON-2020-PROJEKTS SUNRISE
Das Horizon-2020-Projekt SUNRISE („Sustainable Urban Neighbourhoods – Research and Imple-
mentation Support in Europe“, Laufzeit 2017–2021) zielt auf die Förderung von nachhaltiger 
Mobilität im Quartier ab, da Quartiere ideale „urbane Reallabore“ sein können, um im kleineren 
Maßstab Transformationsprozesse zu initiieren, um zu experimentieren, zu lernen und Transfor-
mation voranzutreiben, was im Idealfall positive Auswirkungen auf die gesamte Stadt entfalten 
kann (vgl. Brocchi 2019, 250; Roselt et al. 2016, 3). 
Im Horizon-2020-Projekt SUNRISE ist Co-Creation das Schlüsselkonzept zur Förderung nachhal-
tiger Mobilitätslösungen auf Quartiersebene. In je einem Quartier in sechs Städten (Bremen – 
Hulsberg, Budapest – Törökör, Jerusalem – Baka, Malmö – Lindängen, Southend-on-Sea – City 
Centre, Thessaloniki – Neo Rysio) wurden ko-kreative Prozesse initiiert, um nachhaltige Mobili-
tätslösungen auf der Quartiersebene mit AkteurInnen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Handlungsfeldern zu entwickeln, umzusetzen und zu evaluieren. In einem mehrstufigen Prozess 
arbeiten unterschiedliche AkteurInnen zusammen und identifizieren mobilitätsbezogene Pro-
blemlagen im Quartier, entwickeln kollaborativ Mobilitätslösungen, beteiligen sich an der Um-
setzung und evaluieren Auswirkungen. Organisiert wird die Durchführung der ko-kreativen Pro-
zesse in den einzelnen Quartieren von Teilen der Stadtverwaltung oder lokalen Partnern wie 
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Gebietsbetreuungen oder Planungsbüros. Eine Steuerungsgruppe, genannt „Core Group“, die 
sich aus unterschiedlichen lokalen AkteurInnen zusammensetzt, lenkt den ko-kreativen Prozess. 
Nach mehr als der Hälfte der Laufzeit des Projektes haben alle SUNRISE-Quartiere die Phase der 
Problemidentifikation und der Maßnahmenentwicklung abgeschlossen. Es zeigt sich hierbei, 
dass sich in den sechs SUNRISE-Quartieren je nach lokalem Kontext sehr spezifische ko-kreative 
Prozesse entwickelt haben. Gemein ist allen Prozessen jedoch, dass zur Gestaltung der ökologi-
schen Transformation der Mobilität im Quartier und um längerfristig Wirkungen zu erzielen, 
möglichst viele AkteurInnen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Handlungsfeldern dauer-
haft kollaborativ eingebunden werden, um Lösungsvorschläge zu erarbeiten und umzusetzen. 
Ein besonderes Augenmerk liegt in SUNRISE auch auf der Inklusion sozialer Gruppen, die in klas-
sischen partizipativen Planungsprozessen häufig unterrepräsentiert (z. B. Kinder, Jugendliche, 
SeniorInnen etc.) sind. Hier zeigen sich Parallelen von Co-Creation zu den drei von Agustín/Jør-
gensen (2019) benannten zentralen Praktiken der Solidarität. Das ist ein guter Ansatzpunkt, um 
Co-Creation als solidarische Praxis und die zentralen Aspekte der Solidarität in den ko-kreativen 
Prozessen in SUNRISE näher zu betrachten.
4.1 Solidarität als relationale Praktik: Kollaboration zwischen AkteurInnen  
in SUNRISE
Nach den Autoren Agustín/Jørgensen (2019) ist Solidarität eine relationale Praktik, die Kollabo-
rationen zwischen AkteurInnen neu herstellt oder bestehende verbessert. Der Schwerpunkt von 
Kollaboration liegt auf der Aushandlung eines Konsenses, der für die Beteiligten die bestmögli-
che Lösung darstellt (vgl. Streich 2005). Kollaborative Prozesse umfassen hierbei die Artikulation 
unterschiedlicher Interessen, die kritische Diskussion von Meinungen, die Einigung über rele-
vante Themen und Inhalte, die Meinungsbildung und eine endgültige Entscheidung, der jede/r 
Beteiligte zustimmen kann (vgl. Innes 1996). In den ko-kreativen Prozessen von SUNRISE wur-
den Kollaborationen zwischen heterogenen AkteurInnen mittels einer großen Vielfalt von meist 
gängigen Partizipationsmethoden geschaffen. Dazu wurden sowohl Face-to-Face-Methoden 
als auch internetbasierte Methoden eingesetzt und kombiniert. Die in SUNRISE eingesetzten 
Face-to-Face-Methoden umfassten einerseits Formate, die sich an die breite Öffentlichkeit rich-
teten, um so vielen interessierten AkteurInnen die Möglichkeit zu bieten, sich kollaborativ ein-
zubringen. Andererseits wurden Formate für ausgewählte RepräsentantInnen von Interessen-
gruppen und AkteurInnen eingesetzt. Mittels internetbasierter Methoden wurden weitere orts- 
und zeitungebundene Möglichkeiten für interessierte AkteurInnen geschaffen, sich am ko-kre-
ativen Prozess in SUNRISE zu beteiligen.
Als Formate für die Einbindung einer Vielzahl von AkteurInnen wurden in den SUNRISE-Quar-
tieren vor allem mobile Stände im öffentlichen Raum, spezielle SUNRISE-Events, Infopoints 
und Öffentlichkeitsarbeit genutzt. SUNRISE-spezifische Events wie Informationsabende wur-
den vor allem zu Beginn veranstaltet, um einer Vielzahl interessierter AkteurInnen die Mög-
lichkeit zu bieten, das Projekt kennenzulernen und am kollaborativen Prozess teilzunehmen. 
Darüber hinaus boten diese Veranstaltungen auch die Möglichkeit der Meinungsbildung zu 
mobilitätsrelevanten Themen sowie der Artikulation und des Austausches über Mobilitäts-
probleme im Quartier. 
Mittels mobiler Stände im öffentlichen Raum an unterschiedlichen Orten im Quartier (Plätze, 
Straßen, Parks, Spielplätze etc.) und auf Quartiersfesten wurde BürgerInnen über SUNRISE infor-
miert und durch die Bereitstellung von Informationsmaterial und Quartierskarten zur Teilnahme 
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aktiviert. BürgerInnen erhielten so Informationen zu Mobilitätsproblemen und möglichen Lö-
sungsvorschlägen und konnten Interessen und Meinungen artikulieren sowie kritisch hinterfra-
gen. Infopoints, die in einigen Quartieren eingerichtet wurden, boten die Möglichkeit, interes-
sierte lokale AkteurInnen über das SUNRISE-Projekt, den Projektstand und Teilnahmemöglich-
keiten zu informieren. Um Synergieeffekte zu nutzen, wurden die Infopoints in Kooperation mit 
Vereinen aus dem Quartier, in Quartierszentren oder mit anderen gemeinnützigen Organisatio-
nen eingerichtet. Die Synergieeffekte bestanden hierbei nicht nur in der gemeinsamen Nutzung 
von Räumlichkeiten und der Einbindung der Kooperationspartner, sondern auch in der Erschlie-
ßung von Netzwerken der Kooperationspartner. Die Sichtbarkeit des Projekts, der Informations-
fluss und die Meinungsbildung wurden mittels gezielter Öffentlichkeitsarbeit (Flyer, Newsletter, 
Poster, Presseaussendungen) im Quartier und auch über die Quartiersgrenzen hinaus ermög-
licht. Mit den Formaten für die breite Öffentlichkeit wurde der Grundstein für Kollaborationen 
zwischen heterogenen AkteurInnen im Co-Creation-Prozess gelegt. Den Ausführungen von In-
nes (1996) zu kollaborativen Planungsprozessen folgend, standen die Artikulation unterschied-
licher Interessen, die kritische Diskussion von Meinungen, die Einigung über relevante Themen 
und Inhalte und die Meinungsbildung dabei im Fokus der Formate.
Als Formate für die Einbindung ausgewählter AkteurInnen waren in den SUNRISE-Quartieren 
vor allem die Steuerungsgruppe, Begehungen, Interviews und Exkursionen sowie Workshops 
relevant. Ein wichtiger Teil der Co-Creation-Prozesse in den SUNRISE-Quartieren waren die Steu-
erungsgruppen, genannt „Core Groups“. Durch die Zusammensetzung aus verschiedenen loka-
len AkteurInnen sollten diese die Sichtbarkeit unterschiedlicher Interessen sowie die Transpa-
renz des Prozesses und seiner Inhalte intern und extern gewährleisten. In den meisten Quartie-
ren traf die „Core Group“ auch Entscheidungen inhaltlicher oder prozessualer Natur. Begehun-
gen im Quartier, Interviews mit ausgewählten Akteursgruppen und Exkursionen in andere 
Städte boten die Möglichkeit der Meinungsbildung zu mobilitätsrelevanten Themen sowie der 
Artikulation und des Austausches über Mobilitätsprobleme im Quartier. Ein zentraler Aspekt der 
Co-Creation-Prozesse in den SUNRISE-Quartieren waren Workshops, in denen eine Auswahl von 
VertreterInnen verschiedener Interessengruppen unterschiedliche Ideen zur Verbesserung der 
nachhaltigen Mobilität in den SUNRISE-Quartieren diskutierte und mit neuen Lösungen experi-
mentierte. 
In den Formaten für ausgewählte RepräsentantInnen von Interessen- bzw. Akteursgruppen ma-
nifestieren sich in SUNRISE die Kollaborationen zwischen heterogenen AkteurInnen im Co-Crea-
tion-Prozess. Diese Formate boten neben der Möglichkeit der Artikulation unterschiedlicher In-
teressen, der kritischen Diskussion von Meinungen, der Einigung über relevante Themen und 
Inhalte, der Meinungsbildung vor allem Gelegenheit für das Treffen von Entscheidungen (vgl. 
Innes 1996).
Als internetbasierte Formate zur Einbindung von AkteurInnen kamen in den ko-kreativen Pro-
zessen in SUNRISE vor allem Projektwebseiten, Newsletter und Online-Mapping-Tools zum Ein-
satz. Die Projektwebseiten und die Newsletter-Aussendungen boten die Möglichkeit, Informati-
onen über das SUNRISE-Projekt, den Projektstand und Teilnahmemöglichkeiten zu verbreiten. 
Interessierte BürgerInnen und andere AkteurInnen konnten mittels Online-Mapping-Tools Mei-
nungen und Interessen zu Mobilität im Quartier artikulieren und lokalisieren. Teil der Online-
Mapping-Tools war eine Kommentarfunktion, durch die AkteurInnen auf die Meinungen und 
Ideen anderer reagieren konnten, was eine kritische Reflexion anstieß. 
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Im Laufe des Co-Creation-Prozesses von SUNRISE konnten durch die Vielfalt der eingesetzten 
partizipativen Methoden diverse AkteurInnen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Hand-
lungsfeldern eingebunden werden. Mit den Formaten für die breite Öffentlichkeit ließen sich 
neben BürgerInnen aus dem Quartier auch AkteurInnen aus Politik und Verwaltung der lokalen 
und städtischen Ebene sowie der lokalen Wirtschaft, VertreterInnen von Wohnbaugesellschaf-
ten, Wirtschafts- und Tourismusverbänden und VertreterInnen von Kulturvereinen, des Gesund-
heitswesens und von Jugendzentren in den Co-Creation-Prozess einbinden. Der Einsatz von 
Methoden für die breite Öffentlichkeit in der Nähe von Spielplätzen oder in Parks erlaubte die 
Ansprache von spezifischen Gruppen wie Kindern, Jugendlichen, Eltern und SeniorInnen. An 
Formaten für ausgewählte RepräsentantInnen von Interessen- bzw. Akteursgruppen nahmen 
BürgerInnen, AkteurInnen aus der Stadt- und Bezirksverwaltung, der Stadtpolitik, VertreterIn-
nen des Tourismusverbands, der lokalen Wirtschaft sowie von Planungsbüros und der Gebiets-
betreuung teil. Das gilt auch für VertreterInnen lokaler Vereine und gemeinnütziger Organisati-
onen, wie Radverkehrsverbände oder AutofahrerInnenclubs, sowie der Feuerwehr und der Poli-
zei. Die Online-Formate erlaubten die Teilnahme interessierter BürgerInnen und anderer Akteu-
rInnen mit Internetzugang, die orts- und zeitungebundene Möglichkeiten der Beteiligung 
bevorzugen.
Vor allem bei Formaten für ausgewählte RepräsentantInnen von Interessens- bzw. Akteursgrup-
pen ergaben sich vielfältige Kollaborationen zwischen den teilnehmenden AkteurInnen zur 
Identifikation von Mobilitätsproblemen im Quartier und Entwicklungen von Mobilitätslösun-
gen. Das Beispiel SUNRISE zeigt, dass Co-Creation Kollaboration neu herstellen und die beste-
hende verbessern kann. So waren in einem SUNRISE-Quartier sichere Fußwege für SchülerInnen 
ein Ergebnis der ko-kreativen Lösungsentwicklung. Während Eltern und Schulen schon länger 
zusammenarbeiteten, bildeten sich im Rahmen des Co-Creation-Prozesses Allianzen zwischen 
Eltern, Schulen und der Polizei, um Schulwege sicherer zu gestalten. Co-Creation bietet aber 
auch Potenzial für neue, über das Projekt hinausgehende längerfristige Solidarität. Anzeichen 
für längerfristige Kollaborationen, die im Co-Creation-Prozess von SUNRISE entstanden sind, zei-
gen sich in einem anderen SUNRISE-Quartier. Dort hat sich eine Initiative gebildet, die sich für 
die Umsetzung einiger der verkehrsberuhigenden Maßnahmen aus SUNRISE an weiteren Orten 
im Quartier einsetzt.
Co-Creation-Prozesse können, wie SUNRISE zeigt, Kollaborationen zwischen einer Vielzahl von 
AkteurInnen herstellen. Jedoch gibt es einige AkteurInnen, die spezielle Partizipationsangebote 
brauchen, um in einen Co-Creation-Prozess eingebunden werden zu können.
4.2 Solidarität als inkludierende Praktik: Inklusion von „hard-to-reach groups“  
in SUNRISE
Solidarität ist eine Praktik mit inkludierenden und exkludierenden Aspekten (vgl. Agustín/Jør-
gensen 2019). Solidarisches Handeln ist durch Prozesse der Gemeinschafts- und Identitätsbil-
dung bestimmt und umfasst in der Regel nur einen bestimmten Teil der Gesellschaft oder ein 
räumlich begrenztes Gebiet (z. B. im Quartier, in der Stadt, im Nationalstaat, transnational; vgl. 
Altreiter 2019; Banting/Kymlicka 2017). Die Frage nach Inklusion und Exklusion ist auch in ko-
kreativen Prozessen von Bedeutung, da hier verschiedensten AkteurInnen die Möglichkeit ge-
geben werden soll, ihre Interessen zu äußern und in den Planungsprozess einzubringen. Insbe-
sondere hinsichtlich eines solidarischen Planungsverständnisses sind inklusive Prozesse und 
das Erreichen und Ermächtigen von AkteurInnen, die ihre Interessen nur schwer in Planungspro-
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zesse einbringen können, bedeutsam (vgl. Güntner 2019). Daher gilt es, in der Planung und 
Durchführung von Co-Creation-Prozessen besonderes Augenmerk auf „hard-to-reach groups“ 
zu legen. Diese Gruppen lassen sich oft aufgrund von sozioökonomischen Umständen, von 
räumlicher Distanz oder schlechten Erfahrungen mit Partizipationsprozessen (vgl. Brackertz 
2007; Ellard-Gray et al. 2015) nur schwer in klassischen Formaten (Diskussionen, Workshops etc.) 
einbinden. Das „Problem“ der Erreichbarkeit dieser Gruppen liegt nach Cook (2002) jedoch nicht 
an den Personen selbst, sondern am Partizipationsangebot, weswegen spezielle Formate benö-
tigt werden. SUNRISE hat mit dem Konzept der Co-Creation das explizite Ziel, solidarisch zu pla-
nen und die Teilhabe möglichst vieler AkteurInnen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Handlungsfeldern am Co-Creation-Prozess zu ermöglichen. Die Inklusion gesellschaftlicher 
Gruppen, die in klassischen partizipativen Planungsprozessen häufig unterrepräsentiert sind 
(z. B. Kinder, Jugendliche, SeniorInnen, MigrantInnen), ist demnach ein zentraler Aspekt des Pro-
jekts SUNRISE.
Anhand von Beispielen aus vier SUNRISE-Quartieren soll im Folgenden gezeigt werden, wie eine 
Einbindung von „hard-to-reach groups“ in die ko-kreativen Prozesse gelingen kann. In einem 
SUNRISE-Quartier stand die Sicherheit von FußgängerInnen, wegen der Schulen im Quartier ins-
besondere jene von SchülerInnen auf dem Schulweg, aufgrund der gemeinschaftlich erarbeite-
ten Problemwahrnehmung im Fokus der Maßnahmenentwicklung. Um auch SchülerInnen in 
die Maßnahmenentwicklung einzubinden, wurden Workshops in Schulen des Quartiers veran-
staltet. Diese Workshops zeichneten sich durch altersgerechte, spielerische Gestaltung (alters-
gerechte Informationen und bildliche Darstellungen zu Mobilität, Malzeug etc.) aus, sodass 
SchülerInnen nicht nur ihre Eindrücke vom Schulweg schildern, sondern auch etwas über das 
Thema Nachhaltigkeit und aktive Mobilität lernen konnten. Somit konnten SchülerInnen direkt 
an der Entwicklung von Verbesserungen für ihren Schulweg beteiligt werden. Zusätzlich bildete 
man SchülerInnen zum Thema aktiver Mobilität weiter und setzte sie als „Mobilitätsbotschafte-
rInnen“ ein, um dieses Wissen in ihre Familien- und Freundeskreise weiterzutragen.
In einem weiteren SUNRISE-Quartier befinden sich mehrere SeniorInnenwohnheime. Aufgrund 
der geringen Teilnahmezahlen von SeniorInnen in den ersten ko-kreativen Formaten wurden 
Workshops in einem SeniorInnenheim veranstaltet, um auch SeniorInnen eine Möglichkeit zu 
geben, am Co-Creation-Prozess teilzunehmen.
Ein anderes SUNRISE-Quartier zeichnet sich durch einen hohen Anteil von BürgerInnen mit Mi-
grationshintergrund aus. Mittels spielerischer Elemente und durch den Einsatz von Bildern und 
Piktogrammen wurde hier versucht, Sprachbarrieren zu verringern und niederschwellige Ange-
bote für die Teilnahme zu schaffen. Dadurch ließen sich deutlich mehr BürgerInnen einbinden, 
die sonst eher selten an partizipativen Formaten teilnehmen.
In einem weiteren SUNRISE-Quartier befinden sich mehrere Einrichtungen für seh- und mobili-
tätseingeschränkte Personen. Um diese am Co-Creation-Prozess zu beteiligen, wurden mehrere 
thematische Begehungen im Quartier durchgeführt. Diese Spaziergänge, die auf Problemlagen 
spezifischer Gruppen fokussierten, fanden unter der Anleitung von seh- und mobilitätseinge-
schränkten Personen statt, die auf diese Weise detailliert ihre alltäglichen Probleme mit Mobili-
tät im Quartier schildern konnten. Darüber hinaus bot sich auch die Möglichkeit, über Ideen und 
Lösungen zu diskutieren.
Durch den Einsatz von spezifischen Formaten in den oben aufgeführten SUNRISE-Quartieren 
gelang auch die Einbindung von spezifischen Gruppen in den Planungsprozess, die für den lo-
kalen Kontext von Bedeutung, aber nur selten mit herkömmlichen Partizipationsformaten zu 
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erreichen sind. Hier werden allerdings ebenso die Grenzen von Co-Creation deutlich. Die Mög-
lichkeiten, AkteurInnen in den Co-Creation-Prozess einzubinden, sind durch die zur Verfügung 
stehenden Ressourcen und Prioritätensetzungen limitiert. Die Einbindung aller AkteurInnen in 
einen Co-Creation-Prozess ist demnach nur schwer möglich. Ko-kreative Prozesse gehen somit 
auch immer mit Exklusion – gewollt oder ungewollt – einher. SUNRISE fördert den Blick auf die 
Integration von AkteurInnen, sodass jenseits der Begrenztheit von Co-Creation darauf geachtet 
werden kann, welche AkteurInnen für die Entwicklung neuer Lösungen im Quartier relevant 
sind.
4.3 Solidarität als generative Praktik: Entwicklung neuer Mobilitätslösungen  
und Konzepte in SUNRISE
Solidarität umfasst nach Agustín und Jørgensen (2019) auch eine generative Praktik, durch die 
sowohl neue Ideen und Konzepte von Gesellschaft und Zusammenleben generiert und gelebt 
werden, als auch kollektive Identitäten neu entstehen (vgl. Agustín/Jørgensen 2019, 25). Nach 
Schneidermesser (et al., 2019) zeichnet sich Co-Creation ebenso dadurch aus, dass Neues gene-
riert wird, das die beteiligten AkteurInnen gestalten und im Ergebnis nutzen können.
Durch die Beteiligung unterschiedlicher AkteurInnen aus verschiedenen gesellschaftlichen 
Handlungsfeldern und die Aushandlung eines Konsenses, der für die Beteiligten bestmögliche 
Lösungen darstellt (vgl. Streich 2005), entsteht in ko-kreativen Prozessen auch die Legitimation, 
neue Konzepte und Ideen in die Praxis umzusetzen. Die Legitimation ergibt sich in SUNRISE aus 
der Beteiligung einer Vielzahl heterogener AkteurInnen, den gemeinsam abgestimmten Pro-
blemwahrnehmungen, den gemeinschaftlich erarbeiteten Lösungsansätzen sowie durch her-
gestellte Verbindlichkeiten in Form von Quartiersmobilitätskonzepten. Mit den auf Basis der er-
arbeiteten Mobilitätslösungen erstellten Quartiersmobilitätskonzepten entstehen Verpflichtun-
gen und eine Anspruchsgrundlage, die Lösungsvorschläge auch umzusetzen und rasch vom 
„Reden ins Handeln“ zu kommen (vgl. Hammerl et al. 2016, 492). Das Implementieren von Pilot-
maßnahmen stärkte darüber hinaus das Vertrauen in den ko-kreativen Prozess und das Gemein-
schaftsgefühl der beteiligten AkteurInnen, sowie die kollektiven Identitäten und das Verantwor-
tungsgefühl gegenüber den Quartieren.
In den sechs SUNRISE Quartieren wurden insgesamt 33 Maßnahmen entwickelt, die ab dem 
Frühjahr 2020 zur Umsetzung kommen. Zu den entwickelten Mobilitätslösungen zählen Verbes-
serungen für den Radverkehr (wie neue Radständer, sicherere Radkreuzungen, Leihstationen 
und Informationskampagnen zum Radverkehr) sowie Verbesserungen für den FußgängerInnen-
verkehr (u.  a. Bildungsprogramm bzw. Maßnahmen für sichere und nachhaltige Schulwege, 
„Schulbus zu Fuß“, Neugestaltungen und Informationskampagnen für FußgängerInnenrouten). 
Maßnahmen wie die Errichtung von Sitzbänken als Treffpunkte, Begrünung von Straßen und 
Plätzen und eine verstärkte Belebung des öffentlichen Raumes durch Veranstaltungen oder an-
dere Interventionen wurden als Lösungen für die Attraktivierung des öffentlichen Raumes ent-
wickelt. Verbesserungen der Informations- und Aufenthaltsqualität an Haltestellen öffentlicher 
Verkehrsmittel sind Teil der entwickelten Mobilitätslösungen. Zur Reduktion des motorisierten 
Individualverkehrs im Quartier wurden Parkzonen, Tempo-30-Regelungen sowie Stationen für 
Carsharing ausgewählt.
Die hier überblicksartig dargestellten Maßnahmen wurden partizipativ konsensual von einem 
breiten Spektrum an AkteurInnen entwickelt. Bei der Betrachtung der angeführten Mobilitätslö-
sungen in SUNRISE fällt auf, dass keine wirklich neuartigen technisch innovativen Maßnahmen, 
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sondern eher bewährte Lösungen zur Verbesserung und Attraktivierung der nachhaltigen Mo-
bilität im Quartier erarbeitet wurden. Raffl et al. (2014, 39 ff.) weisen hinsichtlich der ko-kreativen 
Maßnahmenentwicklung darauf hin, dass es bei Co-Creation weniger um die objektive Neuheit 
einer Idee, sondern um die Neuheit einer Lösung in Bezug auf ihre sozial-räumliche Konstellati-
on, in die sie eingebettet ist, geht (vgl. Haufe/Franta 2019, 68). Co-Creation kann durch Kollabo-
ration hierbei auch Akzeptanz schaffen, die die Umsetzung von weniger populären Lösungen 
möglich macht. 
5 FAZIT
Co-Creation ist ein viel diskutiertes Konzept in der Stadtplanung, nicht nur, um nachhaltige Ver-
änderungen im Raum zu gestalten, sondern auch, um Solidarität im lokalen Kontext zu fördern. 
Ziel dieses Beitrags war die Klärung der Frage, inwiefern Co-Creation als solidarische Praxis des 
Planens verstanden werden kann.
Co-Creation bezeichnet einen kollaborativen Prozess, bei dem heterogene AkteurInnen aus un-
terschiedlichen gesellschaftlichen Handlungsfeldern in einem generativen Prozess mobilisiert 
und auf strategische Weise verbunden werden, mit dem Ziel, Wissen, Instrumente, Technologi-
en, Artefakte, Policies und Kompetenzen zu schaffen (vgl. Haufe/Franta 2019, JPI Urban Europe 
2016). Als partizipatives und inklusives Konzept kann Co-Creation auch als solidarischer Pla-
nungsprozess verstanden werden.
Nach Agustín und Jørgensen (2019) ist Solidarität hierbei nicht nur als Haltung, sondern als Pra-
xis zu verstehen, welche sich im Alltag folgendermaßen manifestiert: als relationale, als genera-
tive sowie als inklusive und exklusive Praktik. Diese Praktiken der Solidarität spielen auch für die 
ko-kreativen Prozesse im Horizon-2020-Projekt SUNRISE eine bedeutende Rolle, wo Co-Creation 
das Schlüsselkonzept für die Entwicklung, Umsetzung und Bewertung von nachhaltigen Mobi-
litätslösungen auf der Quartiersebene ist.
In den ko-kreativen Prozessen der sechs SUNRISE-Quartiere wurden Kollaborationen zwischen 
heterogenen AkteurInnen durch eine Vielfalt von Partizipationsmethoden geschaffen. Face-to-
Face-Methoden für die breite Öffentlichkeit und für ausgewählte RepräsentantInnen von Inter-
essens- bzw. Akteursgruppen wurden mit internetbasierten Methoden kombiniert und boten 
so einer Vielzahl von AkteurInnen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Handlungsfeldern 
die Möglichkeit, partizipativ und kollaborativ das Quartier mitzugestalten. Abhängig von der 
eingesetzten Methode umfassten die ko-kreativen Prozesse in SUNRISE die Artikulation unter-
schiedlicher Interessen, das kritische Hinterfragen von Meinungen, die Einigung über relevante 
Themen und Inhalte, die Meinungsbildung sowie das Treffen endgültiger Entscheidungen. In 
den SUNRISE-Quartieren zeigte sich auch, dass Co-Creation bestehende Kollaborationen ver-
bessern und ebenso neue herstellen kann.
Einem inklusiven solidarischen Planungsverständnis folgend, wurde in den SUNRISE-Quartieren 
ein besonderes Augenmerk auf die Inklusion von „hard-to-reach groups“ gelegt. Durch den Ein-
satz von speziellen Formaten konnten spezifische Gruppen in den Planungsprozess eingebun-
den werden, die für den lokalen Kontext von Bedeutung, aber mit herkömmlichen Partizipati-
onsformaten nur selten zu erreichen sind. Hier werden aber auch die Grenzen von Co-Creation 
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deutlich. Die zur Verfügung stehenden Ressourcen und Prioritätensetzungen limitieren die 
Möglichkeiten, AkteurInnen an einem Co-Creation-Prozess zu beteiligen. Exklusion von Akteu-
rInnen – gewollt oder ungewollt – ist in ko-kreativen Prozessen de facto nicht zu vermeiden. 
Auch in den SUNRISE-Quartieren konnten nur begrenzt AkteurInnen eingebunden werden, je-
doch konnten durch den Fokus auf ein Quartier AkteurInnen gezielt angesprochen werden.
In den ko-kreativen Prozessen der sechs SUNRISE-Quartiere wurden partizipativ-konsensual ins-
gesamt 33 Mobilitätslösungen entwickelt. Bei der Betrachtung der entwickelten Mobilitätslö-
sungen in SUNRISE fällt auf, dass eher bewährte Lösungen zur Verbesserung und Attraktivierung 
der nachhaltigen Mobilität im Quartier erarbeitet wurden. Es geht bei der Bewertung der Mobi-
litätslösungen jedoch weniger um die objektive (technologische) Neuheit, als vielmehr um die 
Frage, ob eine Idee oder Lösung für das Quartier neu ist bzw. nachhaltige Wirkung entfalten 
kann. Durch Kollaboration und Inklusion kann Co-Creation auch Akzeptanz bzw. Solidarität 
schaffen, die die Entwicklung und Umsetzung von weniger populären Lösungen im Quartier 
möglich macht.
Die ko-kreativen Prozesse aus dem Horizon-2020-Projekt SUNRISE zeigen, dass Co-Creation als 
solidarisches Planungskonzept verstanden werden kann. Es bedarf jedoch weiterer Untersu-
chungen, um die Tragfähigkeit und Langfristigkeit der durch Co-Creation entstandenen Solida-
rität zu untersuchen.
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